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Kurzbeschreibung 
Das am 1. Januar 2021 in Kraft getretene „Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige 
Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurchschnittlichem Einkommen und 
für weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Alterseinkommen“ (Grundrentengesetz) gewährt 
Rentenbeziehenden mit langjähriger Beitragszahlung und unterdurchschnittlichem Einkommen einen 
individuell berechneten Zuschlag zu ihrer Rente. Ziel ist es, die Lebensleistung von 
Geringverdienenden mit jahrzehntelanger Beitragszahlung im gesetzlichen 
Rentenversicherungssystem zu würdigen. 

Dieser Bericht prüft gemäß dem gesetzlichen Evaluierungsauftrag (§ 307h SGB VI) wissenschaftlich, 
ob die mit der Einführung der Grundrente verfolgten Ziele erreicht werden. Im Mittelpunkt steht die 
Frage, ob sie zur Anerkennung langjähriger Pflichtbeitragszeiten von Geringverdienenden beiträgt 
und deren Einkommenssituation im Alter spürbar verbessert. Analysiert werden dabei die Erfüllung 
der Anspruchsvoraussetzungen, die Höhe der Zuschläge und die Wirkung der 
Einkommensanrechnung. Auf Basis dieser Ergebnisse werden mithilfe eines Mikrosimulationsmodells 
drei Reformszenarien zur Einkommensanrechnung untersucht. 

Abstract 
The “Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige Versicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung mit unterdurchschnittlichem Einkommen und für weitere Maßnahmen zur 
Erhöhung der Alterseinkommen” (act on the introduction of a basic pension for long-term 
contributors to the statutory pension insurance scheme with below-average income and for further 
measures to increase retirement income), which came into force on January 1, 2021, grants 
pensioners who have paid contributions for many years and have below-average incomes an 
individually calculated supplement to their pension. The aim is to recognize the lifetime 
achievements of low-income earners in the statutory pension insurance system. 

In accordance with the statutory evaluation mandate (§ 307h SGB VI), this report scientifically 
examines whether the objectives pursued with the introduction of the basic pension have been 
achieved. The focus is on whether it contributes to the recognition of long-term compulsory 
contribution periods for low-income earners and noticeably improves their income situation in old 
age. The report analyzes the fulfillment of eligibility requirements, the amount of supplements, and 
the effect of income offsetting. Based on these results, three reform scenarios for income offsetting 
are examined using a microsimulation model. 
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Auf einen Blick 
Das am 1. Januar 2021 in Kraft getretene „Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige 
Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurchschnittlichem Einkommen und 
für weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Alterseinkommen“ (Grundrentengesetz) gewährt 
Rentenbeziehenden, die langjährig Beiträge gezahlt haben und ein unterdurchschnittliches 
Einkommen aufweisen, einen individuell berechneten Zuschlag zu ihrer Rente. Ziel des Gesetzes ist 
es, jahrzehntelange verpflichtende Beitragszahlung von Geringverdienenden im gesetzlichen 
Rentenversicherungssystem anzuerkennen und so das Vertrauen in die Rentenversicherung zu 
stärken. Die Grundrente ist nicht primär auf Armutsbekämpfung ausgerichtet. Allerdings verbessert 
sie die Einkommenssituation der Empfänger und Empfängerinnen, die über unterdurchschnittliche 
Einkommen verfügen. 

Das vorliegende Forschungsprojekt zielt darauf ab, gemäß dem gesetzlichen Evaluierungsauftrag 
(§ 307h SGB VI) wissenschaftlich zu evaluieren, ob die mit der Einführung der Grundrente 
formulierten Ziele erreicht wurden. Im Zentrum steht dabei die Frage, ob und inwieweit die 
Grundrente die Zielgruppe der Versicherten mit langjähriger verpflichtender Beitragszahlung erreicht, 
wie sich die Grundrentenzuschläge bei den Berechtigten auswirken und wie die 
Einkommensanrechnung wirkt. 

87,1 Prozent der Grundrentenberechtigten sind Altersrentenbeziehende, die ganz überwiegend ihren 
Wohnsitz in Deutschland haben.1 Aus diesen Gründen konzentriert sich die vorliegende Studie auf 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland. 

Dabei wird die Analyse der Studie in drei Untersuchungspunkte gegliedert: 

• Welche Altersrentenbeziehenden erfüllen die Anspruchsvoraussetzungen der Grundrente? 
Ist dies bei bestimmten soziodemografischen Gruppen überproportional der Fall und welche 
grundrentenrelevanten Zeiten spielen hierbei eine tragende Rolle? 

• Wie berechnet sich der Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung und ist dieser bei 
einzelnen soziodemografischen Gruppen überproportional hoch? 

• Welchen Einfluss hat die Einkommensanrechnung auf den tatsächlich ausgezahlten 
Grundrentenzuschlag und zu welcher Veränderung würde eine Anpassung der Freibeträge 
und Anrechnungssätze führen? 

Für diese Untersuchungspunkte ergeben sich die folgenden zentralen Befunde: 

• Der Grundrentenzuschlag erreicht die Zielgruppe. 
12,3 Prozent aller Altersrentenbeziehenden erfüllen die Anspruchsvoraussetzungen für die 
Grundrente. Davon erhalten 50,5 Prozent auch tatsächlich einen Grundrentenzuschlag. In 
den übrigen Fällen führt die Anrechnung bestehender Einkünfte auf den 
Grundrentenzuschlag dazu, dass kein Grundrentenzuschlag gezahlt wird. 

 

1 Die restlichen 13,85 Prozent der Grundrentenansprüche teilen sich in Ansprüche bei Renten wegen verminderter Erwerbstätigkeit 
(4,11 Prozent) und Renten wegen des Todes (Hinterbliebenenrenten, 8,74 Prozent) auf. 93,54 Prozent der Altersrentenbeziehenden 
haben ihren Hauptwohnsitz in Deutschland. 
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• Der Grundrentenzuschlag führt bei Grundrentenbeziehenden zu einer deutlichen 
Anhebung des Rentenbetrags. Er variiert jedoch stark zwischen Frauen und Männern 
oder Grundrentenbeziehenden in den neuen und alten Bundesländern. 
Der durchschnittliche Grundrentenzuschlag beträgt bei grundrentenbeziehenden Männern in 
den neuen Bundesländern 67 Euro und in den alten Bundesländern 95 Euro. Bei 
grundrentenbeziehenden Frauen in den neuen Bundesländern liegt der Grundrentenzuschlag 
bei 86 Euro und in den alten Bundesländern bei 103 Euro. 

• Frauen erfüllen besonders häufig die Anspruchsvoraussetzungen für die Grundrente. 
18,2 Prozent der Altersrentnerinnen erfüllen die Anspruchsvoraussetzungen für die 
Grundrente, während 4,6 Prozent der Altersrentner grundrentenberechtigt sind. Um 
grundrentenberechtigt zu sein, müssen Altersrentenbeziehende einerseits ausreichend 
relevante Zeiten (Grundrentenzeiten) aufweisen. Hierzu tragen bei Müttern 
Kindererziehungs- und Kinderberücksichtigungszeiten stark bei. Andererseits dürfen ihre 
bestehenden Rentenansprüche nicht zu hoch sein (durchschnittliche Entgeltpunkte aus 
Grundrentenbewertungszeiten). Männer erfüllen häufig nicht die Anspruchsvoraussetzungen, 
da sie bereits ausreichend Rentenansprüche erworben haben. Frauen weisen hingegen im 
Durchschnitt eine deutlich geringere Rentenhöhe auf. Erfüllen Frauen dennoch nicht die 
Anspruchsvoraussetzungen für die Grundrente, so liegt das oft daran, dass sie zu wenige 
Grundrentenzeiten aufweisen. 

• Für die Höhe des Grundrentenzuschlags ist vor allem die Höhe des Erwerbseinkommens 
und weniger die Dauer der Erwerbstätigkeit maßgeblich. 
Der Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung fällt – wie dargestellt – für Frauen 
sowohl in den neuen als auch in den alten Bundesländern durchschnittlich höher aus als für 
Männer. Das Gleiche gilt für grundrentenberechtigte Frauen bzw. grundrentenberechtigte 
Männer mit Wohnsitz in den alten Bundesländern im Vergleich zu denen in den neuen 
Bundesländern. Entscheidend für diese soziodemografischen Unterschiede ist das 
durchschnittliche Erwerbseinkommen in den Grundrentenbewertungszeiten. Denn für den 
Großteil der Grundrentenberechtigten sinkt der Grundrentenzuschlag vor 
Einkommensanrechnung mit den eigenen Rentenansprüchen. Die Gesamtzahl der Monate 
mit Grundrentenbewertungszeiten spielt dagegen eine eher untergeordnete Rolle für die 
Bestimmung des Grundrentenzuschlags. Grund hierfür ist, dass der Grundrentenzuschlag vor 
Einkommensanrechnung zwar mit der Anzahl an Grundrentenbewertungszeiten steigt, für 
die Berechnung jedoch nur ein Maximalwert von 35 Jahren verwendet wird. Diesen 
überschreiten die meisten Grundrentenberechtigten. 

• Der Grundrentenzuschlag nach Einkommensanrechnung ist in den meisten Fällen 
entweder unverändert oder er entfällt vollständig. Anteilige Kürzungen des 
Grundrentenzuschlags sind selten.  
50,5 Prozent der Altersrentenbeziehenden, die grundsätzlich die Anspruchsvoraussetzungen 
für die Grundrente erfüllen, erhalten auch einen Grundrentenzuschlag ausgezahlt. Von diesen 
bekommen 84,5 Prozent einen ungekürzten und 15,5 Prozent einen aufgrund der 
Einkommensanrechnung verminderten Grundrentenzuschlag. Gleichzeitig verfügen 
Grundrentenberechtigte, die den Zuschlag erhalten, im Durchschnitt über ein deutlich 
geringeres Haushaltseinkommen als Grundrentenberechtigte, die aufgrund der 
Einkommensanrechnung den Zuschlag nicht erhalten. 



 

 

16 

 

• Besonders bei Frauen wird Einkommen auf den Grundrentenzuschlag angerechnet. 
Viele Frauen, die die Anspruchsvoraussetzungen grundsätzlich erfüllen, erhalten keinen 
Grundrentenzuschlag, weil eigenes oder anzurechnendes Partnereinkommen auf den 
Zuschlag angerechnet wird. Im Durchschnitt fällt das anrechenbare Einkommen – sowohl bei 
Grundrentenbeziehenden als auch bei Anspruchsberechtigten ohne Zuschlag – bei Frauen 
höher aus als bei Männern. Dies gilt sowohl für Personen ohne angerechnetes 
Partnereinkommen als auch für jene, bei denen Partnereinkommen berücksichtigt wird. 

• Eine Anhebung der Grundrentenfreibeträge bei der Einkommensanrechnung als 
Reformszenario würde zu einer Ausweitung der Grundrentenzahlungen führen, von der 
überwiegend grundrentenberechtigte Frauen profitieren würden. 
Bis zu einer Anhebung der Grundrentenfreibeträge um das 6-fache des aktuellen 
Rentenwerts – 2023 waren das rund 220 Euro – würde sich in erster Linie der ausgezahlte 
Grundrentenzuschlag für bereits heute Grundrentenbeziehende erhöhen. Eine Erhöhung der 
Freibeträge in diesem Ausmaß ginge mit zusätzlichen Kosten von ca. 266 Mio. Euro einher. 
Von einer weitreichenderen Anhebung würden primär Grundrentenberechtigte profitieren, 
die zuvor keinen Grundrentenzuschlag erhalten haben. Von der hypothetischen Reform 
würden in beiden Fällen insbesondere Frauen profitieren. 

• Eine Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes von 60 Prozent auf einen höheren 
Betrag würde die Gesamtausgaben senken – der Umfang hängt von der Anhebung ab. 
Eine Anhebung des Anrechnungssatzes auf 100 Prozent würde die Ausgaben um ca. 
65 Mio. Euro senken. Diese Senkung würde vor allem durch ursprünglich 
Grundrentenbeziehende getragen, die aufgrund der höheren Einkommensanrechnung einen 
niedrigeren Grundrentenzuschlag erhalten würden. Die Anhebung auf 100 Prozent würde 
auch dazu führen, dass 65,4 Tausend ursprünglich Grundrentenbeziehende überhaupt keinen 
Grundrentenzuschlag mehr erhalten. Frauen wären von der Reform verstärkt betroffen. 

• Eine Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes bei kostenneutraler Anhebung des 
Grundrentenfreibetrags würde die Anzahl der Grundrentenbeziehenden geringfügig 
reduzieren, hätte jedoch kaum soziodemografische Verteilungswirkungen. 
Eine kostenneutrale gleichzeitige Anhebung von Anrechnungssatz und 
Grundrentenfreibetrag hätte nur sehr begrenzte Verteilungswirkungen. Zwar würde die Höhe 
des Grundrentenzuschlags für einige Grundrentenbeziehende sinken und für andere steigen, 
die Verteilung nach soziodemografischen Gruppen würde sich jedoch kaum ändern. Daneben 
würden einige neue Grundrentenberechtigte einen Grundrentenzuschlag erhalten, eine etwas 
höhere Anzahl ursprünglich Grundrentenbeziehender erhielte jedoch keinen 
Grundrentenzuschlag mehr. Insgesamt würde so bei einer maximalen Anhebung des 
Anrechnungssatzes auf 100 Prozent und des Grundrentenfreibetrags um das 1,35-fache des 
aktuellen Rentenwerts die Anzahl der Grundrentenbeziehenden um 1,1 Prozent sinken. 

Die Evaluation zeigt, dass die mit der Einführung der Grundrente formulieren Ziele erreicht wurden, 
denn die Grundrente verbessert die Einkommenslage von langjährig pflichtversicherten 
Geringverdienenden im Alter. Besonders Frauen sowie Personen mit Wohnsitz in den neuen 
Bundesländern profitieren überdurchschnittlich von der Grundrente. Zugleich schränkt die 
Einkommensanrechnung den Kreis der tatsächlich Begünstigten deutlich ein und prägt entscheidend 
die Verteilung der Zuschläge. Insgesamt erweist sich die Grundrente damit als zielgerichtetes 
Instrument. 
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1. Zielsetzung, Anspruchsvoraussetzungen und 
Umsetzung der Grundrente 

Das am 1. Januar 2021 in Kraft getretene Grundrentengesetz gewährt Altersrentenbeziehenden, die 
langjährig Beiträge gezahlt haben und ein unterdurchschnittliches Einkommen aufweisen, einen 
individuell berechneten Zuschlag zu ihrer Rente. Die Grundrente zielt darauf ab, jahrzehntelange 
verpflichtende Beitragszahlungen von Geringverdienenden im gesetzlichen 
Rentenversicherungssystem anzuerkennen und das Vertrauen in die Rentenversicherung zu stärken. 
Die Grundrente soll somit gezielt jene Versicherten unterstützen, die trotz langjähriger 
Erwerbstätigkeit keine auskömmliche Rente erzielen konnten – etwa infolge von Teilzeitarbeit, 
geringem Lohnniveau oder Zeiten der Familienarbeit. Die Grundrente ist nicht primär auf 
Armutsbekämpfung ausgerichtet. Allerdings verbessert sie die Einkommenssituation der Empfänger 
und Empfängerinnen, die überwiegend über unterdurchschnittliche Einkommen verfügen. 

1.1 Evaluationsauftrag 

Das vorliegende Forschungsprojekt zielt darauf ab, gemäß dem gesetzlichen Evaluierungsauftrag 
(§ 307h SGB VI) wissenschaftlich zu evaluieren, ob die mit der Einführung der Grundrente 
formulierten Ziele erreicht wurden. Im Zentrum steht dabei die Frage, ob die Grundrente dazu 
beiträgt, langjährige verpflichtende Beitragszahlungen von Geringverdienenden anzuerkennen und 
deren Einkommenssituation im Alter spürbar zu verbessern. 

Die Evaluation verfolgt das Ziel, die Umsetzung und Wirkung der Grundrente differenziert zu 
untersuchen. Dabei werden insbesondere folgende Aspekte berücksichtigt: 

1. Wurde die Zielgruppe der langjährig Pflichtversicherten in der gesetzlichen 
Rentenversicherung mit unterdurchschnittlichem Einkommen erreicht? 

2. Unterscheiden sich die Grundrentenzuschläge in Abhängigkeit von Geschlecht und Region? 
3. Wie wirkt sich die Staffelung der Grundrentenzuschläge zwischen 33 und 35 Jahren an 

Grundrentenzeiten aus? 
4. Welche Auswirkungen ergeben sich durch die Einkommensanrechnung und die hierbei 

anzuwendenden Freibeträge? 

Die Analyse erfolgt auf Grundlage von Mikrodaten der Deutschen Rentenversicherung sowie 
ergänzenden Sonderauswertungen und ist sowohl deskriptiv als auch analytisch ausgerichtet. Ziel ist 
es, evidenzbasierte Erkenntnisse über die Wirkung und Reichweite der Grundrente zu gewinnen und 
potenzielle Handlungsbedarfe für eine Weiterentwicklung des Instruments aufzuzeigen. 

1.2 Anspruchsberechtigung und Ermittlung des Grundrentenzuschlags 

Die Ermittlung eines individuellen Grundrentenzuschlags lässt sich in drei aufeinander aufbauende 
Schritte unterteilen. Diese Drei-Schritt-Systematik bildet auch die Grundstruktur dieses 
Forschungsprojekts: 

1. Zunächst wird geprüft, ob eine Person grundsätzlich die Anspruchsvoraussetzungen für die 
Grundrente erfüllt. Im Folgenden werden diese Personen auch als grundrentenberechtigt 
bezeichnet. 



Zielsetzung, Anspruchsvoraussetzungen und Umsetzung der Grundrente 

18 

2. Für alle Grundrentenberechtigten wird anschließend ein individueller Grundrentenzuschlag 
vor Einkommensanrechnung ermittelt. Dieser basiert ausschließlich auf den eigenen 
Rentenansprüchen aus den Grundrentenbewertungszeiten (siehe unten). 

3. Im letzten Schritt erfolgt die Einkommensanrechnung, die den individuellen 
Grundrentenzuschlag mindern kann. Hierbei werden sowohl eigene Einkünfte als auch 
etwaige Einkünfte von Ehegatten berücksichtigt. 

Im Folgenden werden die einzelnen Schritte genauer beschrieben. 

1.2.1 Anspruchsvoraussetzungen 

Anspruch auf den Grundrentenzuschlag haben ausschließlich Personen, die mind. 33 Jahre an 
Grundrentenzeiten aufweisen (§ 76g Abs. 1 und 2 SGB VI). Zu den Grundrentenzeiten zählen 
insbesondere Zeiten mit Pflichtbeiträgen aus Beschäftigung, Selbstständigkeit oder Pflege, 
Kindererziehungszeiten sowie Zeiten mit Leistungen bei Krankheit oder Rehabilitation. Nicht 
berücksichtigungsfähig sind hingegen beispielsweise Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe und Arbeitslosengeld II, Zeiten der Schulausbildung oder Zeiten der geringfügigen 
Beschäftigung ohne eigene Beitragszahlung. Ein voller Anspruch auf den Grundrentenzuschlag 
besteht bei Personen mit mind. 35 Jahren an Grundrentenzeiten; Personen mit 33 bis unter 35 Jahren 
wird der Zuschlag gestaffelt gewährt. Die Bestimmung der Grundrentenzeiten findet monatsgenau 
statt. 

Das zentrale Element der Berechnung des Grundrentenzuschlags sind die 
Grundrentenbewertungszeiten (§ 76g Abs. 3 SGB VI). Diese umfassen alle Monate der 
Grundrentenzeiten, auf die mind. 0,025 Entgeltpunkte entfallen.2 Monate, auf die keine oder weniger 
als 0,025 Entgeltpunkte entfallen – beispielsweise beitragsfreie Kinderberücksichtigungszeiten oder 
Zeiten eines Minijobs mit eigener Beitragszahlung – zählen zwar zu den Grundrentenzeiten, nicht 
aber zu den Grundrentenbewertungszeiten. Die zentrale Rechengröße, die über Anspruch und Höhe 
des Grundrentenzuschlags entscheidet, ist der Durchschnittswert der Entgeltpunkte aus allen 
Kalendermonaten mit Grundrentenbewertungszeiten (§ 76g Abs. 4 SGB VI). 

Neben der Mindestanforderung an die Grundrentenzeiten von 33 Jahren ist ein weiteres zentrales 
Kriterium der Ermittlung des Grundrentenzuschlags der Höchstwert der Entgeltpunkte 
(§ 76g Abs. 1 und 4 SGB VI). Dieser Höchstwert hängt von der individuellen Anzahl an 
Grundrentenzeiten ab. Bei Personen mit 33 Jahren an Grundrentenzeiten beträgt dieser 
0,0334 Entgeltpunkte pro Monat (entspricht rund 0,4 Entgeltpunkten pro Jahr). Für jeden 
zusätzlichen Monat an Entgeltpunkten steigt der Höchstwert um 0,001389 Entgeltpunkte an, sodass 
er für Personen mit 35 Jahren an Grundrentenzeiten 0,0667 Entgeltpunkte pro Monat beträgt 
(entspricht rund 0,8 Entgeltpunkten pro Jahr). Dies ist zugleich der maximal mögliche Betrag des 
Höchstwerts. Für Personen mit mehr als 35 Jahren an Grundrentenzeiten bleibt der Höchstwert 
somit konstant bei 0,0667 Entgeltpunkten. Personen, deren Durchschnittswert der Entgeltpunkte aus 
den Grundrentenbewertungszeiten über dem Höchstwert liegt, wird kein Grundrentenzuschlag 
gewährt. 

Einen Sonderfall stellen Altersrentenbeziehende mit Rentenbeginn vor dem 1. Januar 1992 dar. Für 
diese wird ein Grundrentenzuschlag bestimmt, wenn für ihre Pflichtbeitragszeiten nach dem 
31. Dezember 1972 ein Zuschlag an persönlichen Entgeltpunkten nach Artikel 82 des 
Rentenreformgesetzes ermittelt wurde und die durchschnittlichen Entgeltpunkte aus diesen 

 

2 Jährlich ergibt sich so ein Betrag von mind. 0,3 Entgeltpunkten bzw. 30% des Durchschnitteinkommens. 
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Pflichtbeitragszeiten und dem Zuschlag an persönlichen Entgeltpunkten unter 
0,0625 Entgeltpunkten pro Monat liegen (§ 307f Abs. 1 SGB VI). D.h., der Höchstwert beträgt hier 
0,0625 Entgeltpunkte pro Monat, das entspricht 0,75 Entgeltpunkten pro Jahr. 

Die Anspruchsvoraussetzungen für die Grundrente werden durch die Deutsche Rentenversicherung 
für alle Rentenbeziehenden anhand der folgenden drei Kriterien geprüft: 

1. Hat der oder die Rentenbeziehende mind. 33 Jahre an Grundrentenzeiten? 
2. Liegt mind. ein Kalendermonat mit einer Grundrentenbewertungszeit vor? 
3. Liegt der Durchschnittswert der Entgeltpunkte aus allen Grundrentenbewertungszeiten 

unterhalb des jeweils anzuwendenden Höchstwerts? 

Sind diese drei Anspruchsvoraussetzungen erfüllt, so gilt diese Person als grundrentenberechtigt. 
Für alle grundrentenberechtigten Personen wird anschließend rechnerisch der potenzielle 
Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung ermittelt. 

1.2.2 Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung 

Die Höhe des Grundrentenzuschlags bemisst sich auf Grundlage des Durchschnittswerts der 
Entgeltpunkte aus allen Grundrentenbewertungszeiten. Dieser Durchschnittswert wird zunächst als 
Basiswert angenommen. Übersteigt das Zweifache dieses Werts jedoch den entsprechenden 
Höchstwert der Entgeltpunkte, so wird als Basiswert die Differenz zwischen Höchstwert und 
Durchschnittswert der Entgeltpunkte aus allen Grundrentenbewertungszeiten herangezogen. Der 
ermittelte Basiswert wird anschließend um 12,5 Prozent gekürzt und mit der Anzahl an 
Kalendermonaten mit Grundrentenbewertungszeiten (jedoch mit maximal 420) multipliziert. Hieraus 
ergibt sich der Zuschlag an Entgeltpunkten im Sinne der Grundrente. 

Ein Beispiel: Eine Person weist insgesamt 45 Jahre an Grundrentenzeiten auf. In den ersten 20 Jahren 
hat sie pro Monat jeweils weniger als 0,025 Entgeltpunkte und in den letzten 25 Jahren jeweils mehr 
als 0,025 Entgeltpunkte erworben. Folglich zählen nur die letzten 25 Jahre zu den 
Grundrentenbewertungszeiten. Nehmen wir an, die Person hätte in den 
Grundrentenbewertungszeiten durchschnittlich 0,05 Entgeltpunkte pro Monat erworben. Dieser 
Wert liegt unterhalb des Höchstwerts von 0,0667 Entgeltpunkten, weshalb für die Person ein 
Grundrentenzuschlag ermittelt wird. Jedoch liegt das Zweifache des Werts oberhalb des 
Höchstwerts. Als Basiswert für die Berechnung des Grundrentenzuschlags wird daher die Differenz 
0,0667 – 0,05 = 0,0167 Entgeltpunkte herangezogen. Dieser Wert wird um 12,5 Prozent gekürzt. Die 
25 Jahre an Grundrentenbewertungszeiten entsprechen 300 Kalendermonaten. Die Person erhält 
somit einen Grundrentenzuschlag von 0,0167 × 0,875 x 300 = 4,38 Entgeltpunkten. Um den 
monetären Gegenwert dieses Zuschlags zu errechnen, werden die Entgeltpunkte mit dem aktuellen 
Rentenwert, dem Rentenartfaktor und dem Zugangsfaktor multipliziert.3 Hieraus ergibt sich der 
monatliche Grundrentenzuschlag. 

 

3 Der aktuelle Rentenwert beträgt für das Jahr 2023 bis 30. Juni 35,52 Euro für die neuen und 36,02 Euro für die alten Bundesländer. Ab 
Juli 2023 gilt ein einheitlicher aktueller Rentenwert für die neuen und alten Bundesländer. Ab 01. Juli 2023 bis 30. Juni 2024 beträgt 
dieser 37,60 Euro. Der Rentenartfaktor unterscheidet nach Rentenart und beträgt bei Altersrenten den Wert 1. Der Zugangsfaktor ist 
abhängig vom Zeitpunkt des Rentenbeginns relativ zur Regelaltersgrenze. Zur Regelaltersgrenze beträgt er 1, für jeden Monat 
Rentenbeginn vor Regelaltersgrenze wird er um 0,3 Prozentpunkte gekürzt und für jeden Monat Rentenbeginn nach Regelaltersgrenze 
trotz erfüllter Anspruchsvoraussetzungen für die Rente wird er um 0,5 Prozentpunkte angehoben.  



Zielsetzung, Anspruchsvoraussetzungen und Umsetzung der Grundrente 

20 

1.2.3 Einkommensanrechnung 

Der ermittelte Grundrentenzuschlag unterliegt einer Einkommensanrechnung. Die 
Einkommensanrechnung soll sicherstellen, dass der Grundrentenzuschlag an diejenigen Personen 
gezahlt wird, die in Haushalten mit geringem oder unterdurchschnittlichem Gesamteinkommen 
leben. Deshalb werden das eigene Einkommen und auch das Einkommen von Ehepartnern geprüft 
(§ 97a Abs. 1 SGB VI). Zu den anrechenbaren Einkommen zählt grundsätzlich das zu versteuernde 
Einkommen, der steuerfreie Teil von Renten und die versteuerten Einkünfte aus Kapitalvermögen 
jeweils bezogen auf das vorvergangene Kalenderjahr (§ 97a Abs. 2 SGB VI). 

Abbildung 1.1 Bestimmung des Grundrentenzuschlags 

 

Quelle: §§ 76g, 97a SGB VI 

Eine Anrechnung des monatlichen Einkommens erfolgt nicht direkt ab dem ersten Euro. Vielmehr 
gibt es Freibeträge, deren Höhe am aktuellen Rentenwert bemessen ist (§ 97a Abs. 4 SGB VI). Für 
Alleinstehende liegt dieser Freibetrag beim 36,56-fachen des aktuellen Rentenwerts und für 
Ehepaare beim 57,03-fachen des aktuellen Rentenwerts.4 Beträgt das monatliche Einkommen 
weniger als der jeweilige Freibetrag, so wird der berechnete Grundrentenzuschlag in voller Höhe 
ausgezahlt. Liegt das zu berücksichtigende monatliche Einkommen oberhalb des jeweiligen 

 

4 Für Altersrentenbeziehende der alten Bundesländer ergeben sich somit für 2023 Grundfreibeträge von 1.317 Euro bzw. 2.055 Euro und für 
Altersrentenbeziehende der neuen Bundesländer ergeben sich Grundfreibeträge von 1.299 Euro bzw. 2.026 Euro. 
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Freibetrags, wird der den Freibetrag übersteigende Betrag zunächst zu 60 Prozent auf den 
Grundrentenzuschlag angerechnet. Beläuft sich das monatliche Einkommen auf einen Betrag, der 
über dem 46,78-fachen des aktuellen Rentenwerts bei Alleinstehenden bzw. 67,27-fachen des 
aktuellen Rentenwerts bei Ehepaaren liegt, so erfolgt eine vollständige Anrechnung desjenigen 
Einkommensanteils, der diese zweite Einkommensgrenze übersteigt.5 

Ein Beispiel: Für eine alleinstehende Person mit Wohnsitz in den alten Bundesländern wurde für das 
erste Halbjahr 2023 ein Grundrentenzuschlag in Höhe von monatlich 300 Euro ermittelt.6 Die 
Einkommensprüfung ergab ein monatliches anrechenbares Einkommen von 1.700 Euro. Da das 
Einkommen der Person sowohl den Freibetrag von 1.317 Euro (= 36,56 × 36,02 Euro, aufgerundet) als 
auch die zweite Einkommensgrenze von 1.686 Euro (= 46,78 × 36,02 Euro, aufgerundet) überschreitet, 
werden (1.686 Euro - 1.317 Euro) × 0,6 + (1.700 Euro - 1.686 Euro) × 1,0 = 235,40 Euro auf den 
Grundrentenzuschlag angerechnet. Nach der Einkommensanrechnung erhält die Person also noch 
einen Grundrentenzuschlag in Höhe von monatlich 64,60 Euro. 

Die Prüfung der Anspruchsberechtigung, die Berechnung des Zuschlags sowie die Prüfung des 
anrechenbaren monatlichen Einkommens erfolgen automatisch durch die Deutsche 
Rentenversicherung. Versicherte müssen keinen gesonderten Antrag stellen. Abbildung 1.1 
verdeutlicht nochmals das entsprechende Vorgehen. 

  

 

5 Für Altersrentenbeziehende der alten Bundesländer liegen diese Werte 2023 bei 1.686 Euro bzw. 2.424 Euro und für 
Altersrentenbeziehende der neuen Bundesländer bei 1.662 Euro bzw. 2.390 Euro. 

6 Als Beispiel wird das erste Halbjahr 2023 verwendet, um einen passenden Vergleich zu den Ergebnissen aus dem Rentenbestand 2023 zu 
schaffen und da zur Berechnung der Grundrentenfreibeträge in den Daten des Rentenbestands 2023 die aktuellen Rentenwerte für die 
neuen und alten Bundesländer des Zeitraums vom 01.07.2022 bis 30.06.2023 verwendet werden. 



Datengrundlagen und Analysemethoden 

22 

2. Datengrundlagen und Analysemethoden 
Die Datenbasis für dieses Forschungsprojekt bildet der Mikrodatenbestand der Deutschen 
Rentenversicherung. Im Folgenden werden die für die Evaluation herangezogenen Datensätze kurz 
beschrieben. Anschließend wird die der Studie zugrunde gelegte Grundgesamtheit definiert. 

2.1 Datenbasis 

Die Einführung der Grundrente wurde stufenweise umgesetzt: Für Neurentnerinnen und Neurentner, 
die ab Juli 2021 in Rente gegangen sind, erfolgte die Prüfung direkt mit Rentenzugang; bei 
Bestandsrentnerinnen und Bestandsrentnern wurde die Prüfung nachträglich vorgenommen, 
beginnend im Jahr 2021 mit einer vollständigen Abarbeitung des Rentenbestands bis Ende 2022. 
Vollständige Daten zur Höhe und Anspruchsberechtigung für die Grundrente liegen somit erst ab 
dem Jahr 2022 vor. 

Im Rahmen des Projekts werden vorrangig Daten der Vollerhebung des Versichertenrentenbestands 
für das Jahr 2023 analysiert. Diese Daten werden an geeigneter Stelle um eine Analyse der VVL für 
das Jahr 2022 ergänzt. Die VVL 2022 bildet die erste Kohorte an Rentenneuzugängen ab, für die der 
Grundrentenzuschlag vollständig umgesetzt wurde und für die Statistikdaten vorliegen. 

Der Versichertenrentenbestand bietet einen Querschnitt über alle Versicherten, die im Dezember des 
jeweiligen Berichtsjahres eine Alters- oder Erwerbsminderungsrente erhalten haben. Neben 
demografischen Angaben enthält der Versichertenrentenbestand zentrale rentenrechtliche 
Merkmale. Diese umfassen insbesondere Rentenzahlbetrag, Rentenbetrag, Rentenart, Entgeltpunkte 
sowie angerechnete rentenrechtliche Zeiten. Darüber hinaus beinhalten die Daten zentrale Merkmale 
der Grundrente wie Grundrentenzuschlag, Grundrentenzeiten, Informationen über die 
durchschnittlich erworbenen Entgeltpunkte während der Grundrentenbewertungszeiten und 
Informationen zur Einkommensanrechnung. 

Die vorgesehene aufgeschlüsselte Untersuchung des anrechenbaren Einkommens in die einzelnen 
Einkommenskomponenten wie zu versteuernder Einkommensbetrag, Kapitaleinkünfte und 
steuerfreier Rentenanteil ist aufgrund der Datenlage nicht möglich. Dies liegt zum einen daran, dass 
die zugrundeliegenden Daten direkt von den jeweiligen Finanzämtern an die Deutsche 
Rentenversicherung übermittelt werden und der Großteil dieser Einkommen als zu versteuernder 
Einkommensbetrag der Berechtigten verschlüsselt wird. Zum anderen wird in 41,43 Prozent der Fälle 
zur Bestimmung des anrechenbaren Einkommens direkt die gesetzliche Rente des vorvergangenen 
Kalenderjahrs verwendet. Eine getrennte Betrachtung von eigenem und Partnereinkommen ist 
ebenfalls nicht möglich, da die Finanzämter je nach Steuerveranlagung entweder Einzel- oder 
Gesamteinkommen des Haushalts übermitteln. 

Die VVL berichtet ausschließlich über Versichertenrentenzugänge innerhalb des Berichtsjahres, d.h. 
es werden nur Daten zu den Neurentenbeziehenden eines betreffenden Jahres erfasst. Für die 
VVL 2022 ergibt sich dadurch ein Umfang von 1.002.046 Versicherten. Nach Ausschluss der 
Erwerbsminderungsrentenbeziehenden und der Altersrentenbeziehenden mit Wohnsitz im Ausland 
sinkt die Zahl der Beobachtungen auf 837.446 Personen. Wie im Rentenbestand werden auch in der 
VVL demografische Angaben sowie wichtige rentenrechtliche Merkmale erfasst, darunter die 
Rentenhöhe, die Komponenten des Rentenzahlbetrags, Rentenart, Entgeltpunkte und angerechnete 
rentenrechtliche Zeiten. Zudem erlauben die VVL-Daten eine detaillierte Analyse der 
Versicherungsbiografien anhand verlaufsbezogener Merkmale. Für jede erfasste Person werden 
Merkmale wie die Anzahl der Kinder in einem bestimmten Alter, die rentenrechtlich anerkannten 
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Versicherungszeiten sowie die erworbenen Entgeltpunkte ab dem 14. Lebensjahr bis zum 
65. Lebensjahr monatsgenau festgehalten. Dies ermöglicht eine präzise Analyse der 
Erwerbsbiografien der betroffenen Personen sowie eine differenzierte Betrachtung der 
Zusammensetzung der Grundrentenzeiten. 

Eine ausführliche Beschreibung der für diese Studie herangezogenen Variablen findet sich in 
Anhang 9.1. 

2.2 Definition der Grundgesamtheit  

Die vorliegende Studie fokussiert sich auf Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland. Im 
Jahr 2023 leistet die gesetzliche Rentenversicherung insgesamt etwa 18,7 Mio. Altersrenten. Sie 
stellen mit einem Anteil von ca. 72 Prozent die mit Abstand größte Gruppe der insgesamt fast 26 Mio. 
Rentenansprüche. Hierbei können mehrere Rentenansprüche nebeneinander bestehen, dies ist 
beispielsweise vor allem bei Renten wegen Alters und Renten wegen Todes der Fall. Es handelt sich 
somit hier nicht um exklusive Gruppen. 

Die Anzahl der Rentenansprüche wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Todes fallen 
weitaus kleiner aus als die Anzahl der Rentenansprüche wegen Alters, siehe Tabelle 2.1. 

Tabelle 2.1 Verteilung der Anzahl an Rentenansprüchen nach Rentenart im Jahr 2023 

 GR-Beziehende GR-Berechtigte Insgesamt 

Renten wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit 

62.333 106.906 1.761.252 

Rente wegen Alters 1.105.870 2.265.599 18.743.178 

Rente wegen Todes 104.693 227.283 5.458.083 

Insgesamt 1.272.896 2.599.788 25.962.513 

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund (2024) 

Erläuterung: Die Tabelle gibt die Anzahl der Rentenansprüche für die jeweilige Rentenart wieder. Es kann also auch zu 
Überschneidungen kommen: Eine Person kann beispielsweise gleichzeitig einen Rentenanspruch wegen 
Alters und wegen Todes haben. 

Auf Grundlage der in Abschnitt 1.2 beschriebenen Kriterien lassen sich zwei Gruppen unterscheiden: 

• Grundrentenberechtigte: 
Darunter fallen Rentenbeziehende, die die Anspruchsvoraussetzungen für die Grundrente 
erfüllen. Sie verfügen über mind. 33 Jahre mit Grundrentenzeiten und mind. einen 
Kalendermonat mit einer Grundrentenbewertungszeit. Zudem liegt der Durchschnitt ihrer 
Entgeltpunkte aus den Grundrentenbewertungszeiten unterhalb des jeweils geltenden 
Höchstwerts. 

• Grundrentenbeziehende: 
Diese Untergruppe der Grundrentenberechtigten erhält nach der Einkommensprüfung einen 
Grundrentenzuschlag. 
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Tabelle 2.1 zeigt die Zusammensetzung der Rentenansprüche der Grundrentenberechtigten und der 
Grundrentenbeziehenden nach Rentenarten. Mit einem Anteil von rund 87,15 Prozent sind 
Altersrenten bei den Grundrentenberechtigten deutlich überrepräsentiert. Etwa 12,09 Prozent der 
Altersrentenbeziehenden sind grundrentenberechtigt, gegenüber 6,07 Prozent bei den 
Erwerbsminderungsrenten und etwa 4,16 Prozent bei den Hinterbliebenenrenten. Angesichts dieser 
deutlichen Unterschiede konzentriert sich die weitere Analyse auf die Hauptgruppe der 
Altersrentenbeziehenden. Interessant ist, dass das Verhältnis der Grundrentenbeziehenden zu den 
Grundrentenberechtigten über die Rentenarten hinweg relativ stabil ist und zwischen 46 Prozent und 
59 Prozent liegt. Dies lässt den Schluss zu, dass die Einkommensanrechnung alle drei Rentenarten 
mit ähnlicher Häufigkeit betrifft. 

Tabelle 2.2 zeigt die Verteilung der Altersrentenbeziehenden nach ihrem Wohnsitz. Aus der Gruppe 
aller Altersrentenbeziehenden haben etwa 6,6 Prozent einen Wohnsitz im Ausland. In der Gruppe der 
Grundrentenberechtigten sind Rentenbeziehende mit Wohnsitz im Ausland unterproportional häufig 
repräsentiert (etwa 2,5 Prozent). Bei den Grundrentenbeziehenden sinkt der Anteil nochmal auf etwa 
1,5 Prozent. Dies kann verschiedene Ursachen haben. So kann es sein, dass Rentenbeziehende mit 
Wohnsitz im Ausland nur einen Teil ihres Arbeitslebens in Deutschland verbracht haben und daher 
die Anspruchsberechtigung im Hinblick auf die Grundrentenzeiten nicht erfüllen. Da dies die 
geordnete Analyse der Anspruchsvoraussetzungen und tatsächlichen Grundrentenzahlungen deutlich 
verkomplizieren würde, werden im Folgenden Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz im Ausland von 
der Analyse ausgeschlossen und ist ein Fokus auf die etwa 17,5 Mio. Altersrentenbeziehenden mit 
Wohnsitz in Deutschland für eine repräsentative Analyse der Wirkungsweise der Grundrente sinnvoll. 

Tabelle 2.2 Verteilung der Altersrentenbeziehenden nach Wohnsitz im Jahr 2023 

 
GR-Beziehende GR-Berechtigte Alle 

Altersrentenbeziehende 

Anzahl Wohnsitz innerhalb 
Deutschlands 

1.088.512 2.155.378 17.533.300 

Anzahl Wohnsitz außerhalb 
Deutschlands 

17.294 55.831 1.210.048 

Anteil Wohnsitz außerhalb 
Deutschlands 

1,56% 2,52% 6,46% 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

2.3 Operationalisierung der Fragestellungen 

Im Zentrum dieser Evaluation steht die Frage, ob die mit der Einführung der Grundrente verfolgten 
Ziele erreicht wurden – insbesondere, ob die verpflichtende Beitragszahlung von langjährig 
versicherten Geringverdienenden besser anerkannt und ihre Einkommenssituation im Alter spürbar 
verbessert wird. Vor diesem Hintergrund wird in mehreren Schritten analysiert, ob die Grundrente 
ihre intendierte Wirkung entfaltet und welche Bevölkerungsgruppen tatsächlich erreicht werden. 

Ein erster zentraler Untersuchungsbereich betrifft die Frage, welche Altersrentenbeziehenden die 
Grundrentenvoraussetzungen erfüllen und ob dies bei bestimmten soziodemografischen Gruppen 
besonders häufig der Fall ist. Während Bestandsrentnerinnen und Bestandsrentner mit langjährigen 
Erwerbs- oder Versicherungsbiografien in den neuen Bundesländern vergleichsweise stabile 
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Erwerbsbiografien aufweisen und Rentnerinnen mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern eine 
höhere Rente erhalten als solche mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, ist bei jüngeren 
Rentenbeziehenden mit einer gegenläufigen Entwicklung zu rechnen.7 Aufgrund der brüchigeren 
Erwerbsbiografien und der hohen Arbeitslosigkeit in den 1990er und frühen 2000er Jahren fallen 
insbesondere in den neuen Bundesländern die Renten jüngerer Generationen niedriger aus. Während 
niedrigere Rentenbeträge in einem Anstieg des Grundrentenbezugs resultieren können, erschweren 
brüchigere Erwerbsbiografien hingegen die Anspruchsvoraussetzung von 33 Jahre an 
Grundrentenzeiten für die Gewährung des Grundrentenzuschlags zu erfüllen. Frauen sehen sich 
aufgrund ihrer häufig unterbrochenen oder von Teilzeitarbeit geprägten Erwerbsbiografien einem 
niedrigeren Rentenbetrag gegenüber. Hier sind zwei Effekte zu erwarten: Bei Vorliegen von 
langjähriger Teilzeitarbeit können zum einen die erforderlichen Grundrentenzeiten erreicht werden 
und zum anderen wird der Höchstwert der Entgeltpunkte mit geringer Wahrscheinlichkeit 
überschritten. Zudem übernehmen Frauen primär die Aufgabe der Kindererziehung. Die daraus 
resultierenden Kindererziehungs- und Kinderberücksichtigungszeiten können positiv zur Erfüllung 
der notwendigen Grundrentenzeiten beitragen. Vor dem Hintergrund der Differenzen in Region und 
Geschlecht werden die Effekte soziodemografischer Merkmale auf die Wahrscheinlichkeit der 
Grundrentenberechtigung untersucht. 

Der Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung berechnet sich aus drei Kennzahlen: der 
Anzahl der Monate mit Grundrentenbewertungszeiten, den durchschnittlichen Entgeltpunkten aus 
den Grundrentenbewertungszeiten und dem Höchstwert der Entgeltpunkte, der von der Anzahl der 
vorhandenen Grundrentenzeiten abhängig ist (Staffelung). Die jeweilige Stärke dieser Effekte kann ex 
ante nicht eindeutig bestimmt werden. Da auch hier Unterschiede in Geschlecht und Wohnsitz 
angenommen werden können, wird untersucht, welche Zusammenhänge die soziodemografischen 
Merkmale mit den Kennzahlen und auch mit dem Grundrentenzuschlag vor Einkommensrechnung 
haben. 

Bei Grundrentenzeiten zwischen 33 und 35 Jahren wird der Höchstwert der durchschnittlichen 
Entgeltpunkte während der Grundrentenbewertungszeiten zur Berechnung des 
Grundrentenzuschlags gestaffelt angehoben. Dies führt zum einen dazu, dass weniger 
Altersrentenbeziehende grundrentenberechtigt sind, da ihre durchschnittlichen Entgeltpunkte 
während der Grundrentenbewertungszeiten den Höchstwert überschreiten. Zum anderen kann das 
bei Altersrentenbeziehenden mit 33 bis 35 Jahren an Grundrentenzeiten zu niedrigeren 
durchschnittlichen Grundrentenzuschlägen vor Einkommensanrechnung führen. Deshalb wird auch 
die Frage beleuchtet, welcher Zusammenhang zwischen Staffelungsintervall und 
Grundrentenberechtigungswahrscheinlichkeit sowie durchschnittlichen Grundrentenzuschlägen vor 
Einkommensanrechnung besteht. 

Von besonderer Relevanz ist schließlich die Frage, wie sich die Einkommensanrechnung auf den 
tatsächlich ausgezahlten Grundrentenzuschlag auswirkt. Dabei wird erwartet, dass vor allem 
Personen mit Partnereinkommen – insbesondere Frauen – nach der Einkommensanrechnung keinen 
Grundrentenzuschlag ausgezahlt bekommen. Um zu klären, in welchem Umfang Einkommen 
oberhalb der festgelegten Freibeträge zur Kürzung oder vollständigen Streichung des Zuschlags führt 
und ob sich daraus systematische Muster ableiten lassen, werden die Zusammenhänge zwischen den 
soziodemografischen Merkmalen und dem Grundrentenbezug genauer beleuchtet. Darauf aufbauend 
wird untersucht, wie hoch die ausgezahlten Grundrentenzuschläge durchschnittlich sind und welcher 
Anteil der Grundrentenberechtigten einen solchen erhält. Dabei soll insbesondere geprüft werden, ob 

 

7 Haan, Stichnoth, Blömer, Buslei, Geyer, Krolage und Müller: Entwicklung der Altersarmut bis 2036: Trends, Risikogruppen 
und Politikszenarien, DIW-ZEW-Studie im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung, 2017. 
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unterschiedliche sozioökonomische Gruppen überdurchschnittlich hohe Grundrentenzuschläge und 
häufiger einen Grundrentenzuschlag erhalten. Dabei sind vor allem der Wohnsitz und das Geschlecht 
der Altersrentenbeziehenden bei der Untersuchung von Interesse. 

Abschließend wird geprüft, ob alternative Regelungen zur Einkommensanrechnung zu einer 
verbesserten Zielerreichung beitragen könnten – beispielsweise durch Anpassung von Freibeträgen 
oder Anrechnungssätzen. Diese hypothetischen Szenarien sollen zum einen aufzeigen, welche 
zusätzlichen Kosten mit einer Ausweitung der Grundrente verbunden wären und zum anderen wie 
die Grundrente weiterentwickelt werden könnte, um die intendierte Wirkung effizienter zu entfalten 
– ohne dass es dabei zu Mehrausgaben kommt. 

Alle Analyseschritte zielen somit unmittelbar auf das Evaluationsziel ab: zu klären, ob die Grundrente 
als sozialpolitisches Instrument geeignet ist, um langjährige Beitragsleistungen von 
Geringverdienenden angemessen zu würdigen. 

2.4 Gender Mainstreaming 

Gender Mainstreaming ist ein zentrales Leitprinzip der Bundesregierung und verpflichtet zur 
Berücksichtigung der „unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen von Frauen und 
Männern“ (BMFSFJ, 2005, S. 3). Für die Erstellung eines Forschungsberichts bedeutet dies, dass die 
Forschungsfragen systematisch geschlechterdifferenziert aufbereitet werden müssen, falls dies 
relevant ist (vgl. BMFSFJ, 2005). Ziel ist es, politische Maßnahmen geschlechtersensibel und 
passgenau zu gestalten. Voraussetzung für die Anwendung des Gender Mainstreaming ist dessen 
inhaltliche Relevanz. 

Im Kontext der Grundrente ist diese Relevanz gegeben: 83,90 Prozent der Grundrentenberechtigten 
sind Frauen. Sowohl alleinstehende als auch verheiratete Frauen weisen oft unterbrochene 
Erwerbsverläufe und Teilzeittätigkeiten auf. Die unterbrochenen Erwerbsverläufe ergeben sich unter 
anderem dadurch, dass Frauen nach wie vor einen überproportionalen Anteil der Kindererziehung 
übernehmen. Die damit verbundenen Kindererziehungs- und Kinderberücksichtigungszeiten wirken 
sich positiv auf das Erreichen der Mindestanforderungen für die Grundrente aus. In solchen Fällen ist 
davon auszugehen, dass zum einen die erforderlichen Grundrentenzeiten erreicht werden und zum 
anderen der Höchstwert der Entgeltpunkte nur selten überschritten wird. 

Vor diesem Hintergrund werden die Analysen in diesem Bericht geschlechtersensibel durchgeführt. 
Das bedeutet insbesondere, dass die Ergebnisse nach Geschlecht differenziert ausgewertet und im 
Anhang durch entsprechende Tabellen und Grafiken ergänzt werden. 
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3. Charakteristika der Grundrentenberechtigten und 
Grundrentenbeziehenden 

In diesem Kapitel werden die grundlegenden Charakteristika der Grundrentenbeziehenden mit denen 
der Grundrentenberechtigten ohne Grundrentenzuschlag sowie der Gruppe, der nicht 
grundrentenberechtigten Altersrentenbeziehenden, differenziert nach Geschlecht und Region 
verglichen. Dabei wird insbesondere der Zusammenhang zwischen soziodemografischen Merkmalen 
und der Wahrscheinlichkeit, grundrentenberechtigt zu sein, untersucht. 

3.1 Anteile der Grundrentenberechtigten und Grundrentenbeziehenden 

Insgesamt sind 12,29 Prozent der in Deutschland lebenden Altersrentenbeziehenden 
grundrentenberechtigt und 6,21 Prozent erhalten auch nach Einkommensanrechnung einen 
Grundrentenzuschlag (siehe Anhang, Tabelle 9.1). Das bedeutet, dass nach Einkommensanrechnung 
an 50,53 Prozent der Grundrentenberechtigten ein Grundrentenzuschlag ausgezahlt wird. 

Abbildung 3.1 Anteil der Grundrentenbeziehenden und Grundrentenberechtigten ohne 
Grundrentenzuschlag (differenziert nach Geschlecht und Region) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung:  Es werden die Anteile der Grundrentenbeziehenden ohne Grundrentenzuschlag und der 
Grundrentenberechtigten ohne Grundrentenzuschlag in den jeweiligen Gruppen dargestellt. Über den 
Säulen wird jeweils der Gesamtanteil an Grundrentenberechtigten der jeweiligen Gruppe angegeben. 

Zwischen Frauen und Männern zeigt sich ein deutlicher Unterschied sowohl bei der 
Grundrentenberechtigung als auch beim Grundrentenbezug. So sind insgesamt 18,20 Prozent der 
Altersrentnerinnen grundrentenberechtigt und demgegenüber nur 4,57 Prozent der Altersrentner 
(siehe Abbildung 3.1). Beim Grundrentenbezug gibt es ebenso Unterschiede zwischen Frauen und 
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Männern, jedoch ist die Differenz hier deutlich geringer. Das bedeutet auch, dass 
grundrentenberechtigte Frauen deutlich weniger häufig einen Grundrentenzuschlag erhalten. 
Insgesamt sind 46,58 Prozent der grundrentenberechtigten Frauen auch Grundrentenbeziehende. Bei 
den Männern liegt dieser Anteil bei 70,91 Prozent. 

Auch im Hinblick auf den Wohnsitz zeigen sich Unterschiede. So sind in den neuen Bundesländern 
13,67 Prozent und in den alten Bundesländern 11,92 Prozent aller Altersrentenbeziehenden 
grundrentenberechtigt. Beim Grundrentenbezug ergeben sich ebenso regionale Unterschiede. So 
erhalten 58,79 Prozent der Grundrentenberechtigten mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern auch 
einen Grundrentenzuschlag, in den alten Bundesländern sind es nur 47,98 Prozent. 

Eine genauere zusätzliche Unterteilung beim Wohnsitz nach Geschlecht zeigt, dass vor allem bei den 
Männern ein deutlich größerer Anteil in den neuen Bundesländern grundrentenberechtigt ist 
(8,97 Prozent) als in den alten Bundesländern (3,41 Prozent). Bei Frauen ist der Anteil der 
Grundrentenberechtigten in den neuen (17,24 Prozent) und alten Bundesländern (18,46 Prozent) 
vergleichbar. Der Anteil der Grundrentenberechtigten mit Grundrentenbezug ist in den neuen 
Bundesländern bei Frauen (55,91 Prozent) und Männern (66,11 Prozent) relativ ähnlich, in den alten 
Bundesländern unterscheidet sich der Anteil bei Frauen (44,26 Prozent) und Männern (74,25 Prozent) 
aufgrund der Einkommensanrechnung des Partnereinkommens deutlich (siehe Anhang, Tabelle 9.4 
und Tabelle 9.5). 

3.2 Probit-Analyse der Anspruchsberechtigung 

Im Folgenden wird untersucht, welchen Einfluss soziodemografische Merkmale auf die 
Wahrscheinlichkeit haben, grundrentenberechtigt zu sein (siehe Abbildung 3.2). Die Untersuchung 
erfolgt mithilfe einer Probit-Analyse. Als abhängige Variable wird eine Indikator-Variable 
herangezogen, die den Wert 1 annimmt, falls die Person grundrentenberechtigt ist. In den anderen 
Fällen nimmt die Variable den Wert 0 an. Die unabhängigen Variablen dieser Probit-Analysen bilden 
zum einen Indikator-Variablen für das Geschlecht und den Wohnsitz (differenziert in neue und alte 
Bundesländer), zum anderen eine Variable zur Bestimmung der Kinderanzahl (für die 
Kindererziehungszeiten berücksichtigt wurden) und eine Kategorienvariable des Familienstands 
sowie der zugehörigen Alterskohorte. Als Referenzkategorie dienen beim Geschlecht die Männer, 
beim Wohnsitz die alten Bundesländer, bei der Kinderanzahl die Altersrentenbeziehenden ohne 
Kindererziehungszeiten, beim Familienstand ledige Personen bei Rentenzugang und bei den 
Alterskohorten Altersrentenbeziehende, die 1940 oder früher geboren wurden. Um die Interpretation 
möglichst einfach zu halten, werden in der Abbildung jeweils die durchschnittlichen marginalen 
Effekte angegeben. So zeigt beispielsweise das Vorzeichen des Koeffizienten der Indikatorvariable für 
den Wohnsitz, ob Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in einem der neuen Bundesländer eine 
höhere oder niedrigere Wahrscheinlichkeit haben, grundrentenberechtigt zu sein als 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in einem der alten Bundesländer. 

Der marginale Effekt für das Geschlecht der Altersrentenbeziehenden ist positiv. Im Durchschnitt 
haben Frauen ceteris paribus eine 12,53 Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit, 
grundrentenberechtigt zu sein, als vergleichbare Männer. Die Bedeutung dieses Koeffizienten wird 
besonders deutlich, wenn man berücksichtigt, dass 12,29 Prozent aller Altersrentenbeziehenden 
grundrentenberechtigt sind (siehe Tabelle 9.1). Die Wahrscheinlichkeit, die Voraussetzungen der 
Grundrentenberechtigung zu erfüllen, ist also bei Frauen etwa doppelt so hoch wie bei Männern. 
Dieses Ergebnis deckt sich auch mit der Analyse in Abbildung 3.1. Dieser Geschlechtereffekt existiert 
primär durch die Kumulation aus niedrigerem Einkommen und höherer Teilzeitquote bei Frauen, 
weshalb ihre durchschnittlichen Entgeltpunkte während der Grundrentenbewertungszeiten häufiger 
unterhalb der Höchstwertgrenze liegen. Frauen sind hauptsächlich deshalb nicht 
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grundrentenberechtigt, weil sie eine zu geringe Anzahl an Grundrentenzeiten aufweisen, während 
Männer zu hohe durchschnittliche Entgeltpunkte erwirtschaften, um grundrentenberechtigt zu sein. 
Als Indiz hierfür dienen die vollwertigen Beitragszeiten bei Frauen und Männern.8 Nur 35,65 Prozent 
der Altersrentnerinnen haben mind. 35 Jahre an vollwertigen Beitragszeiten, während es bei Männern 
sogar 69,18 Prozent der Altersrentner sind. Allerdings haben von diesen Altersrentnerinnen 
46,46 Prozent durchschnittlich weniger als 0,8 Entgeltpunkte pro Jahr an vollwertigen Beitragszeiten, 
während es bei den Altersrentnern nur 12,00 Prozent sind. In Summe haben somit 16,57 Prozent der 
Altersrentnerinnen gleichzeitig mind. 35 Jahre an vollwertigen Beitragszeiten und weniger als 
durchschnittlich 0,8 Entgeltpunkte pro Jahr an vollwertigen Beitragszeiten, während dies bei den 
Altersrentnern nur 8,30 Prozent erfüllen (siehe Anhang, Tabelle 9.6). 

Probit-Analyse: 

Die Probit-Analyse ist eine Methode der Regressionsanalyse, die häufig verwendet wird, um binäre 
abhängige Variablen zu untersuchen. Zur Untersuchung werden dafür Indikator-Variablen erstellt, 
die den Wert 1 annehmen, wenn eine Ausprägung ein Ereignis erfüllt, und den Wert 0 in allen 
anderen Fällen. Damit kann ermittelt werden, welche Einflussfaktoren die Wahrscheinlichkeit 
erhöhen oder senken, dass ein Ereignis – wie beispielsweise der Bezug einer Grundrente – eintritt. 
Eine Probit-Analyse spiegelt dabei nur Zusammenhänge und nicht zwingend kausale Effekte wider. 

Ein großer Vorteil dieser multivariaten Methode ist, dass sie es ermöglicht, den Zusammenhang 
mehrerer Faktoren gleichzeitig zu analysieren. So kann beispielsweise gezeigt werden, welcher 
Zusammenhang zwischen der Wahrscheinlichkeit des Grundrentenbezugs und dem Geschlecht einer 
Person besteht – unabhängig davon, ob die Person einen Wohnsitz in den neuen oder alten 
Bundesländern hat. Die Zusammenhänge der einzelnen Merkmale lassen sich somit voneinander 
trennen und klarer interpretieren. 

Bei der Anzahl an berücksichtigungsfähigen Kindern dienen Versicherte ohne Kindererziehungszeiten 
als Referenzkategorie. Dabei ist zu beachten, dass Kindererziehungszeiten überwiegend nur bei 
Frauen erfasst werden, d.h. die Variable misst den Zusammenhang von der Wahrscheinlichkeit, 
grundrentenberechtigt zu sein, mit der Anzahl an Kindern bei Müttern. Hier zeigt sich im Vergleich 
zur Referenzkategorie ohne Kindererziehungszeiten kein linearer Zusammenhang mit der Kinderzahl. 
So ist die Wahrscheinlichkeit, grundrentenberechtigt zu sein, für Altersrentenbeziehende mit einem 
Kind am höchsten. Auch für Altersrentenbeziehende mit zwei Kindern ist die Wahrscheinlichkeit im 
Verhältnis zu Altersrentenbeziehenden ohne Kindererziehungszeiten positiv, während sie für jene mit 
drei bzw. vier oder mehr Kindern gegenüber der Referenzkategorie abnimmt. Betrachtet man den 
durchschnittlichen marginalen Effekt nur für Altersrentenbeziehende, die Kindererziehungszeiten 
vorweisen, so zeigt sich ein linearer Zusammenhang und die Wahrscheinlichkeit, 
grundrentenberechtigt zu sein, sinkt mit der Kinderanzahl. Eine genauere Analyse dieses 
Zusammenhangs folgt in Abschnitt 4.1. 

Betrachtet man den Wohnsitz, zeigt sich, dass er in den neuen Bundesländern mit einem positiven 
marginalen Effekt einhergeht. Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern 
haben eine um 1,46 Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit, grundrentenberechtigt zu sein, als 

 

8 Liegen in einem Kalendermonat ausschließlich Beitragszeiten, handelt es sich um vollwertige Beitragszeiten. Hierbei handelt es sich 
vornehmlich (aber nicht ausschließlich) um Beitragszeiten aufgrund sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung. Zudem sind nicht alle 
vollwertigen Beitragszeiten auch Grundrentenzeiten. 
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solche mit Wohnsitz in den alten Bundesländern. Beim Familienstand dienen nicht verheiratete 
Altersrentenbeziehende als Basis. Der – wenn auch nur gering – positive marginale Effekt für 
Verheiratete bedeutet, dass diese eine um 0,74 Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit haben, 
grundrentenberechtigt zu sein. 

Abbildung 3.2 Effekte auf die Wahrscheinlichkeit, grundrentenberechtigt zu sein, im Vergleich 
zur jeweiligen Referenzkategorie 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den 
alten Bundesländern, beim Familienstand nicht verheiratete Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen 
ohne Kindererziehungszeiten und bei den Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als 
Grundgesamtheit für die Regressionen dienen alle Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland. 
Der Effekt des nicht definierten Familienstands wird hier aufgrund der mangelnden Interpretierbarkeit nicht 
dargestellt. Für eine genauere Aufgliederung der Koeffizienten siehe im Anhang Tabelle 9.13. 

Als Referenzkategorie für die Alterskohorten dienen Altersrentenbeziehenden mit Geburtsjahr vor 
1941. Jüngere Kohorten haben eine deutlich erhöhte Wahrscheinlichkeit, grundrentenberechtigt zu 
sein (3,38 Prozentpunkte für die Kohorten 1941-1950 bzw. 11,26 Prozentpunkte für die Kohorten ab 
1951). Dies liegt daran, dass die Lebensarbeitszeit bei Mitgliedern jüngerer Alterskohorten 
durchschnittlich länger ist und somit ein höherer Anteil dieser Kohorten mind. 35 Jahre an 
vollwertigen Beitragszeiten vorweist – ein Indiz für die Anzahl an Grundrentenzeiten.9 Dieser Anstieg 
ist direkt durch die höhere Anzahl an vollwertigen Beitragszeiten bei Frauen getrieben (siehe Anhang, 
Tabelle 9.8 und Tabelle 9.9). 41,12 Prozent der ältesten Kohorte, 48,56 Prozent der mittleren Kohorte 
und 57,95 Prozent der jüngsten Kohorte haben mind. 35 Jahre an vollwertigen Beitragszeiten (siehe 
Anhang, Tabelle 9.7). Die Wahrscheinlichkeit, dass Altersrentenbeziehende einer jüngeren Kohorte 
die notwendige Mindestanzahl an Grundrentenzeiten erfüllen, ist somit höher. Zudem steigt der 

 

9 Die längeren Lebensarbeitszeiten können zum Teil durch den graduellen Anstieg der Regelaltersgrenze von 65 auf 67 Jahre über die 
Kohorten des Geburtenjahrgangs 1947 bis 1964 zurückgeführt werden. 
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Anteil der Altersrentenbeziehenden mit mind. 35 Jahren an vollwertigen Beitragszeiten, die weniger 
als durchschnittlich 0,8 Entgeltpunkte pro Jahr an vollwertigen Beitragszeiten haben, mit den 
Kohorten von 15,56 Prozent auf 24,48 Prozent und 29,32 Prozent an. Dies ist sowohl bei Frauen als 
auch bei Männern der Fall (siehe Anhang, Tabelle 9.8 und Tabelle 9.9). Insgesamt ist dies ein Indiz 
dafür, dass jüngere Kohorten häufiger die Anspruchsvoraussetzungen erfüllen. 

Das Profil einer Person mit der höchsten durchschnittlichen Wahrscheinlichkeit, 
grundrentenberechtigt zu sein, lässt sich daher wie folgt beschreiben: eine verheiratete Frau mit 
Wohnsitz in den neuen Bundesländern, geboren nach 1950, mit angerechneten 
Kindererziehungszeiten für genau ein Kind. 

3.3 Rentenbeträge und Grundrentenzuschläge der 
Grundrentenberechtigten und Grundrentenbeziehenden 

Abbildung 3.3 bietet einen differenzierten Vergleich der Rentenbeträge (ohne Grundrentenzuschlag) 
und der Grundrentenzuschläge für Frauen und Männer mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern. 
Hierbei werden die Grundrentenzuschläge nach Einkommensanrechnung angegeben. Dies wird in 
Abschnitt 6 genauer analysiert. Hieraus lassen sich mehrere Erkenntnisse ziehen. Vergleicht man 
zunächst die Rentenbeträge vor Grundrentenzuschlag zwischen den einzelnen Gruppen, so haben 
Grundrentenbeziehende im Durchschnitt den geringsten Rentenbetrag, während Beziehende einer 
Altersrente, die nicht grundrentenberechtig sind, den höchsten durchschnittlichen Rentenbetrag 
aufweisen. Das deutet darauf hin, dass sie die Anspruchsvoraussetzungen für die Grundrente häufig 
nicht erfüllen, da ihre Entgeltpunkte aus den Grundrentenbewertungszeiten den jeweils geltenden 
Höchstwert überschreiten, siehe Abschnitt 1.2.1. Nach Zahlung des Grundrentenzuschlags werden 
die Unterschiede zwischen den Grundrentenberechtigten ohne und mit Grundrentenzuschlag 
beinahe vollständig ausgeglichen. 

Abbildung 3.3 Durchschnittlicher Rentenbetrag vor und nach Grundrentenzuschlag je Gruppe 
(neue Bundesländer) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 
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Es gibt jedoch zentrale Unterschiede zwischen Frauen und Männern. Zunächst fällt auf, dass die 
Rentenbeträge sowohl vor als auch nach Zahlung des Grundrentenzuschlags für Frauen in allen drei 
Gruppen unterhalb der entsprechenden Beträge für Männer liegen. Für Grundrentenbeziehende liegt 
die Differenz der Rentenbeträge vor Grundrentenzuschlag zwischen Männern und Frauen in den 
neuen Bundesländern bei monatlich 106 Euro. Nach Zahlung des Grundrentenzuschlags sinkt der 
Unterschied auf 87 Euro. Die Grundrente nivelliert also einen Teil der Geschlechterunterschiede im 
Rentenbezug ihrer Zielgruppe. 

Abbildung 3.4 Durchschnittlicher Rentenbetrag vor und nach Grundrentenzuschlag je Gruppe 
(alte Bundesländer) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 
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grundrentenberechtigten Altersrentenbeziehenden ist dieser Effekt bedeutend. Jedoch liegt auch bei 
Grundrentenbeziehenden eine Differenz der Rentenbeträge vor Grundrentenzuschlag von 117 Euro 
vor, die nach Grundrentenzuschlägen auf 108 Euro sinkt. 

Bei Männern schließt der Grundrentenzuschlag die Differenz in den Rentenbeträgen zwischen 
Grundrentenbeziehenden und Grundrentenberechtigten im Durchschnitt (siehe Abbildung 3.3 und 
Abbildung 3.4). Grundrentenbeziehende Frauen erhalten in den alten Bundesländern nach 
Gewährung des Grundrentenzuschlags im Durchschnitt einen höheren Rentenbetrag als 
grundrentenberechtigte Frauen ohne Zuschlag. Hier greift die Einkommensanrechnung, da 
grundrentenberechtigte Frauen aufgrund anderer Einkommensquellen oder des Einkommens ihres 
Partners oder ihrer Partnerin ein höheres Haushaltseinkommen verzeichnen und deshalb keinen 
zusätzlichen Grundrentenzuschlag ausgezahlt bekommen. 

Eine Unterteilung der Altersrentenbeziehenden nach Wohnsitz in den neuen und in den alten 
Bundesländern zeigt zusätzlich, dass der durchschnittlich ausgezahlte Grundrentenzuschlag an die 
Grundrentenbeziehenden mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern geringer ist (80,12 Euro vs. 
101,56 Euro). D.h., dass der Anteil der Grundrentenbeziehenden in den neuen Bundesländern zwar 
höher ist, ihr durchschnittlicher Grundrentenzuschlag jedoch geringer ausfällt. 

Abbildung 3.5 Verteilung der Rentenbeträge bei Männern (vor Grundrentenzuschlag) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Grafik wird für jede der drei Gruppen der jeweilige Anteil der Altersrentenbeziehenden angegeben, 
der einen Rentenbetrag innerhalb eines 50 Euro Intervalls – also beispielsweise einen Rentenbetrag 
zwischen 100 Euro und 150 Euro - erhält. Die Obergrenze des Intervalls ist hierbei eingeschlossen. Für alle 
Altersrentenbeziehenden, die einen höheren Rentenbetrag als 3.000 Euro erhalten, wird der Durchschnitt 
von 3.228 Euro bestimmt. Die in der Legende nicht erklärten Farbtöne zeigen, wenn sich die 
Dichteverteilungen überschneiden. 
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Zur genaueren Analyse wird die Verteilung der Höhe der Rentenbeträge jeweils für Frauen und 
Männer unterteilt nach Grundrentenbeziehenden, Grundrentenberechtigten ohne 
Grundrentenzuschlag und nicht grundrentenberechtigten Altersrentenbeziehenden betrachtet. Dies 
ist für Männer in Abbildung 3.5 und für Frauen in Abbildung 3.6 dargestellt. 

Abbildung 3.6 Verteilung der Rentenbeträge bei Frauen (vor Grundrentenzuschlag) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Grafik wird für jede der drei Gruppen der jeweilige Anteil der Altersrentenbeziehenden angegeben, 
der einen Rentenbetrag innerhalb eines 50 Euro-Intervalls – also beispielsweise einen Rentenbetrag 
zwischen 100 Euro und 150 Euro - erhält. Die Obergrenze des Intervalls ist hierbei eingeschlossen. Für alle 
Altersrentenbeziehenden die einen höheren Rentenbetrag als 3.000 Euro erhalten, wird der Durchschnitt 
von 3.228 Euro bestimmt. Die in der Legende nicht erklärten Farbtöne zeigen, wenn sich die 
Dichteverteilungen überschneiden. 

Bei Männern erhält ein großer Anteil der nicht grundrentenberechtigten Altersrentner einen höheren 
Rentenbetrag als die Grundrentenberechtigten. Diese hohen Rentenbeträge sprechen zum einen für 
einen höheren Wert an durchschnittlichen Entgeltpunkten während der Erwerbsphase und zum 
anderen für eine längere Erwerbsphase und somit mehr Grundrentenzeiten aus Erwerbstätigkeit.10 
Somit ergeben sich zwei gegenläufige Effekte bezüglich der Erfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen. Bei den Frauen ist dies nicht der Fall. Ein großer Anteil der nicht 
grundrentenberechtigten Frauen hat einen geringeren Rentenbetrag als die 
Grundrentenberechtigten. Dies spricht zum einen für geringere durchschnittliche Entgeltpunkte 
während der Erwerbsphase und zum anderen für eine geringere Anzahl an Grundrentenzeiten. Das 
zeigt, dass Frauen häufig nicht grundrentenberechtigt sind, weil sie eine zu geringe Anzahl an 

 

10 Eine genauere Analyse zur Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen wird in Abschnitt 3.2 und eine Untersuchung der Zusammensetzung 
der Grundrentenzeiten wird in Abschnitt 4.1 durchgeführt. 

0%

1%

2%

3%

4%

5%

6%

7%

8%

9%

0 500 1.000 1.500 2.000 2.500 3.000

A
nt

ei
l

Rentenbetrag vor Grundrentenzuschlag (in Euro)

Grundrentenbeziehende

Grundrentenberechtigte ohne Grundrentenzuschlag

Nicht grundrentenberechtigte Altersrentnerinnen



Charakteristika der Grundrentenberechtigten und Grundrentenbeziehenden 

35 

Grundrentenzeiten aufweisen, während Männer zu hohe durchschnittliche Entgeltpunkte 
erwirtschaften. 

Die durchschnittlich höheren Rentenbeträge nach Grundrentenzuschlag bei grundrentenbeziehenden 
Frauen zeigen sich auch in der Verteilung der Rentenbeträge nach Grundrentenzuschlag, siehe 
Abbildung 3.7. So ist die Verteilung der Rentenbeträge inklusive Grundrentenzuschlag bei den 
grundrentenbeziehenden Frauen gegenüber der Gruppe der Grundrentenberechtigten ohne Zuschlag 
nach rechts verschoben. Ein durchschnittlich höherer Rentenbetrag nach Grundrentenzuschlag 
entsteht somit nicht nur im Durchschnitt, sondern über die gesamte Verteilung der 
Grundrentenbeziehenden hinweg. Für grundrentenberechtigte Männer ergibt sich ein weniger starker 
Effekt der Grundrentenzuschläge. Bei diesen sind die Verteilungen der Gesamtrentenbeträge 
(inklusive Grundrentenzuschläge) zwischen den Grundrentenbeziehenden und den 
Grundrentenberechtigten ohne Grundrentenzuschlag kaum unterscheidbar (siehe Anhang, Abbildung 
9.1). 

Abbildung 3.7 Verteilung der Rentenbeträge bei Frauen (nach Grundrentenzuschlag) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Grafik wird für die Grundrentenbeziehenden und Grundrentenberechtigten ohne 
Grundrentenzuschlag der jeweilige Anteil der Altersrentenbeziehenden angegeben, der einen Rentenbetrag 
innerhalb eines 50 Euro Intervalls – also beispielsweise einen Rentenbetrag zwischen 100 Euro und 150 Euro 
- erhält. Die Obergrenze des Intervalls ist hierbei eingeschlossen. Der in der Legende nicht erklärte Farbton 
zeigt, wenn sich die Dichteverteilungen überschneiden. 
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mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern sind häufiger grundrentenberechtigt, während der Anteil 
grundrentenbeziehender Männer höher ist. Die durchschnittlichen Grundrentenzuschläge der 
Grundrentenbeziehenden liegen zudem je nach Gruppe zwischen 67 und 103 Euro. 
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4. Grundrentenberechtigung und Grundrentenzeiten 
Die Ergebnisse aus Abschnitt 3 haben bereits deutliche Unterschiede in der Höhe der Rentenbeträge 
vor und nach Grundrentenzuschlag verschiedener soziodemografischer Gruppen und deren 
jeweiligen Anteil an Grundrentenberechtigten und Grundrentenbeziehenden aufgezeigt. Im 
Folgenden wird die Zusammensetzung der Grundrentenzeiten in Bestandteile wie Zeiten der 
Erwerbstätigkeit und der Kindererziehung ausgewiesen. Zudem wird untersucht, wie viele der 
grundrentenberechtigten Altersrentenbeziehenden im Intervall der Staffelung zwischen 33 und unter 
35 Jahren an Grundrentenzeiten liegen. 

4.1 Zusammensetzung der Grundrentenzeiten 

Ein Kernelement der Anspruchsberechtigung für die Grundrente sind die Grundrentenzeiten. Liegen 
diese unter 33 Jahren (bzw. 396 Monaten), so besteht kein Anspruch auf einen Grundrentenzuschlag. 
Im Folgenden wird die Zusammensetzung der Grundrentenzeiten für die Gruppe der 
Grundrentenberechtigten untersucht. Während sich die oben betrachteten Wahrscheinlichkeiten auf 
den gesamten Rentenbestand beziehen, wird die folgende Analyse ausschließlich für die 
Rentenneuzugänge des Jahres 2022 durchgeführt. Das ist notwendig, da eine monatsgenaue Analyse 
der Beitragszeiten ausschließlich mittels der Daten der VVL möglich ist und diese im Jahr 2022 
erstmals Informationen zur Grundrente enthält. Die Ergebnisse sind somit nicht auf den 
Gesamtbestand aller Altersrentenbeziehenden aus dem Rentenbestand übertragbar. Vielmehr sind 
sie vornehmlich für jüngere Generationen von Rentnerinnen und Rentnern repräsentativ. 

Die VVL erlaubt eine monatsgenaue Darstellung der Zusammensetzung der Grundrentenzeiten. Da 
eine Person in einem Monat gleichzeitig mehrere grundrentenrelevante Zeiten aufweisen kann, muss 
eine Priorisierung der Zeiten definiert werden. Die höchste Priorität haben Zeiten der 
sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit, Berufsausbildung und des Wehr- bzw. Zivildiensts. 
Sollte eine Person in einem Monat zwei dieser Zeiten vorweisen, so zählt für den Monat das Merkmal, 
durch welches der höhere Rentenbeitrag generiert wurde. Die Priorität der Merkmale nimmt 
daraufhin in folgender Reihenfolge ab: Zeiten der Kindererziehung, der nicht erwerbsmäßigen Pflege 
und der Krankheit oder Reha. Die niedrigste Priorität haben Zeiten der geringfügigen Beschäftigung 
und der Selbstständigkeit. Sollten diese beiden Merkmale gleichzeitig auftreten und kein weiteres 
Merkmal vorliegen, so zählt für den Monat wieder das Merkmal, durch welches der höhere 
Rentenbeitrag gezahlt wurde. Da die Zusammensetzung der Grundrentenzeiten bei 
Grundrentenbeziehenden und Grundrentenberechtigten ohne Grundrentenzuschlag kaum 
Unterschiede aufweist (siehe Anhang, Abbildung 9.2), wird zur Analyse die Gruppe aller 
Grundrentenberechtigten herangezogen. 

Traditionelle Einflussfaktoren sind für die Organisation des Alltags mit Kindern in Deutschland immer 
noch von großer Bedeutung. Sie sind insbesondere durch die Teilung der Bundesrepublik in Ost und 
West sowie durch die dort vorherrschenden Normen geprägt.11 Abbildung 4.1 differenziert deswegen 
die Grundrentenzeiten von Grundrentenberechtigten nach Geschlecht und Region. Grundsätzlich 
entsteht der größte Anteil der Grundrentenzeiten aus Zeiten der Erwerbstätigkeit (72,70 Prozent bis 
89,07 Prozent). Darüber hinaus spielen Kindererziehungszeiten für Frauen eine substanzielle Rolle. 
Die weiteren Zeiten, wie Zeiten der geringfügigen Beschäftigung mit Rentenversicherungspflicht, der 
Berufsausbildung, der nichterwerbsmäßigen Pflege, der Krankheit, des Wehrdiensts und der 

 

11 Siehe beispielweise Campa und Serafinelli (2019) oder Boelmann, Raute und Schönberg (2025). 



Grundrentenberechtigung und Grundrentenzeiten 

38 

Selbstständigkeit haben jeweils nur einen sehr geringen Anteil. In der Summe betragen sie zwischen 
7,97 Prozent und 11,00 Prozent der gesamten Grundrentenzeiten. 

Abbildung 4.1 Zusammensetzung der Grundrentenzeiten nach Geschlecht und nach 
Bundesländern (BL) 

 

Quelle: Vollerhebung der VVL 2022 (FDZ-RV, 2025b) 

Erläuterung: Die Grafik stellt für die unterschiedlichen Gruppen jeweils den durchschnittlichen Anteil der 
Grundrentenzeiten dar, der durch die grundrentenrelevanten Zeiten entsteht. Die genaue Verteilung der 
Anteile ist im Anhang in Tabelle 9.10 gegeben. 

Ein Vergleich der Zusammensetzung der Grundrentenzeiten zwischen grundrentenberechtigten 
Frauen und Männern spiegelt die Aufteilung der Kindererziehung in Haushalten wider. Der Anteil der 
Erwerbstätigkeit an den Grundrentenzeiten ist bei Frauen bedeutend geringer, stattdessen ist der 
Anteil der Zeiten der Kindererziehung sowohl in den neuen als auch in den alten Bundesländern bei 
Frauen deutlich höher. Auch bei der Untersuchung des Wohnsitzes lassen sich Unterschiede 
erkennen. Der Anteil an Zeiten der Erwerbstätigkeit fällt bei Frauen mit Wohnsitz in den neuen 
Bundesländern höher aus als bei Frauen in den alten Bundesländern (82,76 Prozent bzw. 
72,70 Prozent). Der Anteil an Kindererziehungszeiten ist hingegen weitaus geringer (9,27 Prozent 
bzw. 18,74 Prozent). Die Summe der beiden Zeiten – Erwerbstätigkeit plus Kindererziehung – ist bei 
Frauen mit Wohnsitz in den neuen bzw. alten Bundesländern mit insgesamt ca. 92 Prozent jedoch 
etwa gleichbedeutend. Vor allem bei Männern ergibt sich der mit Abstand größte Anteil der 
Grundrentenzeiten unabhängig von ihrem Wohnsitz aus Zeiten der Erwerbstätigkeit (88,07 Prozent 
bzw. 88,73 Prozent). Zeiten der Kindererziehung spielen bei diesen kaum eine Rolle (0,05 Prozent 
bzw. 0,27 Prozent). Geringfügige Unterschiede zwischen den beiden Gruppen ergeben sich bei den 
Zeiten der Berufsausbildung und der Selbstständigkeit. Bei Männern mit Wohnsitz in den neuen 
Bundesländern ist der Anteil der Zeiten der Berufsausbildung höher als bei Männern mit Wohnsitz in 
den alten Bundesländern (4,53 Prozent bzw. 3,00 Prozent), während der Anteil der Zeiten der 
Selbstständigkeit geringer ist (1,15 Prozent bzw. 3,46 Prozent). 
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Frauen weisen ein besonders hohes Maß an Zeiten der Kindererziehung auf und es zeigen sich 
deutliche Unterschiede bei der Zusammensetzung ihrer Grundrentenzeiten hinsichtlich des aktuellen 
Wohnsitzes. Daher soll nun die Zusammensetzung von Grundrentenzeiten bei der Gesamtheit aller 
Altersrentnerinnen gestaffelt nach der Anzahl an Kinder, für die Kindererziehungszeiten 
berücksichtigt wurden, und getrennt nach Wohnsitz untersucht werden. Abbildung 4.2 zeigt die 
durchschnittliche Anzahl an grundrentenrechtlichen Kalendermonaten bei allen Altersrentnerinnen 
sowie die Zusammensetzung dieser Zeiten in unterschiedliche Komponenten. Bei gleichen 
durchschnittlichen Entgeltpunkten führt dabei eine höhere Anzahl an Grundrentenzeiten zu einer 
höheren Wahrscheinlichkeit grundrentenberechtigt zu sein. Da die Gruppe der Altersrentnerinnen, 
die keine anrechnungsfähigen Kinder im Sinne der Rentenversicherung aufweisen, d.h. Frauen, für die 
keine Monate an Kindererziehungszeiten vorliegen, äußerst heterogen ist, wird sie hier 
ausgeschlossen. Sie setzt sich zum einen aus tatsächlich kinderlosen Frauen und zum anderen aus 
Systemwechslerinnen zusammen. Für diese Systemwechslerinnen werden Zeiten der 
Kindererziehung nur in der gesetzlichen Rente gewertet, falls sie zu deren Zeitpunkt dem 
gesetzlichen Rentensystem zugehörten. Außerdem werden ihnen tendenziell weniger Zeiten der 
Erwerbstätigkeit im gesetzlichen Rentensystem zugeordnet (siehe Anhang, Abbildung 9.4 und 
Abbildung 9.5). 

Abbildung 4.2 Verteilung der Grundrentenzeiten bei Frauen differenziert nach Anzahl 
berücksichtigter Kinder und nach Bundesländern (BL) 

 

Quelle: Vollerhebung der VVL 2022 (FDZ-RV, 2025b) 

Erläuterung: Die Grafik stellt für die unterschiedlichen Gruppen jeweils den durchschnittlichen Anteil der 
Grundrentenzeiten dar, der durch die grundrentenrelevanten Zeiten entsteht. Als berücksichtigte Kinder 
gelten hierbei Kinder, für die Kindererziehungszeiten angerechnet wurden. Die genaue Verteilung der 
Anteile ist im Anhang in Tabelle 9.11 und Tabelle 9.12 dargestellt. 

Aus Abbildung 4.2 wird deutlich, dass bei Altersrentnerinnen mit Kindern die Anzahl der Monate mit 
Grundrentenzeiten mit der Zahl der Kinder tendenziell abnimmt. Während Frauen mit einem oder 
zwei Kindern im Durchschnitt deutlich über 396 Monate (also 33 Jahre) an Grundrentenzeiten 
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aufweisen, können Frauen mit vier oder mehr Kindern diese Grenze im Durchschnitt vor allem in den 
alten Bundesländern gerade noch erreichen und fallen unter die Staffelungsgrenze von 420 Monaten 
(also 35 Jahre). Die Wahrscheinlichkeit, grundrentenberechtigt zu sein, scheint also in der Gruppe der 
Rentenzugänge 2022 bei Frauen ab zwei Kindern mit zunehmender Kinderanzahl zu sinken.12 

Vergleicht man Altersrentnerinnen der neuen und alten Bundesländer, so sind die Grundrentenzeiten 
in den neuen Bundesländern im Durchschnitt deutlich stärker ausgeprägt als bei vergleichbaren 
Frauen mit Wohnsitz in den alten Bundesländern. Dies ist auf die weitaus höhere Anzahl an Zeiten 
der Erwerbstätigkeit dieser Gruppe zurückzuführen. Der Effekt wird durch die durchschnittliche 
größere Anzahl an Zeiten der Kindererziehung in den alten Bundesländern teilweise kompensiert. 

4.2 Einfluss der Staffelung auf die Grundrentenberechtigung 

Um grundrentenberechtigt zu sein, müssen Personen mind. 33 Jahre an Grundrentenzeiten 
aufweisen. Zwischen 33 und weniger als 35 Jahren an Grundrentenzeiten wird der 
Grundrentenzuschlag linear gestaffelt gewährt. Dies wird durch eine Anpassung des Höchstwerts der 
Entgeltpunkte realisiert. Dieser liegt für Personen mit exakt 33 Jahren an Grundrentenzeiten bei 
einem Wert von 0,0334 Entgeltpunkten pro Monat (0,4 Entgeltpunkte pro Jahr). Für jeden 
zusätzlichen Monat an Grundrentenzeiten steigt der Höchstwert um 0,001389 Entgeltpunkte an, 
sodass er für Personen mit 35 Jahren an Grundrentenzeiten 0,0667 Entgeltpunkte pro Monat beträgt 
(0,8 Entgeltpunkte pro Jahr). Ein höherer Höchstbetrag führt einerseits dazu, dass die 
Wahrscheinlichkeit steigt, dass eine Person grundrentenberechtigt ist. Andererseits steigt mit dem 
Höchstbetrag auch der mögliche Grundrentenzuschlag vor der Einkommensanrechnung. Es ist also 
davon auszugehen, dass Personen mit einem höheren Höchstbetrag auch tendenziell häufiger und 
mehr Grundrente beziehen. 

Im folgenden Abschnitt wird die Wirkungsweise der Staffelung der Grundrentenzeiten genauer 
beleuchtet. Dabei werden Grundrentenberechtigte mit genau 396 Monaten an Grundrentenzeiten 
(also 33 Jahre) nicht berücksichtigt. Ursache hierfür ist, dass zum einen für Altersrentenbeziehende 
mit Rentenbeginn vor dem 1. Januar 1992 gemäß § 307f Abs. 2 SGB VI pauschal die 
Grundrentenzeiten auf 396 Monate festgesetzt werden. Für diese Gruppe gilt zudem ein 
abweichender Höchstwert von 0,0625 Entgeltpunkten pro Monat – im Gegensatz zu 
0,0334 Entgeltpunkten für Altersrentenbeziehende, die tatsächlich 396 Monate an Grundrentenzeiten 
aufweisen. Zum anderen setzt die Deutsche Rentenversicherung die Grundrentenzeiten bei Fällen, 
bei denen ein Anspruch auf Grundrentenzuschlag besteht, aber das Merkmal der Grundrentenzeiten 
nicht bekannt ist, auf 396 Monate. Dasselbe gilt für Altersrentenbeziehende, die aufgrund eines 
Zuschlags aus einem Versorgungsausgleich einen Grundrentenzuschlag gezahlt bekommen, selbst 
aber keinen eigenen Anspruch auf einen Grundrentenzuschlag haben. Daher und weil die Anzahl an 
Grundrentenberechtigten mit 396 Monaten an Grundrentenzeiten aufgrund des durch die Staffelung 
niedrigen Höchstwerts sehr gering ist, werden diese Fälle aus der Analyse der Staffelungseffekte 
ausgeschlossen, um mögliche Verzerrungseffekte zu vermeiden. 

Nach Ausschluss der Grundrentenberechtigten mit genau 396 Monaten an Grundrentenzeiten 
verbleiben 2.133.266 Grundrentenberechtigte und 1.080.658 Grundrentenbeziehende. Deren 
Verteilung auf die Anzahl an Grundrentenzeiten ist Abbildung 4.3 zu entnehmen. So sind 
97,41 Prozent der Grundrentenbeziehenden und 97,89 Prozent der Grundrentenberechtigten nicht 
von der Staffelung betroffen, d.h. sie verfügen über mind. 35 Jahre an Grundrentenzeiten. 

 

12 Hierbei muss zu den Ergebnissen aus Abschnitt 3.2 differenziert werden, da dort als Grundgesamtheit der Rentenbestand 2023 und hier 
die Rentenzugänge aus 2022 verwendet werden. 
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Grundrentenberechtigte, die weniger als 35 Jahre an Grundrentenzeiten akkumuliert haben, weisen 
hauptsächlich Grundrentenzeiten zwischen 34 und 35 Jahren auf. Dies ist angesichts der 
Wirkungsweise der Staffelung auf den Höchstbetrag nicht überraschend. Ein sinkender Höchstbetrag 
erschwert das Erfüllen der Anspruchsvoraussetzung der Grundrente. So sind Personen mit exakt 
33 Jahren an Grundrentenzeiten nur dann grundrentenberechtigt, wenn der Durchschnitt ihrer 
Entgeltpunkte aus den Grundrentenbewertungszeiten zwischen 0,3 und 0,4 Entgeltpunkten pro Jahr 
liegt. Für Personen mit genau 34 Jahren an Grundrentenzeiten erhöht sich der Höchstbetrag auf 
0,6 Entgeltpunkte und für Personen mit 35 Jahren und mehr liegt er bei 0,8 Entgeltpunkten pro Jahr. 
Es ist daher anzunehmen, dass Personen mit 33 Jahren an Grundrentenzeiten aufgrund der 
niedrigeren Höchstgrenze von 0,4 Entgeltpunkten seltener die Voraussetzungen für die Grundrente 
erfüllen. 

Abbildung 4.3 Anteil der Grundrentenbeziehenden und Grundrentenberechtigten nach Jahren 
an Grundrentenzeiten 

  

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Bei der Unterteilung der Grundrentenzeiten werden die Obergrenzen jeweils ausgeschlossen. Zum Beispiel 
gehören zur Gruppe an Grundrentenberechtigten bzw. Grundrentenbeziehenden mit 33 bis 34 Jahren an 
Grundrentenzeiten alle, die mind. 33 Jahre, aber maximal 33 Jahre und 11 Monate an Grundrentenzeiten 
akkumuliert haben. Bei der Bestimmung werden Personen mit genau 396 Monaten an Grundrentenzeiten 
aufgrund der verzerrenden Wirkung ausgeschlossen. 

Eine monatsgenaue Analyse der Grundrentenzeiten bei Grundrentenberechtigten zeigt, dass die 
Anzahl an grundrentenberechtigten Personen im Staffelungsintervall exponentiell ansteigt und 
konstant bleibt, sobald 420 Monate (bzw. 35 Jahre) an Grundrentenzeiten erreicht sind (siehe 
Abbildung 4.4). Ursache hierfür ist, dass die durchschnittlichen Entgeltpunkte während der 
Grundrentenbewertungszeiten mit einer höheren Wahrscheinlichkeit unter dem Höchstwert liegen, 
da dieser im Staffelungsintervall pro Monat um monatlich 0,001389 Entgeltpunkte ansteigt. 
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Abbildung 4.4 Verteilung der Grundrentenzeiten der Grundrentenberechtigten in Monaten 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Bei der Bestimmung werden Personen mit genau 396 Monaten an Grundrentenzeiten aufgrund der 
verzerrenden Wirkung ausgeschlossen. Die Verteilung für Grundrentenbeziehende ist im Anhang in 
Abbildung 9.6 dargestellt. 

Zur genaueren quantitativen Analyse der soziodemografischen Effekte auf die Wahrscheinlichkeit, 
eine Anzahl an Grundrentenzeiten innerhalb des Staffelungsintervalls angesammelt zu haben, wird 
eine Probit-Regression durchgeführt, deren Ergebnisse in Abbildung 4.5 dargestellt sind. Dazu wird 
eine Indikator-Variable definiert, die den Wert 1 annimmt, sobald eine grundrentenberechtigte 
Person in das Staffelungsintervall fällt. Sonst erhält die Variable den Wert 0. Als Grundgesamtheit 
gelten alle Grundrentenberechtigten mit weniger als 444 Monaten (also 37 Jahren) und mehr als 
396 Monaten an Grundrentenzeiten. Hierbei werden nur Grundrentenberechtigte mit maximal 
37 Jahren an Grundrentenzeiten für die Analyse verwendet. Diese Einschränkung wird aus zwei 
Gründen getroffen: Zum einen wird somit gewährleistet, dass die Gruppengröße der 
Grundrentenberechtigten mit weniger als 35 Jahren an Grundrentenzeiten vergleichbar ist zu der 
Gruppengröße der Grundrentenberechtigten, die nicht in das Staffelungsintervall fallen. Zum 
anderen wäre eine Gruppe von allen Grundrentenberechtigten mit mind. 35 Jahren an 
Grundrentenzeiten von vergleichsweise hoher Heterogenität in Alter, rentenrechtlichen Zeiten und 
Rentenbeträgen geprägt. Das macht einen Vergleich zu den im Staffelungsintervall liegenden 
Grundrentenberechtigten schwierig. Abbildung 4.5 zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte 
der soziodemografischen Merkmale. 

Die Wahrscheinlichkeit, in das Staffelungsintervall zu fallen, ist für Frauen um 2,81 Prozentpunkte 
höher als für Männer. Obwohl dieser Effekt gering erscheint, muss beachtet werden, dass nur 
16,85 Prozent der betrachteten Grundgesamtheit mit Grundrentenzeiten zwischen 33 und 37 Jahren 
tatsächlich in das Staffelungsintervall fallen. Der Effekt bei Frauen entspricht somit einem Anstieg 
der Wahrscheinlichkeit um 16,68 Prozent. Die Wahrscheinlichkeit nimmt bei der jüngsten 
Alterskohorte um 4,01 Prozentpunkte zu. Allerdings bezieht sich diese Analyse auf die Gruppe von 
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Grundrentenberechtigten mit verhältnismäßig geringen Grundrentenzeiten von weniger als 37Jahren. 
Innerhalb dieser Gruppe fällt die jüngere Alterskohorte besonders häufig in das Staffelungsintervall. 
Im Gegenzug sind die durchschnittlichen vollwertigen Beitragszeiten bei der jüngsten Kohorte am 
höchsten, was auf eine stärkere Heterogenität innerhalb der jüngeren Kohorte hindeutet. 

Abbildung 4.5 Effekte auf die Wahrscheinlichkeit, zwischen 33 und unter 35 Jahre an 
Grundrentenzeiten akkumuliert zu haben, im Vergleich zur jeweiligen 
Referenzkategorie 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Bei der Bestimmung werden Personen mit genau 396 Monaten an Grundrentenzeiten aufgrund der 
verzerrenden Wirkung ausgeschlossen. Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, beim Wohnsitz 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, beim Familienstand nicht verheiratete 
Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen ohne Kindererziehungszeiten und bei den Alterskohorten 
Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als Grundgesamtheit für die Regressionen dienen die 
Grundrentenberechtigten mit mehr als 396 und weniger als 444 Monaten an Grundrentenzeiten. Für eine 
genauere Aufgliederung der Koeffizienten siehe im Anhang Tabelle 9.14. 

Alle anderen betrachteten soziodemografischen Merkmale verringern die Wahrscheinlichkeit, von der 
Staffelung betroffen zu sein. Dies trifft insbesondere auf Personen mit Wohnsitz in den neuen 
Bundesländern und auf Altersrentenbeziehende mit Kindern zu. Grundsätzlich ist die 
Wahrscheinlichkeit, in das Staffelungsintervall zu fallen, besonders für soziodemografische Gruppen 
mit niedrigeren durchschnittlichen Entgeltpunkten und somit niedrigerem durchschnittlichen 
Einkommen höher. Denn Altersrentenbeziehende mit höheren durchschnittlichen Entgeltpunkten 
haben aufgrund der gestaffelten Höchstwertgrenze keinen Grundrentenanspruch. 

Zusammenfassend zeigt die Analyse, dass eine geringe Anzahl der Grundrentenberechtigten und 
Grundrentenbeziehenden in das Staffelungsintervall fallen. Dies lässt sich v.a. darauf zurückführen, 
dass die Anspruchsvoraussetzungen für die Grundrente beim Vorliegen von Grundrentenzeiten 
zwischen 33 und 35 Jahren verschärft sind. Soziodemografisch betrachtet sind Frauen 
überdurchschnittlich häufig von der Staffelung der Grundrente erfasst. Hingegen liegen Personen mit 
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Wohnsitz in den neuen Bundesländern und Personen mit mehreren Kindern weitaus seltener im 
Staffelungsintervall. 

4.3 Grundrentenzeiten und Anspruchsvoraussetzungen – Zwischenbilanz 

Die Untersuchung der Grundrentenzeiten verdeutlicht, wie Erwerbsverläufe, Unterbrechungen und 
regionale Unterschiede die Anspruchsberechtigung prägen. Frauen und Personen in den neuen 
Bundesländern weisen häufig besondere Erwerbsbiografien auf, die einerseits den Zugang zur 
Grundrente begünstigen, andererseits aber auch das Nichterreichen der erforderlichen 
Grundrentenzeiten zur Folge haben können. Besonders bei Frauen mit Wohnsitz in den alten 
Bundesländern ergibt sich ein großer Anteil der Grundrentenzeiten aus Zeiten der Kindererziehung, 
bei Männern sind diese vernachlässigbar. Die Ergebnisse helfen zu verstehen, inwieweit die 
gesetzlichen Zugangsvoraussetzungen mit den realen Erwerbsverläufen in Einklang stehen – ein 
zentraler Aspekt bei der Frage, ob die Grundrente ihre Zielsetzung, Leistungen neben der 
Erwerbstätigkeit wie Kindererziehung und nicht erwerbsmäßige Pflege anzuerkennen, erfüllen kann. 
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5. Grundrentenzuschlag vor 
Einkommensanrechnung 

Innerhalb der Gruppe der Grundrentenberechtigten wird die Höhe des Grundrentenzuschlags vor der 
Einkommensanrechnung anhand der Anzahl der Grundrentenbewertungszeiten, der 
durchschnittlichen Entgeltpunkte während der Grundrentenbewertungszeiten und des Höchstwerts 
bestimmt (siehe Abschnitt 1.2.2). Um die Auswirkungen dieser Merkmale auf die Höhe des 
Grundrentenzuschlags vor der Einkommensanrechnung genauer zu untersuchen, werden zunächst 
die Durchschnittswerte getrennt nach Männern und Frauen dargestellt. Darauf aufbauend werden die 
soziodemografischen Effekte mittels Regressionsanalysen vertieft analysiert. Abschließend wird der 
Einfluss der Staffelungsregelung betrachtet. 

5.1 Zusammensetzung des Grundrentenzuschlags vor der 
Einkommensanrechnung 

Die Höhe des Grundrentenzuschlags vor der Einkommensanrechnung ist unabhängig vom aktuellen 
Einkommen der Grundrentenberechtigten. Sie berechnet sich direkt aus den durchschnittlichen 
Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten sowie der Anzahl an 
Grundrentenbewertungszeiten. Dafür werden entweder die durchschnittlichen Entgeltpunkte oder 
deren Differenz zum Höchstwert (wobei jeweils der kleinere Wert verwendet wird) mit den 
Grundrentenbewertungszeiten multipliziert. Die maximale Anzahl an Grundrentenbewertungszeiten, 
die für diese Berechnung verwendet werden kann, liegt bei 420 Monaten (35 Jahre). Somit haben 
Grundrentenbewertungszeiten einen linearen positiven Effekt auf die Höhe des 
Grundrentenzuschlags vor der Einkommensanrechnung bis 420 Monate erreicht sind. Ab diesem 
Wert führt eine Steigerung der Grundrentenbewertungszeiten zu keiner weiteren Erhöhung. 

Abbildung 5.1 Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung (in Entgeltpunkten) in 
Abhängigkeit von den durchschnittlichen jährlichen Entgeltpunkten während der 
Grundrentenbewertungszeiten 

 

Erläuterung: In der Grafik wird schematisch für eine grundrentenberechtigte Person mit mind. 35 Jahren an 
Grundrentenbewertungszeiten der Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung in Entgeltpunkten 
relativ zu den durchschnittlichen jährlichen Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten 
dargestellt. Zur Bestimmung des Grundrentenzuschlags in Euro-Beträgen muss dieser mit dem ARW 
multipliziert werden. 
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Der Effekt der durchschnittlichen Entgeltpunkte auf die Höhe des Grundrentenzuschlags vor der 
Einkommensanrechnung ist nicht linear. Betrachtet man vereinfacht eine Person mit mind. 35 Jahren 
an Grundrentenzeiten, d.h. der maßgebliche Höchstwert liegt bei 0,8 Entgeltpunkten pro Jahr, so 
steigt der Grundrentenzuschlag vor der Einkommensanrechnung mit den durchschnittlichen 
Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten im Intervall von 0,3 bis 0,4 an. Sobald 
die Person jedoch mehr als durchschnittlich 0,4 Entgeltpunkte während der 
Grundrentenbewertungszeiten akkumuliert hat, sinkt der Grundrentenzuschlag mit steigendem Wert 
dieser Entgeltpunkte (siehe Abbildung 5.1 für eine schematische Darstellung für Personen mit mind. 
35 Jahren an Grundrentenbewertungszeiten). Da der Durchschnitt der Entgeltpunkte während der 
Grundrentenbewertungszeiten bei den Grundrenten bei 0,7 liegt, hat ein Anstieg der Entgeltpunkte 
grundsätzlich einen negativen Effekt auf den Grundrentenzuschlag vor der Einkommensanrechnung. 

Zur verständlicheren Darstellung werden im Folgenden nicht die durchschnittlichen Entgeltpunkte 
während der Grundrentenbewertungszeiten dargestellt, sondern wie diese direkt in die Berechnung 
des Grundrentenzuschlags vor Einkommensanrechnung eingehen. Vereinfacht bezeichnen wir dieses 
Merkmal als Differenz zwischen dem Höchstwert und den durchschnittlichen Entgeltpunkten 
während der Grundrentenbewertungszeiten. Tatsächlich handelt es sich hierbei aber um den 
kleineren Wert zwischen ebendieser Differenz und den durchschnittlichen Entgeltpunkten während 
der Grundrentenbewertungszeiten. Bei gleichen Grundrentenbewertungszeiten gilt: Je größer diese 
Differenz ist (maximal 0,4 Entgeltpunkte), desto höher ist der resultierende Grundrentenzuschlag vor 
Einkommensanrechnung. 

Abbildung 5.2 Anteil mit mind. 35 Jahren an Grundrentenbewertungszeiten 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Die durchschnittlichen Grundrentenbewertungszeiten unterteilt nach Geschlecht und Wohnsitz sind im 
Anhang in Abbildung 9.7 dargestellt. 

80,54

92,20

57,95

84,43

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

Frauen Männer Frauen Männer

Neue Bundesländer Alte Bundesländer

A
nt

ei
l



Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung 

47 

Abbildung 5.2 zeigt, dass sowohl in den neuen als auch in den alten Bundesländern der Anteil der 
grundrentenberechtigten Frauen, die mind. 35 Jahre an Grundrentenbewertungszeiten vorweisen, 
deutlich geringer ist als bei Männern. Der Wert bei Männern ist bedeutend höher, da nur solche 
Monate der Grundrentenzeiten als Grundrentenbewertungszeiten gewertet werden, in denen 
Grundrentenberechtigte mind. 0,025 Entgeltpunkte erzielt haben. Bei Frauen hingegen entsteht ein 
großer Anteil der Grundrentenzeiten aus Zeiten der Kindererziehung, zu denen auch 
Kinderberücksichtigungszeiten zählen, die jedoch nicht zu den Grundrentenbewertungszeiten zählen, 
da für sie keine eigenständigen Entgeltpunkte ermittelt werden können. Außerdem weisen Frauen 
häufiger geringfügige Beschäftigungen vor, die auch zu Grundrentenzeiten – nicht aber 
Grundrentenbewertungszeiten – zählen. Auffällig ist zudem, dass Grundrentenberechtigte mit 
Wohnsitz in den neuen Bundesländern unabhängig vom Geschlecht häufiger mind. 35 Jahre an 
Grundrentenbewertungszeiten aufweisen. Hier wurde bereits für Frauen in Abschnitt 4.1 gezeigt, 
dass die erzielten Grundrentenzeiten in den neuen Bundesländern höher sind und sich zu einem 
größeren Anteil aus Zeiten der Erwerbstätigkeit zusammensetzen. 

Abbildung 5.3 Verteilung der Differenz zwischen Höchstwert und durchschnittlichen 
Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In den Grafiken wird jeweils für Männer und Frauen differenziert nach Wohnsitz der jeweilige Anteil der 
Grundrentenberechtigten angegeben, der eine durchschnittliche Differenz zwischen Höchstwert und den 
durchschnittlichen Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten innerhalb eines 
0,01 EP-Intervalls – also beispielsweise eine Differenz zwischen 0,12 EP und 0,13 EP – vorweist. Die 
Obergrenze des Intervalls ist hierbei eingeschlossen. Der in der Legende nicht erklärte dazwischenliegende 
Farbton zeigt, wenn sich der Anteil an Frauen und Männern jeweils überschneidet. 

Die durchschnittliche Differenz zwischen dem Höchstwert und den durchschnittlichen 
Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten ist bei Frauen sowohl in den neuen 
Bundesländern (0,07 EP) als auch in den alten Bundesländern (0,10 EP) höher als bei Männern 
(0,06 EP bzw. 0,09 EP). Eine genauere Darstellung der Verteilung der Differenz zwischen dem 
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Höchstwert und den durchschnittlichen Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten 
ist in Abbildung 5.3 gegeben. Der niedrigere Wert bei Männern entsteht vor allem dadurch, dass ein 
großer Anteil nur eine sehr niedrige Differenz hat, d.h. viele der grundrentenberechtigten Männer 
haben hohe durchschnittliche Entgeltpunkte während der Grundrentenbewertungszeiten. 

Bei der Berechnung des Grundrentenzuschlags vor Einkommensanrechnung werden die 
Grundrentenbewertungszeiten in Monaten – gedeckelt auf maximal 420 Monate (35 Jahre) – mit der 
Differenz zwischen dem gesetzlichen Höchstwert und den durchschnittlichen Entgeltpunkten 
während der Grundrentenbewertungszeiten multipliziert. Liegt der Anteil der 
Grundrentenberechtigten mit mind. 35 Jahren an Grundrentenbewertungszeiten in einer Gruppe 
höher, sollte dies – bei gleichen durchschnittlichen Entgeltpunkten – zu einem insgesamt höheren 
Zuschlag führen. Umgekehrt gilt: Bei gleichen Grundrentenbewertungszeiten führt eine größere 
Differenz zwischen Höchstwert und durchschnittlichen Entgeltpunkten ebenfalls zu einem höheren 
Grundrentenzuschlag. In der Praxis zeigt sich, dass die Grundrentenzuschläge vor 
Einkommensanrechnung bei Frauen sowohl in den neuen als auch in den alten Bundesländern im 
Durchschnitt höher ausfallen als bei Männern (siehe Abbildung 5.4), obwohl ein größerer Anteil der 
Männer die 35-Jahres-Grenze erreicht. Ausschlaggebend ist hier, dass der Effekt der niedrigeren 
durchschnittlichen Entgeltpunkte bei Frauen stärker ins Gewicht fällt als der Vorteil längerer 
Grundrentenbewertungszeiten. 

Abbildung 5.4 Durchschnittliche Grundrentenzuschläge vor Einkommensanrechnung 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Abbildung 5.5 zeigt die Effekte der soziodemografischen Merkmale auf die Wahrscheinlichkeit, mind. 
35 Jahre an Grundrentenbewertungszeiten angesammelt zu haben. Wie bereits in Abbildung 5.2 
dargestellt, ist diese für Frauen geringer als für Männer. Der durchschnittliche marginale Effekt fällt 
jedoch mit -3,30 Prozent relativ zu den Effekten der anderen soziodemografischen Merkmale gering 
aus. Dies liegt daran, dass in einem multivariaten Modell Zusammenhänge zwischen einer 
unabhängigen Variable und der abhängigen Variable isoliert von den anderen Variablen bestimmt 
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werden können. Hier ist vor allem die Kinderanzahl bedeutend, da primär Frauen für die 
Kindererziehung verantwortlich sind. Anders als in der univariaten Betrachtung in Abbildung 5.2 
ermöglicht somit die Analyse in Abbildung 5.5, den nicht durch die Kinderzahl bedingten 
Zusammenhang zwischen der Wahrscheinlichkeit, mind. 35 Jahre an Grundrentenbewertungszeiten 
zu haben, und dem Geschlecht darzustellen. Dieser Effekt fällt daraufhin bedeutend geringer aus als 
in Abbildung 5.2, da vor allem mit der Anzahl der Kinder, für die Kindererziehungszeiten 
berücksichtigt wurden, die Wahrscheinlichkeit sinkt, mind. 35 Jahre an 
Grundrentenbewertungszeiten zu haben. Die Ursache hierfür sind die Kinderberücksichtigungszeiten, 
während denen keine Entgeltpunkte erzielt werden, weshalb sie nicht als 
Grundrentenbewertungszeiten gelten. Zudem zeigt sich, dass die Wahrscheinlichkeit bei 
Altersrentenbeziehenden mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern, die der jüngsten Kohorte ab 
1951 angehören, höher ist als bei der jeweiligen Referenzgruppe. Der Familienstand hat in der 
Größenordnung keine bedeutsame Auswirkung. 

Abbildung 5.5 Effekte auf die Wahrscheinlichkeit, mind. 35 Jahre an 
Grundrentenbewertungszeiten zu haben, im Vergleich zur jeweiligen 
Referenzkategorie 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den 
alten Bundesländern, beim Familienstand nicht verheiratete Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen 
ohne Kindererziehungszeiten und bei den Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als 
Grundgesamtheit für die Regressionen dienen alle Altersrentenbeziehenden mit Wohnsitz in Deutschland. 
Der Effekt von Personen mit nicht definiertem Familienstand wird hier aufgrund der mangelnden 
Interpretierbarkeit nicht dargestellt. Für eine genauere Aufgliederung der Koeffizienten siehe im Anhang 
Tabelle 9.15. 
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als für die jeweilige Referenzkategorie, während sie für Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den 
neuen Bundesländern niedriger ausfällt (siehe Abbildung 5.6). Außerdem sinkt die Differenz zwischen 
Höchstwert und durchschnittlichen Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten mit 
der Anzahl an Kindern, für die Kindererziehungszeiten berücksichtigt wurden. Eine Ursache für 
diesen Effekt sind die Kindererziehungszeiten, die grundsätzlich mit einem Entgeltpunkt pro Jahr 
bewertet werden. Da es sich bei Grundrentenberechtigten um Altersrentenbeziehende handelt, die 
grundsätzlich einen unterdurchschnittlichen Verdienst haben, führen die Kindererziehungszeiten 
somit zu einer Aufwertung der durchschnittlichen Entgeltpunkte während der 
Grundrentenbewertungszeiten. Jedoch spielen auch die unterschiedlichen Erwerbssituationen von 
Frauen mit und ohne Kinder eine Rolle, was zu einer Dämpfung dieser Effekte führt. 

OLS-Regressions-Analyse: 

OLS-Regressions-Analysen sind ein statistisches Verfahren, um zu untersuchen, wie ein bestimmtes 
Merkmal – zum Beispiel der Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung – mit anderen 
Faktoren zusammenhängt, etwa dem Geschlecht oder Wohnsitz. 

Ein großer Vorteil dieser Methode ist, dass sie es ermöglicht, den Zusammenhang mehrerer Faktoren 
gleichzeitig zu analysieren. So kann beispielsweise gezeigt werden, welcher Zusammenhang zwischen 
dem Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung und dem Geschlecht einer Person besteht – 
unabhängig davon, ob die Person einen Wohnsitz in den neuen oder alten Bundesländern hat. Die 
Zusammenhänge der einzelnen Merkmale lassen sich somit voneinander trennen und klarer 
interpretieren. 

Die Differenz zwischen dem Höchstwert und den durchschnittlichen Entgeltpunkten pro Jahr 
während der Grundrentenbewertungszeiten kann Werte zwischen 0 und 0,4 Entgeltpunkten pro Jahr 
annehmen. Im Durchschnitt liegt dieser Wert bei 0,09 Entgeltpunkten pro Jahr, ein Koeffizient von 
0,0231 Entgeltpunkten pro Jahr wie beim Geschlecht ist somit durchaus bedeutsam. Alternativ 
könnte man den Anstieg des Grundrentenzuschlags vor Einkommensanrechnung bestimmen, der 
damit in Abhängigkeit von den Grundrentenbewertungszeiten einhergeht. Betrachten wir zwei 
durchschnittliche Grundrentenberechtigte mit jeweils 35 Jahren Grundrentenbewertungszeiten, die 
sich lediglich im Geschlecht unterscheiden: Bei der Frau ist die Differenz zwischen Höchstwert und 
durchschnittlichen Entgeltpunkten pro Jahr während der Grundrentenbewertungszeiten im 
Durchschnitt 0,0231 Entgeltpunkte höher als beim Mann. Unter der Annahme eines abschlagsfreien 
Rentenbezugs entspricht dies – bezogen auf die erste Jahreshälfte 2023 und die alten Bundesländer – 
einem durchschnittlich um maximal 25,48 Euro höheren Grundrentenzuschlag für die Frau. Relativ zu 
den durchschnittlichen Grundrentenzuschlägen von 95,73 Euro entspricht dies 26,62 Prozent. 
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Abbildung 5.6 Effekte auf die Höhe der Differenz zwischen Höchstwert und durchschnittlichen 
Entgeltpunkten pro Jahr während der Grundrentenbewertungszeiten im 
Vergleich zur jeweiligen Referenzkategorie 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den 
alten Bundesländern, beim Familienstand nicht verheiratete Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen 
ohne Kindererziehungszeiten und bei den Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als 
Grundgesamtheit für die Regressionen dienen alle Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland. 
Der Effekt von Personen mit nicht definiertem Familienstand wird hier aufgrund der mangelnden 
Interpretierbarkeit nicht dargestellt. Für eine genauere Aufgliederung der Koeffizienten siehe im Anhang 
Tabelle 9.16. Als Grundgesamtheit dienen alle Grundrentenberechtigten. 

Die Gesamteffekte der soziodemografischen Merkmale auf die Höhe der Grundrentenzuschläge 
werden in Abbildung 5.7 dargestellt. Dabei verlaufen die Effekte der einzelnen Merkmale parallel zu 
ihrem Einfluss auf die Differenz zwischen dem Höchstwert und den durchschnittlichen 
Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten. Die Auswirkungen auf die Anzahl der 
Grundrentenbewertungszeiten spielen demgegenüber nur eine untergeordnete Rolle. Demnach sind 
die Grundrentenzuschläge im Durchschnitt höher bei Frauen, Altersrentenbeziehenden mit Wohnsitz 
in den alten Bundesländern, verheirateten Grundrentenberechtigten und Grundrentenberechtigten, 
die den jüngeren Alterskohorten angehören. Im Gegensatz dazu sinken die durchschnittlichen 
Grundrentenzuschläge mit zunehmender Anzahl an Kindern. Eine grundrentenberechtigte Person mit 
maximalem Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung ist somit typischerweise eine 
verheiratete Frau ohne Kindererziehungszeiten mit Wohnsitz in einem der alten Bundesländer und 
geboren nach 1950. Diese fiktive Person erhält einen durchschnittlichen Grundrentenzuschlag vor 
Einkommensanrechnung in Höhe von 125,93 Euro. Der tatsächlich ausgezahlte Grundrentenzuschlag 
hängt dann zusätzlich von der Einkommensanrechnung ab (siehe Abschnitt 6). 
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Abbildung 5.7 Effekte auf die Höhe des Grundrentenzuschlags vor Einkommensanrechnung im 
Vergleich zur jeweiligen Referenzkategorie 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den 
alten Bundesländern, beim Familienstand nicht verheiratete Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen 
ohne Kindererziehungszeiten und bei den Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als 
Grundgesamtheit für die Regressionen dienen alle Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland. 
Der Effekt von Personen mit nicht definiertem Familienstand wird hier aufgrund der mangelnden 
Interpretierbarkeit nicht dargestellt. Für eine genauere Aufgliederung der Koeffizienten siehe im Anhang 
Tabelle 9.17. Als Grundgesamtheit dienen alle Grundrentenberechtigten. 

5.2 Einfluss der Staffelung auf die Höhe des Grundrentenzuschlags vor 
Einkommensanrechnung 

Die Höhe des Grundrentenzuschlags vor Einkommensanrechnung wird direkt durch die Staffelung 
des Höchstwerts für alle Grundrentenberechtigten mit mind. 33, aber weniger als 35 Jahren an 
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Anzahl ihrer Grundrentenzeiten variiert. Betrachtet man die Differenz zwischen dem Höchstwert und 
den durchschnittlichen Entgeltpunkten während der Grundrentenbewertungszeiten pro Jahr bei den 
beiden Gruppen, so liegt diese im Staffelungsintervall um 0,01 Entgeltpunkte niedriger. Insgesamt ist 
somit auch der durchschnittliche Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung bei 
Grundrentenberechtigten im Staffelungsintervall niedriger. Vergleicht man jedoch das Verhältnis von 
durchschnittlichem Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung mit dem durchschnittlichen 
Rentenbetrag ohne Grundrentenzuschlag bei den beiden Gruppen, so ist dieses relativ ähnlich 
(8,64 Prozent vs. 9,32 Prozent). Im Durchschnitt ist der Grundrentenzuschlag vor 
Einkommensanrechnung bei Grundrentenberechtigten mit mind. 35 aber weniger als 37 Jahren an 
Grundrentenzeiten etwa 18 Euro höher als bei Grundrentenberechtigten im Staffelungsintervall. Der 
primäre Effekt des Staffelungsintervalls ist somit nicht durch die unterschiedlichen 
Grundrentenzuschläge vor Einkommensanrechnung, sondern durch die striktere 
Anspruchsvoraussetzung gegeben (siehe Abschnitt 4.2). 

Abbildung 5.8 Determinanten des Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung 
differenziert nach Grundrentenzeiten 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Bei der Unterteilung in Grundrentenzeiten werden die Obergrenzen jeweils ausgeschlossen. Zum Beispiel 
gehören zur Gruppe an Grundrentenberechtigten mit 35 bis 37 Jahren an Grundrentenzeiten somit alle, die 
mind. 35 Jahre aber maximal 36 Jahre und 11 Monate an Grundrentenzeiten akkumuliert haben. Personen 
mit genau 396 Monaten an Grundrentenzeiten werden aufgrund der verzerrenden Wirkung ausgeschlossen 
(siehe Abschnitt 4.2). Die genauen Kennzahlen sind im Anhang in Tabelle 9.18. 

5.3 Berechnung und Höhe des Zuschlags – zentrale Befunde 

Die Höhe des Grundrentenzuschlags vor der Einkommensanrechnung wird durch eine Kombination 
aus Grundrentenzeiten, durchschnittlichen Entgeltpunkten und deren gesetzlichen Höchstwerten in 
den Grundrentenbewertungszeiten bestimmt. Die Analyse zeigt, wie diese Faktoren 
zusammenspielen und welche Gruppen davon besonders profitieren. Insbesondere spielt für die 
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Höhe des Grundrentenzuschlags vor Einkommensanrechnung die Differenz zwischen dem 
gesetzlichen Höchstwert und den durchschnittlichen Entgeltpunkten während der 
Grundrentenbewertungszeiten eine maßgebliche Rolle. Die Anzahl an Grundrentenbewertungszeiten 
spielt nur eine untergeordnete Rolle, da der größte Anteil der Grundrentenberechtigten mind. 
35 Jahre an Grundrentenbewertungszeiten vorweisen kann. Unterschiede nach Geschlecht und 
Region geben Hinweise darauf, ob die Berechnungsmechanismen in der Praxis gleichmäßig wirken 
oder bestimmte Erwerbsverläufe systematisch bevorzugen. Insbesondere für Frauen und 
Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den alten Bundesländern berechnet sich ein höherer 
durchschnittlicher Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung aufgrund der höheren 
Differenz zwischen Höchstwert und durchschnittlichen Entgeltpunkten während der 
Grundrentenbewertungszeiten. Dieses Kapitel trägt somit dazu bei, die Wirksamkeit der 
Berechnungslogik im Hinblick auf die angestrebte Verbesserung der Einkommenslage zu bewerten. 
Dabei wird gezeigt, wie durch die Berechnung des Grundrentenzuschlags insbesondere bei Personen 
mit niedrigen Rentenbeträgen höhere Grundrentenzuschläge vor Einkommensanrechnung bestimmt 
werden. 
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6. Einkommensanrechnung 
Innerhalb der Gruppe der Grundrentenberechtigten entscheidet die Anrechnung von Einkommen 
darüber, ob tatsächlich ein Grundrentenzuschlag ausgezahlt wird und wenn ja, in welchem Umfang. 
Als anrechenbares Einkommen wird grundsätzlich die Summe aus dem zu versteuernden 
Einkommen, dem steuerfreien Teil der Renten und den versteuerten Einkünften aus Kapitalvermögen 
des vorvergangenen Kalenderjahres berücksichtigt. Zudem wird auch das Einkommen eines 
Ehepartners bzw. einer Ehepartnerin angerechnet. Im Folgenden wird untersucht, welche 
Auswirkungen diese Einkommensanrechnung auf den tatsächlich ausgezahlten Grundrentenzuschlag 
hat und für welche Gruppen nach der Anrechnung überhaupt ein Grundrentenzuschlag gewährt wird. 

6.1 Wahrscheinlichkeit einen Grundrentenzuschlag zu erhalten 

Da bei Alleinstehenden nur das eigene Einkommen angerechnet wird und bei Ehepaaren bzw. 
eingetragenen Partnerschaften hingegen auch das Einkommen des jeweiligen Partners bzw. der 
jeweiligen Partnerin berücksichtigt wird, ist eine Unterscheidung nach dem Familienstand von großer 
Bedeutung. Außerdem unterliegen Alleinstehende und Ehepaare unterschiedlichen Freibeträgen. In 
den Statistiken der Rentenversicherung wird der Familienstand zum Zeitpunkt des Rentenzugangs 
erfasst, dieser liegt für einige Altersrentenbeziehenden im Bestand aber schon viele Jahre zurück. Der 
Anteil derjenigen, die zwischenzeitlich verwitwet sind, ist nicht vernachlässigbar. Deswegen muss der 
Familienstand für die nachfolgenden Auswertungen imputiert werden. Dafür wird ermittelt, ob bei 
der Einkommensanrechnung entweder nur das eigene Einkommen oder auch das Einkommen des 
Ehepartners bzw. der Ehepartnerin angerechnet wurde. Das Ergebnis wird in der Variable 
Partnereinkommen gespeichert. 

Innerhalb der Gruppe der Grundrentenberechtigten sind jedoch 61.872 Personen enthalten, für die 
kein anrechenbares Einkommen vorliegt – das sind 2,87 Prozent der Grundrentenberechtigten. Für 
diese Grundrentenberechtigten konnte weder eigenes Einkommen noch Einkommen eines Partners 
bzw. einer Partnerin festgestellt werden. Genauer bedeutet das, dass für diese Personen vom 
Finanzamt keine Einkommen gemäß § 97a Abs. 2 Satz 1 bis 3 SGB VI aus dem vorvergangenen und 
vorvorvergangenen Kalenderjahr von der Deutschen Rentenversicherung abgerufen werden konnten 
und die Deutsche Rentenversicherung für diese Personen keinen gesetzlichen Rentenbetrag aus dem 
vorvergangenen Kalenderjahr gemäß § 97a Abs. 2 Satz 4 SGB VI gemeldet hat. Bei dieser 
Personengruppe handelt es sich primär um beim Rentenzugang ledige Personen (70,43 Prozent), 
deren Rentenzugang innerhalb der letzten drei Jahre stattfand (96,25 Prozent). Bei Rentenzugang 
ledige Personen werden in der Variable „Partnereinkommen“ so behandelt, als ob sie kein 
potenzielles Partnereinkommen hätten13, während bei Rentenzugang verheiratete Personen so 
behandelt werden, als ob sie potenziell Partnereinkommen hätten. Ein Vergleich des Familienstands 
beim Rentenzugang und der Anrechnungsmodalitäten ist im Anhang in Tabelle 9.20 dargestellt. 

Um die Wirkungsweise der Einkommensanrechnung zu verdeutlichen, zeigt Abbildung 6.1 die Anteile 
der Grundrentenberechtigten, die jeweils einen ungekürzten, einen verminderten oder keinen 
Grundrentenzuschlag ausbezahlt bekommen. Die Abbildung ist für Grundrentenberechtigte ohne 
Partnereinkommen nach dem Zeitpunkt ihres Rentenzugangs gestaffelt. Denn für diese Gruppe wird 
nur das eigene Einkommen angerechnet, somit können mögliche Effekte des 
Rentenzugangszeitpunkts genauer dargestellt werden. Die Jahre seit Rentenzugang geben dabei die 

 

13 Da Angehörige dieser Personengruppe bei Rentenzugang primär ledig sind und ihr Renteneinritt in den meisten Fällen maximal drei Jahre 
zurückliegt, ist es sehr wahrscheinlich, dass der Familienstand beim Renteneintritt dem tatsächlichen Familienstand bei der 
Einkommensanrechnung entspricht. 
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Differenz zwischen dem Datenstand (2023) und dem jeweiligen Rentenzugangsjahr wieder. Ein Jahr 
seit Rentenzugang bedeutet also, dass die Person im Jahr 2022 ihren Rentenbeginn hatte. Sie ist also 
bereits seit ein bis zwei Jahren in Rente. Zur Darstellung möglicher Effekte des Arbeitseinkommens 
auf die Einkommensanrechnung werden nur Grundrentenberechtigte dargestellt, die vor 
Altersrentenbezug keine Erwerbminderungsrente erhalten haben. Abbildung 6.2 stellt die gleichen 
Daten für Grundrentenberechtigte mit anrechenbarem Partnereinkommen dar. 

Abbildung 6.1 Anteil ausgezahlter Grundrentenzuschläge in Abhängigkeit von der Dauer seit 
Rentenzugang (kein anrechenbares Partnereinkommen) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Abbildung werden jeweils die Anteile der Grundrentenberechtigten ohne anrechenbares 
Partnereinkommen in Abhängigkeit der Jahre seit Rentenzugang angegeben, die keinen 
Grundrentenzuschlag, einen durch die Einkommensanrechnung verminderten Grundrentenzuschlag oder 
einen ungekürzten Grundrentenzuschlag erhalten. Die Jahre seit Rentenzugang geben dabei die Differenz 
zwischen dem Berichtsjahr (2023) und dem jeweiligen Rentenzugangsjahr an. Es werden nur Personen 
untersucht, die vor Bezug der Altersrente keine Erwerbminderungsrente erhalten haben. 

Zunächst zeigt sich, dass bei der Einkommensanrechnung im Wesentlichen ein zugespitzt genannter 
„Alles-oder-nichts“-Effekt zu beobachten ist. Der allergrößte Teil der Grundrentenberechtigten 
erhält nach der Einkommensanrechnung entweder einen ungekürzten oder keinen 
Grundrentenzuschlag. Fälle, in denen der Grundrentenzuschlag durch die Einkommensanrechnung 
nur vermindert wird, sind selten und belaufen sich auf 5 bis maximal 11 Prozent der 
Grundrentenberechtigten. 

Das anrechenbare Einkommen wird aus Einkünften bestimmt, die im vorvergangenen bzw. 
vorvorvergangenen Kalenderjahr erwirtschaftet wurden. Aus diesem Grund wäre grundsätzlich damit 
zu rechnen, dass vor allem Grundrentenberechtigte, deren Rentenbeginn drei Jahre oder weniger 
zurückliegt, häufiger keinen Grundrentenzuschlag erhalten, da auf deren Grundrentenzuschläge 
potenziell Einkommen aus der Erwerbstätigkeit angerechnet werden. Dieser Effekt sollte besonders 
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bei Grundrentenberechtigten ohne Partnereinkommen auftreten, da hier das eigene Einkommen 
nicht durch das Einkommen des Partners bzw. der Partnerin erhöht wird. Eine derartige Entwicklung 
kann aber weder Abbildung 6.1 noch Abbildung 6.2 entnommen werden. Nur bei einer zusätzlichen 
Unterteilung der Grundrentenberechtigten ohne Partnereinkommen in Frauen (siehe Anhang, 
Abbildung 9.8) und Männer (siehe Anhang, Abbildung 9.9) kann bei Männern ein Anstieg des Anteils 
der Grundrentenberechtigten etwa zwei bis drei Jahre nach Rentenbeginn gezeigt werden. Ursache 
für das Fehlen eines stärkeren Effekts bei Frauen sind die Grundrentenberechtigten, für die kein 
anrechenbares Einkommen vorliegt. Wie bereits erwähnt handelt es sich hierbei primär um beim 
Rentenzugang Alleinstehende, die seit maximal drei Jahren Rente beziehen. Schließt man diese 
Personengruppe von der Analyse aus, erhöht sich auch bei den Frauen ohne Partnereinkommen der 
Anteil der Grundrentenbeziehenden nach drei Jahren. 

Abbildung 6.2 Anteil ausgezahlter Grundrentenzuschläge in Abhängigkeit von der Dauer seit 
Rentenzugang (anrechenbares Partnereinkommen) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Abbildung werden jeweils die Anteile der Grundrentenberechtigten mit anrechenbaren 
Partnereinkommen in Abhängigkeit der Jahre seit Rentenzugang angegeben, die keinen 
Grundrentenzuschlag, einen durch die Einkommensanrechnung verminderten Grundrentenzuschlag oder 
einen ungekürzten Grundrentenzuschlag erhalten. Die Jahre seit Rentenzugang geben dabei die Differenz 
zwischen dem Berichtsjahr (2023) und dem jeweiligen Rentenzugangsjahr an. Es werden nur Personen 
untersucht, die vor Bezug der Altersrente keine Erwerbminderungsrente erhalten haben. 

Eine genauere Analyse der Grundrentenberechtigten ohne Partnereinkommen zeigt, dass der Anteil 
der Personen, die aufgrund der Einkommensanrechnung keinen Grundrentenzuschlag erhalten, bis 
zu etwa neun Jahren seit Rentenzugang sinkt und anschließend wieder ansteigt. Gleichzeitig steigt 
der Anteil derer, die den ungekürzten Grundrentenzuschlag erhalten, bis zu diesem Zeitpunkt leicht 
an und nimmt danach ab. Der Anstieg bis neun Jahre ist primär durch die grundrentenberechtigten 
Männer getrieben, während der Rückgang nach neun Jahren hauptsächlich durch 
grundrentenberechtigte Frauen verursacht wird (siehe Anhang, Abbildung 9.8 und Abbildung 9.9). 
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Diese Entwicklungen können zum einen auf Kohorten Effekte zurückzuführen sein, da es sich hierbei 
nicht um eine Zeitreihen-, sondern um eine Querschnittsanalyse des Rentenbestands handelt. Die 
beobachteten Muster könnten somit die unterschiedlichen Alterskohorten widerspiegeln. Zum 
anderen können Hinterbliebenenrenten das anrechenbare Einkommen erhöhen und damit die 
Wahrscheinlichkeit eines Grundrentenzuschlags senken. Die genaue Ursache kann anhand der Daten 
jedoch nicht bestimmt werden. 

Bei Grundrentenberechtigten mit Partnereinkommen fällt der Anteil an Personen ohne 
Grundrentenzuschlag aufgrund der Einkommensanrechnung bis zehn Jahre nach Rentenzugang auch 
leicht ab und steigt dann wieder leicht, der Anstieg nach 10 Jahren ist jedoch deutlich geringer als bei 
Grundrentenberechtigten ohne Partnereinkommen (siehe Abbildung 6.1). Eine Unterteilung in 
Männer und Frauen zeigt jedoch, dass der Anteil mit ungekürztem Grundrentenzuschlag bei Männern 
bedeutend höher ist und mit den Jahren seit Rentenbeginn ansteigt (siehe Anhang, Abbildung 9.11 
und Abbildung 9.12). Für den steigenden Anteil kann zum einen die Querschnittsdatenerhebung 
verantwortlich sein. Vor allem in älteren Generationen – also bei Personen, deren Rentenbeginn 
tendenziell schon mehrere Jahre zurückliegt– ergibt sich das Haushaltseinkommen primär aus den 
Einkommen der Männer. Da hier folglich das Partnereinkommen eine untergeordnete Rolle spielt, 
steigt der Anteil mit ungekürztem Grundrentenzuschlag. Zum anderen sind Ehefrauen tendenziell 
jünger als Ehemänner. Bei jüngeren grundrentenberechtigten Männern besteht somit die 
Möglichkeit, dass ihre Ehepartnerin noch erwerbstätig ist. 

Im nächsten Schritt wird die Frage untersucht, welchen Einfluss soziodemografische Merkmale auf 
die Wahrscheinlichkeit haben, einen Grundrentenzuschlag zu erhalten (siehe Abbildung 6.3). Die 
Untersuchung erfolgt erneut anhand einer Probit-Regression. Als abhängige Variable wird eine 
Indikator-Variable herangezogen, die den Wert 1 annimmt, falls die Person einen 
Grundrentenzuschlag erhält. In den anderen Fällen nimmt die Variable den Wert 0 an. Die 
Grundgesamtheit dieser Untersuchung sind alle Grundrentenberechtigten. 

Frauen haben eine geringere Wahrscheinlichkeit, Grundrente zu beziehen als Männer, wenn sie die 
Anspruchsvoraussetzungen für die Grundrente erfüllen. Das bedeutet, dass bei Frauen durch die 
Einkommensanrechnung seltener ein Grundrentenzuschlag ausgezahlt wird als bei Männern. Dieses 
Ergebnis deckt sich mit den univariaten Ergebnissen, die bereits in Abschnitt 3 gezeigt wurden, 
wonach der Anteil aller grundrentenberechtigten Frauen, die auch tatsächlich einen 
Grundrentenzuschlag erhalten (46,58 Prozent), bedeutend geringer ist als bei den Männern 
(70,91 Prozent). D.h. auch unabhängig von Wohnsitz, Partnereinkommen, Kinderanzahl und 
Alterskohorte ist die Wahrscheinlichkeit für Frauen niedriger, grundrentenbeziehend zu sein. Ursache 
hierfür ist, dass sowohl Frauen mit Partnereinkommen als auch Frauen ohne Partnereinkommen ein 
höheres durchschnittliches anrechenbares Einkommen haben als ihr männliches Pendant (siehe 
Abbildung 6.4). 

Auch bei den Anrechnungsmodalitäten ist dieser Effekt erkennbar. Die Wahrscheinlichkeit, nach der 
Einkommensanrechnung einen Grundrentenzuschlag zu erhalten, liegt bei Grundrentenberechtigten, 
bei denen Partnereinkommen angerechnet wurde, um 25,39 Prozentpunkte niedriger als bei solchen, 
bei denen nur das eigene Einkommen angerechnet wurde. Dieser Effekt ist in der Größenordnung 
verglichen mit den Effekten der anderen soziodemografischen Merkmale der bedeutendste. Das 
Einkommen des Partners bzw. der Partnerin hat also einen signifikanten Einfluss auf den 
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Grundrentenzuschlag nach der Einkommensanrechnung. Ein direkter Interaktionseffekt zwischen 
Geschlecht und der Anrechnung von Partnereinkommen besteht nicht.14  

Abbildung 6.3 Effekte auf die Wahrscheinlichkeit, nach Einkommensanrechnung einen 
Grundrentenzuschlag zu erhalten, im Vergleich zur jeweiligen Referenzkategorie 
(nur Grundrentenberechtigte) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung:  Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den 
alten Bundesländern, beim Partnereinkommen Personen ohne Partnereinkommen, bei der Kinderanzahl 
Personen ohne Kindererziehungszeiten und bei den Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder 
früher. Als Grundgesamtheit für die Regressionen dienen alle Grundrentenberechtigten mit Wohnsitz in 
Deutschland. Für eine genauere Aufgliederung der Koeffizienten siehe im Anhang Tabelle 9.19. 

Grundrentenberechtigte in den neuen Bundesländern haben eine um 7,93 Prozentpunkte höhere 
Wahrscheinlichkeit als Grundrentenberechtigte in den alten Bundesländern nach der 
Einkommensanrechnung einen Grundrentenzuschlag zu erhalten. Ursache hierfür ist das 
durchschnittlich höhere anrechenbare Einkommen von Grundrentenberechtigten mit Wohnsitz in 
den alten Bundesländern. Für Grundrentenberechtigte ohne anrechenbares Partnereinkommen liegt 
dieses in den neuen Bundesländern bei durchschnittlich 1.199 Euro und in den alten Bundesländern 
bei 1.314 Euro. Für Grundrentenberechtigte mit anrechenbarem Partnereinkommen liegen die 
Durchschnittswerte jeweils bei 2.341 Euro und 3.167 Euro. 

Die Wahrscheinlichkeit des Grundrentenbezugs ist für Personen mit einem, zwei oder drei 
berücksichtigungsfähigen Kindern leicht vermindert. Bei vier oder mehr Kindern steigt die 
Wahrscheinlichkeit geringfügig. Betrachtet man ausschließlich Grundrentenberechtigte mit 
Kindererziehungszeiten, steigt die Wahrscheinlichkeit, tatsächlich einen Grundrentenzuschlag zu 

 

14 In einer separaten Schätzung des Probit-Regressionsmodells für Frauen und Männer ist der durchschnittliche marginale Effekt des 
Partnereinkommens mit -26,16 Prozentpunkten bei Frauen bzw. -24,20 Prozentpunkten bei Männern vergleichbar. 
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erhalten, mit der Kinderzahl an. Die Effekte der Kindererziehung sind bedeutend, fallen im Verhältnis 
zu den Effekten des Geschlechts oder des Familienstands aber geringer aus. Eine mögliche Ursache 
dieser Effekte liegt in der Einkommensstruktur von Familien in Abhängigkeit der Kinderanzahl: Bei 
Personen mit einer niedrigeren Kinderanzahl scheinen häufiger hohe anrechenbare 
Haushaltseinkommen vorzuliegen als bei Kinderlosen und Personen mit vielen Kindern. 

Hinsichtlich der Alterskohorten ist die Wahrscheinlichkeit, Grundrente zu beziehen, für die beiden 
jüngeren Kohorten höher als für die Basiskohorte der vor 1941 geborenen Grundrentenberechtigten. 
Am höchsten ist dieser Effekt für Grundrentenberechtigte der Alterskohorte ab 1951 mit 
19,15 Prozentpunkten. 

6.2 Höhe des anrechenbaren und angerechneten Einkommens 

Ob eine grundrentenberechtigte Person einen Grundrentenzuschlag erhält, hängt vom vorhandenen 
Einkommen ab und davon, ob dieses angerechnet wird. Dabei wird zwischen dem anrechenbaren 
Einkommen – also dem Einkommen, das grundsätzlich bei der Berechnung berücksichtigt wird – und 
dem angerechneten Einkommen – dem Teil, der den Grundrentenzuschlag tatsächlich mindert oder 
ausschließt – unterschieden. Das angerechnete Einkommen spiegelt dabei genauer den Betrag wider, 
um den der Grundrentenzuschlag durch die Einkommensanrechnung vermindert wird. Er kann also 
maximal so hoch sein wie der Grundrentenzuschlag einer Person vor Einkommensanrechnung. 

Abbildung 6.4 Anrechenbares Einkommen nach Partnereinkommen und Geschlecht 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Die genauen Werte sind im Anhang in Tabelle 9.21 dargestellt. 

Abbildung 6.4 zeigt, dass Personen, die zwar einen Anspruch auf die Grundrente hätten, aufgrund der 
Einkommensanrechnung jedoch keinen Zuschlag erhalten, im Durchschnitt ein deutlich höheres 
anrechenbares Einkommen aufweisen als diejenigen, die den Zuschlag auch ausgezahlt bekommen. 
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Dieses anrechenbare Einkommen setzt sich zum einen aus dem Einkommen des Ehepartners bzw. 
der Ehepartnerin zusammen und zum anderen aus eigenen Erträgen, der gesetzlichen Rente, privater 
Altersvorsorge oder Kapitalerträgen. Von der Einkommensanrechnung sind somit vor allem 
Grundrentenberechtigte betroffen, die auch ohne Zuschlag über ein vergleichsweise hohes 
Einkommen verfügen. Die Einkommensanrechnung erfüllt somit ihren Zweck, dass 
Altersrentenbeziehende mit hohen Einkommen neben der gesetzlichen Rente keinen 
Grundrentenzuschlag erhalten. 

Dieser Zusammenhang zeigt sich besonders deutlich in Haushalten mit Partnereinkommen: Hier ist 
das durchschnittlich anrechenbare Einkommen etwa doppelt so hoch wie bei 
Grundrentenberechtigten ohne Partnereinkommen. Eine Ausnahme bilden männliche Berechtigte 
ohne Grundrentenzuschlag – bei ihnen fällt der Unterschied geringer aus. In klassischen 
Haushaltskonstellationen sind Männer häufig die Hauptverdiener, sodass das Partnereinkommen 
weniger ins Gewicht fällt. Dies erklärt, warum in dieser Gruppe ein schwächer ausgeprägter 
Unterschied zu beobachten ist. 

Abbildung 6.5 Angerechnetes Einkommen nach Partnereinkommen und Geschlecht 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Das angerechnete Einkommen ist dabei der Einkommensbetrag, um den der Grundrentenzuschlag vor 
Einkommensanrechnung durch die Einkommensanrechnung gesenkt wird. Er kann also maximal den 
Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung betragen, sodass es bei Grundrentenberechtigten ohne 
Grundrentenzuschlag dem Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung entspricht. Die genauen 
Werte sind im Anhang in Tabelle 9.21 dargestellt. Hierbei wird der Durchschnitt aller 
Grundrentenbeziehenden bestimmt, also sowohl für Grundrentenbeziehende mit vermindertem als auch 
ungekürztem Grundrentenzuschlag. D.h. einem großen Anteil der Grundrentenbeziehenden wird überhaupt 
kein Einkommen angerechnet. Bei Frauen sind das 81,90 Prozent und bei Männern 93,80 Prozent der 
Grundrentenbeziehenden. 

Betrachtet man ausschließlich Personen, die tatsächlich einen Grundrentenzuschlag erhalten, ergibt 
sich ein klares Bild: Ein sehr geringer Teil ihres Einkommens wird durchschnittlich von ihrem 
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Grundrentenzuschlag abgezogen (siehe Abbildung 6.5). Das liegt daran, dass das Einkommen meist 
unterhalb der Freibetragsgrenzen liegt. Überschreitet das Einkommen jedoch diese Grenzen, entfällt 
der Zuschlag in der Regel vollständig – ein weiteres Beispiel für den „Alles-oder-nichts“-Effekt der 
Einkommensanrechnung, bei dem bereits geringe Einkommensüberschreitungen primär dazu führen, 
dass der Anspruch auf die Zahlung des Grundrentenzuschlags vollständig entfällt. Dabei ist weniger 
von Bedeutung, ob eine Anrechnung des Einkommens von 60 Prozent oder 100 Prozent stattfindet. 
Auf die genaue Bedeutung der Anrechnungsprozentsätze wird in Abschnitt 7 eingegangen. 

Ein weiterer Befund betrifft geschlechtsspezifische Unterschiede: Frauen weisen im Durchschnitt ein 
höheres angerechnetes Einkommen auf als Männer. Dies ist nicht ausschließlich auf ein 
durchschnittlich höheres anrechenbares Einkommen zurückzuführen, sondern auch darauf, dass 
Frauen häufig einen höheren Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung erhalten würden – 
etwa aufgrund geringerer durchschnittlicher Entgeltpunkte aus den Grundrentenbewertungszeiten. 
Dies zeigt sich vor allem bei den Grundrentenberechtigten ohne Grundrentenzuschlag, bei welchen 
der gesamte Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung aufgrund der 
Einkommensanrechnung nicht ausgezahlt wird. 

6.3 Auswirkungen der Einkommensanrechnung – Zwischenbilanz 

Die Einkommensanrechnung entscheidet darüber, ob und in welcher Höhe berechtigte Personen 
tatsächlich einen Grundrentenzuschlag erhalten. Die Ergebnisse verdeutlichen, wie stark die 
Anrechnungsregelungen die Auszahlungshöhe mindern und welche soziodemografischen Gruppen 
hiervon besonders betroffen sind. Insbesondere ist die Wahrscheinlichkeit, einen 
Grundrentenzuschlag nach Einkommensanrechnung zu erhalten, bei Frauen, 
Grundrentenberechtigten mit Wohnsitz in den alten Bundesländern und Grundrentenberechtigten 
mit anrechenbaren Partnereinkommen niedriger als bei der jeweiligen Referenzkategorie. Zudem 
führt die Einkommensanrechnung nur in wenigen Fällen dazu, dass ein verminderter 
Grundrentenzuschlag ausgezahlt wird. In den meisten Fällen erhalten die Grundrentenberechtigten 
entweder keinen oder den ungekürzten Grundrentenzuschlag. Die Analyse der anrechenbaren 
Einkommen zeigt, dass durch die Einkommensanrechnung Grundrentenberechtigte mit bedeutend 
höheren Einkommen aus anderen Quellen keinen Grundrentenzuschlag erhalten. Die 
Einkommensanrechnung erfüllt somit das Ziel, dass nur Personen mit langjährigen Beiträgen einen 
Grundrentenzuschlag erhalten, die nicht über maßgebliche andere Einkommen verfügen. Diese 
Erkenntnisse sind entscheidend für die Beurteilung der sozialen Treffsicherheit der Grundrente. 
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7. Alternative Ausgestaltung der 
Einkommensanrechnung 

Wie Abschnitt 6 zeigt, hat die Einkommensanrechnung erheblichen Einfluss darauf, wie hoch der 
tatsächlich ausgezahlte Grundrentenzuschlag ausfällt, wie viele Grundrentenberechtigte einen 
Zuschlag erhalten und wie sich die Zuschläge auf verschiedene soziodemografische Gruppen 
verteilen. Personen ohne Partnereinkommen erhalten den ungekürzten Grundrentenzuschlag, wenn 
ihr monatliches Einkommen unter dem 36,56-fachen des aktuellen Rentenwerts liegt. Einkommen 
oberhalb dieser Grenze, aber unterhalb des 46,78-fachen des aktuellen Rentenwerts, wird zu 
60 Prozent auf den Grundrentenzuschlag angerechnet. Einkommen, das über dem 46,78-fachen liegt, 
wird zu 100 Prozent angerechnet. Für Personen mit Partnereinkommen gelten entsprechend höhere 
Grenzen: der ungekürzte Zuschlag wird bis zum 57,03-fachen des aktuellen Rentenwerts gewährt; 
Einkommen zwischen dem 57,03-fachen und dem 67,27-fachen des aktuellen Rentenwerts wird zu 
60 Prozent angerechnet; darüber hinaus erfolgt eine Anrechnung zu 100 Prozent. Im folgenden 
Abschnitt werden anhand eines Mikrosimulationsmodells drei alternative Szenarien zur 
Einkommensanrechnung analysiert: eine Anhebung der Grundrentenfreibeträge, eine Anhebung des 
Anrechnungssatzes von 60 Prozent (reduzierter Anrechnungssatz) und eine Anhebung dieses 
reduzierten Anrechnungssatzes bei kostenneutraler Anhebung der Grundrentenfreibeträge. Dabei 
werden ausschließlich Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland betrachtet. Zudem wird 
aufgrund des Datenstands der Rentenwert von Juli 2022 bis Juni 2023 verwendet. Minder- oder 
Mehrausgaben würden somit bei einer tatsächlichen Umsetzung jeweils höher ausfallen, da der 
Rentenwert in der Zwischenzeit angehoben wurde. 

7.1 Szenario 1: Anhebung der Grundrentenfreibeträge 

Im ersten Szenario werden die Grundrentenfreibeträge für Personen ohne und mit 
Partnereinkommen um einen einheitlichen Betrag – gemessen am aktuellen Rentenwert (ARW) – 
erhöht. Dabei werden die Grundrentenfreibeträge jeweils um ein Vielfaches des aktuellen 
Rentenwerts angehoben. Die zweite Anrechnungsgrenze und die Höhe der Anrechnungssätze bleiben 
jedoch unverändert.  

Das Intervall, in dem das monatliche Einkommen nicht angerechnet wird, steigt somit, während das 
Intervall, in dem das monatliche Einkommen zu 60 Prozent angerechnet wird, sinkt. Das Intervall, in 
dem das darüber liegende monatliche Einkommen zu 100 Prozent angerechnet wird, bleibt 
unverändert. Ein solches Vorgehen führt aufgrund der weniger strengen Einkommensanrechnung 
unweigerlich zu Mehrausgaben relativ zur Ausgangssituation. Denn einerseits wird die Gruppe der 
Grundrentenbeziehenden vergrößert und andererseits steigen die Grundrentenzuschläge von bereits 
Grundrentenbeziehenden, falls diese ursprünglich einen verminderten Grundrentenzuschlag erhalten 
haben.  

Abbildung 7.1 stellt die Ausgestaltung des ersten Szenarios beispielhaft anhand einer Anhebung der 
Grundrentenfreibeträge um das 5-fache des aktuellen Rentenwerts bildlich dar. In diesem Beispiel 
wird für Grundrentenberechtigte ohne Partnereinkommen monatliches Einkommen nicht 
angerechnet, sofern es das 41,56-fache des aktuellen Rentenwerts unterschreitet. In der 
Ausgangssituation wird hingegen nur monatliches Einkommen unterhalb des 36,56-fachen des 
aktuellen Rentenwerts nicht angerechnet. Für Grundrentenberechtigte mit Partnereinkommen steigt 
die Grenze auf das 62,02-fache des aktuellen Rentenwerts. Hierbei lässt sich zudem 
veranschaulichen, wie das Intervall, in dem der reduzierte Anrechnungssatz von 60 Prozent 
angewendet wird, sinkt. Bei einem Anheben der Grundrentenfreibeträge um das 10,22-fache des 
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aktuellen Rentenwerts bei Grundrentenberechtigten ohne Partnereinkommen bzw. das 10,24-fache 
bei Grundrentenberechtigten mit Partnereinkommen ist die zweite Anrechnungsstufe erreicht, ab der 
zu 100 Prozent angerechnet wird. Eine derartige Ausgestaltung führt zu einer Abschaffung der ersten 
Anrechnungsstufe. Es wird nur der Betrag des monatlichen Einkommens, der die ursprünglich zweite 
Einkommensgrenze – also das 46,78-fache des aktuellen Rentenwerts bei Grundrentenbeziehenden 
ohne und das 67,27-fache bei Grundrentenbeziehenden mit Partnereinkommen – überschreitet, 
vollständig angerechnet. 

Abbildung 7.1 Ausgestaltung von Szenario 1: Anhebung der Grundrentenfreibeträge 

 

Erläuterung: Hier werden die Grundrentenfreibeträge beispielhaft um das 5-fache des aktuellen Rentenwerts angehoben.  

Die Anhebung der Grundrentenfreibeträge führt im Mikrosimulationsmodell zu bedeutenden 
zusätzlichen Kosten für die Grundrente. Diese werden in Abbildung 7.2 dargestellt. Wird der 
Grundrentenfreibetrag einheitlich für Personen ohne und mit Partnereinkommen um die Höhe des 
aktuellen Rentenwerts erhöht – das entspricht etwa 36 Euro – führt das zu einem Anstieg der 
Gesamtausgaben von jährlich 47 Mio. Euro. Relativ zur Ausgangssituation ist das ein Anstieg von 
3,48 Prozent. Eine Abschaffung der ersten Anrechnungsgrenze durch eine Anhebung des 
Grundrentenfreibetrags um das 10,22-fache bei Grundrentenberechtigten ohne Partnereinkommen 
bzw. das 10,24-fache bei Grundrentenberechtigten mit Partnereinkommen führt zu einem Anstieg 
der Gesamtausgaben für Grundrentenzuschläge von 403 Mio. Euro.15 Die zusätzlichen Gesamtkosten 
teilen sich auf zwei Gruppen von Grundrentenberechtigten auf: solche, die in der Ausgangssituation 
keinen Grundrentenzuschlag erhalten haben, und solche, die einen gekürzten Zuschlag erhalten 
haben. Bis zu einer Anhebung des Grundrentenfreibetrags um das 6-fache des aktuellen Rentenwerts 
entsteht der größte Anteil der zusätzlichen Gesamtkosten durch Grundrentenberechtigte, die bereits 

 

15 Bei der Berechnung der zusätzlichen Gesamtkosten werden die zusätzlichen Ausgaben für Grundrentenzuschläge mit einem Faktor von 
1,073 multipliziert, um den Anteil der Rentenversicherung am Krankenversicherungsbeitrag abzubilden. 
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in der Ausgangssituation Grundrentenbeziehende waren. Die durch diese Gruppe zusätzlich 
entstehenden Kosten stagnieren jedoch bei einer weiteren Anhebung des Grundrentenfreibetrags. 

Abbildung 7.2 Zusätzliche Gesamtausgaben durch Anhebung des Grundrentenfreibetrags 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Ausgangssituation des Mikrosimulationsmodells entstehen durch die ausgezahlten 
Grundrentenzuschläge jährlich Gesamtkosten von etwa 1,3 Mrd. Euro. Die Abszisse gibt an, um welches 
Vielfache des aktuellen Rentenwerts die Grundrentenfreibeträge angehoben werden. Eine Anhebung um das 
10,2-fache des aktuellen Rentenwerts stellt hierbei eine Abschaffung der ersten Anrechnungsstufe dar. 

Die Ursache hierfür lässt sich aus der Kombination von Abbildung 7.3 und Abbildung 7.4 entnehmen. 
Sowohl für Grundrentenberechtigte mit Grundrentenbezug in der Ausgangssituation als auch für 
Grundrentenberechtigte, die durch die Erhöhung des Grundrentenfreibetrags einen 
Grundrentenzuschlag erhalten, steigen die durchschnittlichen Grundrentenzuschläge. Betrachtet 
man nur Grundrentenberechtigte, für die das Reformszenario auch zu einer Veränderung der 
Grundrentenzuschläge führt, zeigt sich, dass die zusätzlichen Grundrentenzuschläge vor allem bei 
bereits in der Ausgangssituation Grundrentenbeziehenden ansteigen (siehe Abbildung 7.3). Ab einer 
gewissen Erhöhung der Grundrentenfreibeträge stagnieren bei diesen jedoch die durchschnittlichen 
zusätzlichen Grundrentenzuschläge, da die meisten fast ihren gesamten Grundrentenzuschlag vor 
Einkommensanrechnung ausgezahlt bekommen. Bei Grundrentenberechtigten, die erst durch die 
Reformoption einen Grundrentenzuschlag erhalten, ist eine derartige Entwicklung nur abgeschwächt 
gegeben. 
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Abbildung 7.3 Veränderung des durchschnittlichen Grundrentenzuschlags durch Anhebung des 
Grundrentenfreibetrags 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Der durchschnittliche Grundrentenzuschlag von Grundrentenbeziehenden, deren Grundrentenzuschlag 
nicht von dem Reformszenario betroffen ist, beträgt 99,71 Euro. Für Grundrentenberechtigte, die in der 
Ausgangssituation einen Grundrentenzuschlag erhalten haben und deren Grundrentenzuschlag durch das 
Reformszenario angehoben wird, beträgt dieser in der Ausganssituation durchschnittlich 76,72 Euro.  

Zudem erhalten etwa 168 Tausend der ursprünglich Grundrentenbeziehenden durch die Anhebung 
der Grundrentenfreibeträge einen höheren Grundrentenzuschlag. Die Anzahl der zusätzlichen 
Grundrentenbeziehenden steigt mit der Erhöhung des Grundrentenfreibetrags deutlich an und ist ab 
einer Anhebung der Grundrentenfreibeträge um das 5-fache des aktuellen Rentenwerts mit 
181 Tausend Betroffenen höher als die Anzahl betroffener Grundrentenbeziehender aus der 
Ausgangssituation (siehe Abbildung 7.4). Der konsequente Anstieg der Anzahl neuer 
Grundrentenbeziehenden und die vergleichbare durchschnittliche Erhöhung der 
Grundrentenzuschläge führt somit dazu, dass mit Erhöhung des Grundrentenfreibetrags ein größerer 
Anteil der zusätzlichen Gesamtausgaben an neue Grundrentenbeziehende getätigt wird. 

Bei einer vollständigen Abschaffung der ersten Anrechnungsstufe steigt der Anteil der 
grundrentenbeziehenden Frauen an den grundrentenberechtigten Frauen um etwa 16 Prozentpunkte 
auf 62,7 Prozent an (siehe Anhang, Abbildung 9.13). Bei Männern sind es nur etwa 10 Prozentpunkte. 
Ebenso steigen die Ausgaben für Frauen stärker an, sodass ein Großteil der zusätzlichen 
Gesamtausgaben für Grundrentenzuschläge an grundrentenbeziehende Frauen ausgezahlt wird 
(siehe Anhang, Abbildung 9.14). Hingegen ergeben sich geringe Verteilungseffekte nach Wohnsitz 
und etwas höhere Anstiege bei Personen mit Partnereinkommen (siehe Anhang, Abbildung 9.15 und 
Abbildung 9.16). 
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Abbildung 7.4 Anstieg der Anzahl an Grundrentenbeziehenden durch Anhebung des 
Grundrentenfreibetrags 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Ausgangssituation des Mikrosimulationsmodells beziehen 1.085.155 Altersrentenbeziehende einen 
Grundrentenzuschlag. 

Insgesamt entstehen also durch die Erhöhung der Grundrentenfreibeträge um einen einheitlichen 
Betrag beträchtliche zusätzliche Kosten, die sich auf Grundrentenberechtigte, die bereits in der 
Ausgangssituation einen Grundrentenzuschlag erhalten haben, und durch die hypothetische Reform 
neue Grundrentenbeziehende aufteilen. Vor allem an Frauen wird aufgrund der alternativen 
Einkommensanrechnung eine deutlich höhere Summe an Grundrentenzuschlägen ausgezahlt. 

Eine Erhöhung der zweiten Anrechnungsgrenze parallel zum Grundrentenfreibetrag liefert ähnliche 
Ergebnisse (siehe Anhang, Abbildung 9.17). Dieses Alternativszenario führt zu einer Verschiebung des 
Anrechnungskorridors nach oben. Eine maximale Verschiebung des Korridors um das 10,2-fache des 
aktuellen Rentenwerts führt hier zu zusätzlichen Gesamtausgaben von 447 Mio. Euro. Dies sind nur 
etwa 44 Mio. Euro mehr, als wenn nur der Grundrentenfreibetrag um das 10,2-fache des aktuellen 
Rentenwerts angehoben werden würde. Der zusätzliche Effekt einer Anhebung der oberen Grenze 
hat somit nur schwächere Effekte. Ursache ist, dass vergleichsweise wenig Personen von der 
hundertprozentigen Anrechnung betroffen sind. Vor allem für Grundrentenberechtigte, die bereits in 
der Ausgangssituation einen Grundrentenzuschlag erhalten haben, zeigen sich nur geringe 
Unterschiede in den Gesamtausgaben. Die höheren Gesamtausgaben entstehen primär durch 
Grundrentenberechtigte, die in der Ausgangssituation keinen Grundrentenzuschlag erhalten haben. 

7.2 Szenario 2: Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes 

Im zweiten Szenario wird die Wirkung einer Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes 
untersucht. Konkret bedeutet das, dass der reduzierte Anrechnungssatz auf 70, 80, 90 oder 
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100 Prozent festgelegt wird. Die Grundrentenfreibeträge und die zweite Anrechnungsgrenze bleiben 
unverändert. Wird der reduzierte Anrechnungssatz auf 100 Prozent festgelegt, entfällt die 
Stufenform und jegliches Einkommen, das den Grundrentenfreibetrag überschreitet, wird vollständig 
angerechnet. Abbildung 7.5 stellt die Ausgestaltung des zweiten Szenarios bildlich dar. 

Abbildung 7.5 Ausgestaltung von Szenario 2: Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes 

 

Erläuterung: Hier wird der reduzierte Anrechnungssatz beispielhaft von 60 auf 80 Prozent angehoben.  

In diesem Szenario wird nur der reduzierte Anrechnungssatz betrachtet, da die zweite 
Anrechnungsgrenze bei der Einkommensanrechnung nur eine sehr untergeordnete Rolle spielt (siehe 
Abschnitt 6). Viele der Grundrentenberechtigten erhalten bereits durch die 60-prozentigte 
Anrechnung des Einkommens, das den Grundrentenfreibetrag überschreitet, keinen 
Grundrentenzuschlag ausgezahlt. 

Würde den beiden Anrechnungsintervallen ein einheitlicher Anrechnungssatz zugewiesen, läge der 
kostenneutrale Anrechnungssatz bei 60,3 Prozent. Wird also das Einkommen, das den 
Grundrentenfreibetrag überschreitet, zu 60,3 Prozent angerechnet, führt dies zu gleich hohen 
Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen wie in der Ausgangssituation mit unterschiedlichen 
Anrechnungssätzen. Eine kostenneutrale Vereinheitlichung der Anrechnungssätze würde daher kaum 
Änderungen gegenüber dem Status Quo bedeuten. 

Ursache für die geringe Relevanz des hundertprozentigen Anrechnungssatzes im Status Quo sind die 
Grundrentenzuschläge vor Einkommensanrechnung. Diese liegen im Durchschnitt bei etwa 107 Euro. 
Damit auch die zweite Anrechnungsgrenze bei der Einkommensanrechnung von Bedeutung ist – d.h. 
dass auch Einkommen über der zweiten Anrechnungsgrenze auf den Grundrentenzuschlag 
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angerechnet wird – muss eine Person mind. einen Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung 
von 217 Euro haben.16 Das trifft aber nur auf etwa 8 Prozent der Grundrentenberechtigten zu. 

Während Szenario 1 zu einer Ausweitung des Grundrentensystems geführt hat, senkt die Anhebung 
des reduzierten Anrechnungssatzes die Summe der Grundrentenzuschläge um bis zu 65 Mio. Euro 
(siehe Anhang, Abbildung 9.18). Dies lässt sich zum einen darauf zurückführen, dass je nach Höhe des 
reduzierten Anrechnungssatzes etwa 146 bis 102 Tausend Grundrentenbeziehende auch nach dem 
Reformszenario noch weiterhin einen Grundrentenzuschlag erhalten, dieser jedoch durchschnittlich 
um 10,55 bis 30,46 Euro niedriger ausfällt (siehe Abbildung 7.6). Abbildung 7.6 zeigt zudem die 
durchschnittliche Höhe der Grundrentenzuschläge, die durch das Reformszenario nicht mehr an 
Grundrentenbeziehende der Ausgangssituation ausgezahlt werden. Die Anzahl dieser Personen steigt 
mit einer weiteren Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes an. Wird beispielsweise ein 
einheitlicher Anrechnungssatz von 100 Prozent gewählt, so sinkt die Anzahl an 
Grundrentenbeziehenden um 65,4 Tausend Personen (siehe Abbildung 7.7). Dies entspräche 
Minderausgaben von jährlich 65 Mio. Euro (siehe Anhang, Abbildung 9.18). 

Abbildung 7.6 Veränderung des durchschnittlichen Grundrentenzuschlags durch Anhebung des 
reduzierten Anrechnungssatzes 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Die durchschnittlichen Grundrentenzuschläge von Grundrentenbeziehenden, deren Grundrentenzuschlag 
nicht von dem Reformszenario betroffen ist, beträgt 99,71 Euro. Für Grundrentenbeziehende, deren 
Grundrentenzuschlag durch die Reformoption gesenkt wird, die jedoch weiterhin einen 
Grundrentenzuschlag erhalten, liegt dieser bei durchschnittlich etwa 76 Euro. 

Dabei sinkt der Anteil der grundrentenbeziehenden Frauen durch eine Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes stärker als bei Männern (siehe Anhang, Abbildung 9.19). Zudem kommt der 

 

16 Dieser Wert berechnet sich aus der Differenz zwischen Grundrentenfreibetrag und der zweiten Anrechnungsgrenze. Er ist somit für 
Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern am geringsten: (46,78 - 36,56) × 0,8 × 35,52 Euro = 217,81 Euro. 
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Rückgang der Gesamtausgaben primär sowohl absolut als auch relativ durch geringere 
Gesamtzahlungen an Frauen zustande (siehe Anhang, Abbildung 9.20). Auch Grundrentenberechtigte 
mit Wohnsitz in den alten Bundesländern weisen einen höheren Rückgang der gesamten 
Grundrentenzahlungen auf als Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern 
(siehe Anhang, Abbildung 9.21). Für Grundrentenberechtigte mit Partnereinkommen ist der 
Rückgang relativ zur Ausgangssituation bei Grundrentenberechtigten mit Partnereinkommen höher 
(siehe Anhang, Abbildung 9.22). 

Abbildung 7.7 Senkung der Anzahl an Grundrentenbeziehenden durch Anhebung des 
reduzierten Anrechnungssatzes 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Ausgangssituation des Mikrosimulationsmodells beziehen 1.085.155 Altersrentenbeziehende einen 
Grundrentenzuschlag. 

Insgesamt führt die Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes zu einer Senkung der 
Gesamtausgaben für Grundrentenzuschläge. Diese Senkung ist vor allem durch ursprünglich 
Grundrentenbeziehende getragen, die nach Einführung des Reformszenarios überhaupt keinen 
Grundrentenzuschlag mehr erhalten. 

7.3 Szenario 3: Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes bei 
kostenneutraler Anhebung des Grundrentenfreibetrags 

Im dritten Szenario werden die beiden vorangehenden Szenarien als kostenneutrale Reformoption 
vereinigt. Es wird dafür zunächst der reduzierte Anrechnungssatz auf einen Wert zwischen 60 und 
100 Prozent erhöht. Dies reduziert die Gesamtausgaben für die Grundrente, da das den 
Grundrentenfreibetrag überschreitende Einkommen zu einem höheren Prozentsatz auf die 
Grundrentenzuschläge vor Einkommensanrechnung angerechnet wird. Im zweiten Schritt wird der 
Grundrentenfreibetrag für Grundrentenberechtigte mit und ohne Partnereinkommen um einen 
einheitlichen Betrag angehoben. Dabei wird jeweils der Grundrentenfreibetrag ermittelt, der zu einer 
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kostenneutralen Reformoption führt, bei dem also die Gesamtausgaben nach hypothetischer Reform 
den Gesamtausgaben in der Ausgangssituation entsprechen. Abbildung 7.8 stellt die Ausgestaltung 
des dritten Szenarios bildlich dar. 

Abbildung 7.8 Ausgestaltung von Szenario 3: Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes bei 
kostenneutraler Anhebung des Grundrentenfreibetrags 

 

Erläuterung: Hier wird der reduzierte Anrechnungssatz beispielhaft von 60 auf 80 Prozent und die 
Grundrentenfreibeträge um das 5-Fache des aktuellen Rentenwerts angehoben.  

In der Analyse von Szenario 3 werden vier verschiedene Ausprägungen der reduzierten 
Anrechnungssätze betrachtet: 70, 80, 90 und 100 Prozent. Damit die Erhöhung der reduzierten 
Anrechnungssätze zu keiner Senkung der Gesamtausgaben führt, sondern kostenneutral ist, müssen 
die Grundrentenfreibeträge jeweils um das 0,47-, 0,84-, 1,13- oder 1,35-fache des aktuellen 
Rentenwerts angehoben werden. Dies entspricht in den alten Bundesländern rund 16,93, 30,26, 40,70 
bzw. 48,63 Euro. Es können vier Gruppen an Grundrentenberechtigten unterschieden werden, die 
durch die Reformoption beeinflusst werden: 

1. Grundrentenberechtigte, die auch in der Ausgangssituation einen Grundrentenzuschlag 
erhalten und deren Grundrentenzuschlag durch die Reformoption ansteigt, 

2. Grundrentenberechtigte, die in der Ausgangssituation keinen Grundrentenzuschlag erhalten 
haben, aber durch die Reformoption einen Grundrentenzuschlag bekommen, 

3. Grundrentenberechtigte, die in der Ausgangssituation einen Grundrentenzuschlag erhalten 
haben, der jedoch durch die Reformoption sinkt, 

4. Grundrentenberechtigte, die in der Ausgangssituation einen Grundrentenzuschlag erhalten 
haben, durch die Reformoption aber keinen mehr ausgezahlt bekommen. 

Abbildung 7.9 zeigt, wie sich die Veränderung der Gesamtausgaben auf diese vier Gruppen verteilt. 
Vor allem für Grundrentenberechtigte, die auch in der Ausgangssituation einen Grundrentenzuschlag 
erhalten haben und deren Grundrentenzuschlag durch die hypothetische Reform angehoben wird, 
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steigen die Gesamtausgaben. Dies wird primär durch Grundrentenbeziehende, deren 
Grundrentenzuschlag durch die Reformoption gesenkt wird, finanziert. 

Abbildung 7.9 Verteilung der Gesamtausgaben nach kostenneutraler Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes und Grundrentenfreibetrags 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Ausgangssituation des Mikrosimulationsmodells entstehen durch die ausgezahlten 
Grundrentenzuschläge jährlich Gesamtkosten von etwa 1,3 Mrd. Euro. Die Reformszenarien führen zu 
Kostenneutralität mit einer Abweichung von maximal 0,2 Mio. Euro. 

Die durchschnittlichen Grundrentenzuschläge sinken bei der dritten und vierten Gruppe ähnlich stark 
um etwa 7 bis 24 Euro, während sie für Grundrentenberechtigte der ersten und zweiten Gruppe um 
etwa 4 bis 15 Euro ansteigen (siehe Abbildung 7.10). Die Kostenneutralität ist trotz der schwächer 
ansteigenden durchschnittlichen Grundrentenzuschläge der ersten und zweiten Gruppe 
gewährleistet, da die Anzahl der Grundrentenberechtigten, die bereits in der Ausgangssituation einen 
Grundrentenzuschlag erhalten haben, der durch die Reformoption ansteigt, mit Abstand am 
höchsten ist. Insgesamt reduziert die kostenneutrale Erhöhung der Anrechnungssätze und 
Grundrentenfreibeträge die Anzahl der Grundrentenbeziehenden um 4,1 bis 11,9 Tausend (siehe 
Abbildung 7.11). Das entspricht einem Anteil von 0,38 bis 1,10 Prozent. 
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Abbildung 7.10 Veränderung des Grundrentenzuschlags nach kostenneutraler Anhebung des 
reduzierten Anrechnungssatzes und Grundrentenfreibetrags 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Der durchschnittliche Grundrentenzuschlag von Grundrentenberechtigten, die nicht von der Reform 
betroffen sind, beträgt etwa 96 Euro. 

Die kostenneutrale Erhöhung der Anrechnungssätze und Grundrentenfreibeträge hat nur sehr 
geringe Verteilungseffekte, da sie im Gegensatz zur ersten und zweiten Reformoption nicht zu einer 
bedeutenden Ausweitung bzw. Einschränkung der Grundrente führt. So sinken die Gesamtausgaben 
für grundrentenberechtigte Frauen und Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den alten 
Bundesländern leicht. Diese Effekte sind jedoch schwach ausgeprägt und betragen nur 
maximal -0,14 Prozent bei Frauen und -0,26 Prozent bei Grundrentenberechtigten der alten 
Bundesländer (siehe Anhang, Abbildung 9.23 und Abbildung 9.24). Bei Männern und Personen in den 
neuen Bundesländern steigen sie dementsprechend. Bei Grundrentenberechtigten ohne bzw. mit 
Partnereinkommen ist der Effekt vernachlässigbar (siehe Anhang, Abbildung 9.25). Insgesamt zeigt 
sich somit, dass das dritte Reformszenario die Anzahl der Grundrentenbeziehenden geringfügig 
verringert, aber kaum soziodemografische Verteilungseffekte nach sich zieht. 
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Abbildung 7.11 Anzahl der Grundrentenbeziehenden nach kostenneutraler Anhebung des 
reduzierten Anrechnungssatzes und Grundrentenfreibetrags 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Ausgangssituation des Mikrosimulationsmodells beziehen 1.085.155 Altersrentenbeziehende einen 
Grundrentenzuschlag. 

7.4 Kernaussagen der alternativen Ausgestaltung der 
Einkommensanrechnung 

Durch eine Veränderung der Einkommensanrechnung können die tatsächlich ausgezahlten 
Grundrentenzuschläge und deren Verteilung auf die soziodemografischen Gruppen beeinflusst 
werden. Eine Erhöhung des Grundrentenfreibetrags führt zu einer Ausweitung der 
Grundrentenzahlungen, von der vor allem grundrentenberechtigte Frauen profitieren. Steigen 
hingegen die reduzierten Anrechnungssätze, so führt dies zu einer Senkung der Gesamtausgaben. 
Von dem Rückgang der Zahlungen bei höheren Anrechnungssätzen sind hauptsächlich 
grundrentenberechtigte Frauen, aber ebenfalls Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den alten 
Bundesländern und Grundrentenberechtigte mit Partnereinkommen betroffen. Die zweite 
Anrechnungsgrenze von derzeit 100 Prozent spielt hingegen nur eine untergeordnete Rolle: Würden 
der reduzierte und der höhere Anrechnungssatz vereinheitlicht, läge der kostenneutrale 
Anrechnungssatz bei 60,3 Prozent. Kostenneutrale Reformoptionen, die eine Erhöhung des 
reduzierten Anrechnungssatzes mit einer Erhöhung der Grundrentenfreibeträge kombinieren, 
reduzieren geringfügig die Anzahl der Grundrentenbeziehenden, führen jedoch nur zu sehr 
begrenzten Veränderungen in den Gesamtausgaben für verschiedene soziodemografischen Gruppen. 
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8. Fazit 
Anspruchsberechtigung und Reichweite 

Mit der Einführung der Grundrente im Jahr 2021 sollte vor allem die Anerkennung langjähriger 
Beitragszeiten von Versicherten mit unterdurchschnittlichem Einkommen gestärkt werden. Die 
Evaluation zeigt, dass dieses Ziel grundsätzlich erreicht wird. Rund zwölf Prozent der 
Altersrentenbeziehenden erfüllen die Anspruchsvoraussetzungen, wobei etwa die Hälfte von ihnen 
tatsächlich einen Zuschlag in Höhe von durchschnittlich etwa 96 Euro erhält. Dass nicht alle 
Berechtigten von der Grundrente profitieren, liegt an der Einkommensanrechnung, die neben der 
gesetzlichen Rente auch andere bestehende Einkünfte wie Betriebsrenten oder Partnereinkommen 
berücksichtigt. 

Geschlechterunterschiede 

Frauen sind deutlich häufiger anspruchsberechtigt als Männer: Fast jede fünfte Altersrentnerin erfüllt 
die Voraussetzungen, während dies nur bei einem geringen Teil der Männer der Fall ist. Ursache sind 
unterschiedliche Erwerbsbiografien. Ein Großteil der Frauen und Männer erfüllen die notwendige 
Anzahl an Grundrentenzeiten, wobei Kindererziehungszeiten einen entscheidenden Beitrag für 
Frauen leisten. Sie tragen bei Müttern mit mehreren Kindern beinahe so stark zur 
Anspruchsberechtigung bei wie Zeiten sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung. Männer 
erwerben jedoch durch höhere Einkommen einen höheren Betrag an durchschnittlichen 
Entgeltpunkten und folglich Rentenansprüchen, weshalb sie die Anspruchsvoraussetzung von 
weniger als durchschnittlich 0,8 Entgeltpunkten pro Jahr in den Grundrentenbewertungszeiten 
überschreiten. Frauen hingegen liegen häufiger innerhalb der relevanten Werte an Entgeltpunkten 
für die Grundrentenbewertungszeiten. Ob eine Grundrentenberechtigung schließlich zur Zahlung 
eines Grundrentenzuschlags führt, ergibt sich nach der zielgerichteten Einkommensanrechnung, bei 
der auch das Partnereinkommen herangezogen wird. 

Regionale Unterschiede 

Die Ergebnisse verdeutlichen auch Unterschiede zwischen den neuen und alten Bundesländern. In 
den neuen Bundesländern sind Altersrentenbeziehende häufiger grundrentenberechtigt, wobei dies 
vor allem auf Männer zutrifft. Bei Frauen hingegen ist der Unterschied geringer. Die Höhe des 
Grundrentenzuschlags fällt im Durchschnitt bei Personen in den alten Bundesländern höher aus. 
Entscheidend hierfür ist in erster Linie das durchschnittliche Einkommen in den 
Grundrentenbewertungszeiten und somit die Differenz der durchschnittlichen Entgeltpunkte zum 
jeweiligen gesetzlichen Höchstwert. Die Anzahl an Grundrentenbewertungszeiten spielt dagegen nur 
eine untergeordnete Rolle, da der größte Teil der Grundrentenberechtigten mind. 35 Jahre erreicht. 
Das entspricht dem maximalen Wert, der für die Berechnung des Grundrentenzuschlags 
herangezogen wird. 

Wirkung der Einkommensanrechnung 

Von zentraler Bedeutung für die tatsächliche Auszahlung des Grundrentenzuschlags ist die 
Einkommensanrechnung. Der Grundrentenzuschlag nach Einkommensanrechnung ist in den meisten 
Fällen unverändert oder er entfällt. Anteilige Kürzungen sind selten: Rund die Hälfte der Berechtigten 
erhält keinen Grundrentenzuschlag, etwa 42 Prozent erhalten einen ungekürzten 
Grundrentenzuschlag und nur etwa 8 Prozent der Grundrentenberechtigten wird ein reduzierter 
Betrag ausgezahlt. Frauen sind hiervon besonders stark betroffen. Zudem trägt Partnereinkommen 
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bei Frauen und Männern häufig dazu bei, dass kein Grundrentenzuschlag ausgezahlt wird. Das 
anrechenbare Einkommen ist bei Grundrentenberechtigten ohne Grundrentenzuschlag im 
Durchschnitt deutlich höher als bei Grundrentenbeziehenden. 

Reformoptionen 

Reformen der Einkommensanrechnung können sowohl den Umfang der ausgezahlten 
Grundrentenzuschläge als auch deren Verteilung auf soziodemografische Gruppen beeinflussen. So 
würde eine Anhebung des Grundrentenfreibetrags zu einem Anstieg der Grundrentenzahlungen 
führen, der primär grundrentenberechtigten Frauen zugutekommt. Eine Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes von bisher 60 Prozent würde hingegen die Gesamtausgaben senken. Dieser 
Rückgang der Zahlungen würde insbesondere grundrentenberechtigte Frauen betreffen, würde sich 
aber ebenfalls verstärkt auf Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den alten Bundesländern und 
Grundrentenberechtigte mit Partnereinkommen auswirken. Kostenneutrale Reformen, die eine 
Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes mit einer Anhebung der Grundfreibeträge 
kombinieren, würden die Anzahl der Grundrentenbeziehenden leicht reduzieren, hätten jedoch nur 
sehr geringe soziodemografische Verteilungswirkungen. 

Gesamteinschätzung 

Die Evaluation zeigt, dass die mit der Einführung der Grundrente formulierten Ziele erreicht wurden, 
denn die Grundrente verbessert die Einkommenssituation von langjährig pflichtversicherten 
Geringverdienenden im Alter. Besonders Frauen und Personen mit Wohnsitz in den neuen 
Bundesländern profitieren von der Grundrente. Gleichzeitig begrenzt die Einkommensanrechnung 
den Kreis der tatsächlich Begünstigten erheblich und bestimmt maßgeblich die Verteilung der 
Zuschläge. Die Grundrente erweist sich damit als zielgerichtetes Instrument. 
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9. Anhang 

9.1 Variablendefinitionen 

Die folgende Auflistung beschreibt und definiert die aus den Datensätzen zur Analyse der Grundrente 
herangezogenen Informationen in alphabetischer Reihenfolge. 

• Alte Bundesländer:  
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin (West), Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein 

• Anzahl berücksichtigter Kinder:  
Anzahl der Kinder, für die mind. ein Monat an Kindererziehungszeit berücksichtigt wurde 

• Berufsausbildung:  
Monate mit Pflichtbeitragszeiten der beruflichen Ausbildung 

• Durchschnittliche EP pro Jahr an Grundrentenbewertungszeiten:  
Durchschnittliche Anzahl an Entgeltpunkten pro Jahr, die eine Person in den als 
Grundrentenbewertungszeiten anerkannten Jahren erworben hat 

• Erwerbstätigkeit:  
Monate mit einer sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit 

• Familienstand:  
„nicht definiert“ (Familienstand entweder nicht definiert, Altfall oder Merkmal entfällt); 
„nicht verheiratet” (ledig, geschieden, verwitwet oder nicht in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft lebend); „verheiratet” (verheiratet, wiederverheiratet oder in einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft lebend) 

• Geringfügige Beschäftigung:  
Monate mit Pflichtbeitragszeiten der geringfügigen Beschäftigung, in denen gleichzeitig 
keine Zeiten der Erwerbstätigkeit, beruflichen Ausbildung, des Wehr- bzw. Zivildiensts, der 
Kindererziehung, der Pflege oder der Krankheit vorliegen 

• Grundrentenbewertungszeiten:  
Grundrentenzeiten, in denen mind. 0,3 Entgeltpunkte pro Jahr (0,025 Entgeltpunkte pro 
Monat) durch versicherte Tätigkeiten tatsächlich erworben wurden 

• Grundrentenzuschlag:  
Monatlicher Zuschlag, der an die Grundrentenbeziehenden gezahlt wird (vor Abzug von 
Kranken- und Pflegeversicherung) 

• Kindererziehung:  
Monate, in denen Kindererziehungszeiten bzw. -berücksichtigungszeiten und keine Zeiten 
der Erwerbstätigkeit, berufliche Ausbildung oder des Wehr- bzw. Zivildiensts vorliegen 

• Krankheit:  
Monate, in denen nach rentenrechtlichen Gesichtspunkten Zeiten der Arbeitsunfähigkeit 
bzw. Krankheit vorliegen und die Person gleichzeitig keine Zeiten der Erwerbstätigkeit, 
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beruflichen Ausbildung, des Wehr- bzw. Zivildiensts, der Kindererziehung oder der Pflege 
vorweist 

• Neue Bundesländer:  
Berlin (Ost), Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen 

• Nicht erwerbsmäßige Pflege:  
Monate, in denen nach rentenrechtlichen Gesichtspunkten Zeiten einer nicht 
erwerbsmäßigen Pflege vorliegen und die Person gleichzeitig keine Zeiten der 
Erwerbstätigkeit, beruflichen Ausbildung, des Wehr- bzw. Zivildiensts oder der 
Kindererziehung vorweist 

• Partnereinkommen:  
Imputierte Variable, die wiedergibt, ob bei der Einkommensanrechnung das Einkommen des 
Partners bzw. der Partnerin berücksichtigt wurde 

• Rentenbetrag (vor Grundrentenzuschlag):  
Monatlicher Rentenbetrag (ohne Grundrentenzuschlag) vor Abzug der Kranken- und 
Pflegeversicherung 

• Rentenbetrag nach Grundrentenzuschlag:  
Summe aus Rentenbetrag und Grundrentenzuschlag, jeweils vor Abzug von Kranken- und 
Pflegeversicherung 

• Selbstständigkeit:  
Monate mit Pflichtbeitragszeiten der Selbständigkeit, in denen gleichzeitig keine Zeiten der 
Erwerbstätigkeit, beruflichen Ausbildung, des Wehr- bzw. Zivildiensts, der Kindererziehung, 
der Pflege oder der Krankheit vorliegen 

• Summe der Entgeltpunkte:  
Bestimmt sich aus allen Entgeltpunkten aus Beitragszeiten, beitragsfreien Zeiten, Zuschlägen 
für beitragsgeminderte Zeiten, Leistungszuschlägen, Zuschlägen für Arbeitsentgelt aus 
geringfügiger Beschäftigung, Zu- oder Abschlägen aus dem Versorgungsausgleich, 
Ausgleichzahlungen wegen Rentenminderung, Abfindungen betrieblicher Altersversorgung, 
Zu- und/oder Abschlägen aus Rentensplitting, Zuschlägen aus Beiträgen nach Beginn einer 
Rente wegen Alters und Zuschlägen für Zeiten einer besonderen Auslandsverwendung. In 
der Summe der Entgeltpunkte werden Zuschläge an persönlichen Entgeltpunkten für 
Kindererziehung nach § 307d SGB VI und Zuschläge an Entgeltpunkten für langjährige 
Versicherte nach §§ 76g, 307e und 307f SGB VI nicht berücksichtigt. 

• Wehr- oder Zivildienst:  
Monate mit Pflichtbeitragszeiten des Wehr- oder Zivildiensts 
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9.2 Zusätzliche Tabellen 

Tabelle 9.1 Kennzahlen der Altersrentenbeziehenden 

 
GR-Beziehende GR-Berechtigte 

(ohne Zuschlag) 

Nicht grundrentenber. 
Altersrentenbeziehende 

Rentenbetrag 1.023,09 € 1.062,19 € 1.318,94 € 

Grundrentenzuschlag vor 
EK-Anrechnung 

106,61 € 83,35 € 0,00 € 

Grundrentenzuschlag nach 
EK-Anrechnung 

95,73 € 0,00 € 0,00 € 

Rentenbetrag einschl. 
Grundrentenzuschlag 

1.118,82 € 1.062,19 € 1.318,94 € 

Verhältnis von 
Grundrentenzuschlag zu 
Rente (einschl. Zuschlag) 

8,56% 0,00% 0,00% 

GR-Bewertungszeiten 440,90 447,62 - 

Anteil mit weniger als 
35 Jahren an 
GR-Bewertungszeiten 

34,20% 32,76% - 

Durchschn. EP pro Jahr der 
GR-Bewertungszeiten 

0,69 0,72 - 

Summe der Entgeltpunkte 27,68 28,40 35,04 

Anzahl 1.088.458 1.066.841 15.376.154 

Anteil an allen 
AR-Beziehenden 

6,21% 6,09% 87,71% 

Anteil an allen 
GR-Beziehenden 

50,50% 49,50% - 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung:  Die Anteile an allen Altersrentenbeziehenden summieren sich aufgrund von Rundungsfehlern nicht auf 
100 Prozent auf. 
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Tabelle 9.2 Kennzahlen differenziert nach Geschlecht 

 
GR-Beziehende 

GR-Berechtigte  
(ohne Zuschlag) 

Nicht grundrentenber. 
Altersrentenbeziehende 

 Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer 

Rentenbetrag 994,49 € 1.120,99 € 1.047,21 € 1.205,55 € 1.048,42 € 1.622,06 € 

Grundrentenzuschlag 
vor EK-Anrechnung 

112,25 € 87,29 € 85,53 € 62,43 € 0,00 € 0,00 € 

Grundrentenzuschlag 
nach EK-Anrechnung 

99,11 € 84,15 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Rentenbetrag einschl. 
Grundrentenzuschlag  

1.093,60 € 1.205,14 € 1.047,21 € 1.205,55 € 1.048,42 € 1.622,06 € 

Verhältnis von 
Grundrentenzuschlag 
zu Rente (einschl. 
Zuschlag) 

9,97% 7,51% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00% 

GR-Bewertungszeiten 429,01 481,60 442,49 496,73 - - 

Anteil mit weniger als 
35 Jahren an 
GR-Bewertungszeiten 

40,40% 12,97% 35,04% 10,93% - - 

Durchschn. EP pro 
Jahr an 
GR-Bewertungszeiten 

0,69 0,72 0,72 0,74 - - 

Summe der 
Entgeltpunkte 

26,72 30,93 27,92 32,93 26,79 44,16 

Anzahl 842.337 246.121 965.878 100.963 8.125.041 7.251.113 

Anteil an allen 
AR-Beziehenden 
(nach Geschlecht) 

8,48% 3,24% 9,72% 1,33% 81,80% 95,43% 

Anteil an allen 
GR-Beziehenden 
(nach Geschlecht) 

46,58% 70,91% 53,42% 29,09% - - 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 



Anhang 

81 

Tabelle 9.3 Kennzahlen differenziert nach Wohnsitz 

 
GR-Beziehende 

GR-Berechtigte  
(ohne Zuschlag) 

Nicht grundrentenber. 
Altersrentenbeziehende 

 Neue BL Alte BL Neue BL Alte BL Neue BL Alte BL 

Rentenbetrag 1.102,80 € 993,34 € 1.182,01 € 1.033,29 € 1.512,05 € 1.268,66 € 

Grundrentenzuschlag 
vor EK-Anrechnung 

87,69 € 113,67 € 58,98 € 89,23 € 0,00 € 0,00 € 

Grundrentenzuschlag 
nach EK-Anrechnung 

80,12 € 101,56 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Rentenbetrag einschl. 
Grundrentenzuschlag  

1.182,92 € 1.094,90 € 1.182,01 € 1.033,29 € 1.512,05 € 1.268,66 € 

Verhältnis von 
Grundrentenzuschlag 
zu Rente (einschl. 
Zuschlag) 

6,77% 9,28% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00% 

GR-Bewertungszeiten 475,89 427,85 489,80 437,44 - - 

Anteil mit weniger als 
35 Jahren an 
GR-Bewertungszeiten 

18,45% 40,08% 12,89% 37,56% - - 

Durchschn. EP pro 
Jahr an 
GR-Bewertungszeiten 

0,72 0,69 0,75 0,71 - - 

Summe der 
Entgeltpunkte 

30,12 26,77 31,58 27,63 40,35 33,66 

Anzahl 842.337 792.615 207.343 859.498 3.176.521 12.199.633 

Anteil an allen 
AR-Beziehenden 
(nach Wohnsitz) 

8,04% 5,72% 5,63% 6,20% 86,33% 88,07% 

Anteil an allen 
GR-Beziehenden 
(nach Wohnsitz) 

58,79% 52,02% 41,21% 47,98% - - 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 
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Tabelle 9.4 Kennzahlen differenziert nach Geschlecht (Neue Bundesländer) 

 
GR-Beziehende 

GR-Berechtigte  
(ohne Zuschlag) 

Nicht grundrentenber. 
Altersrentenbeziehende 

 Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer 

Rentenbetrag 1.069,16 € 1.174,91 € 1.161,88 € 1.248,40 € 1.416,17 € 1.627,02 € 

Grundrentenzuschlag 
vor EK-Anrechnung 

95,83 € 70,23 € 59,95 € 55,77 € 0,00 € 0,00 € 

Grundrentenzuschlag 
nach EK-Anrechnung 

86,12 € 67,25 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Rentenbetrag einschl. 
Grundrentenzuschlag  

1.155,28 € 1.242,17 € 1.161,88 € 1.248,40 € 1.416,17 € 1.627,02 € 

Verhältnis von 
Grundrentenzuschlag 
zu Rente (einschl. 
Zuschlag) 

7,45% 5,41% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00% 

GR-Bewertungszeiten 467,37 494,16 482,15 515,02 - - 

Anteil mit weniger als 
35 Jahren an 
GR-Bewertungszeiten 

22,90% 8,90% 15,09% 5,65% - - 

Durchschn. EP pro 
Jahr an 
GR-Bewertungszeiten 

0,71 0,74 0,75 0,75 - - 

Summe der 
Entgeltpunkte 

29,03 32,40 30,84 33,97 37,03 44,21 

Anzahl 201.744 94.099 159.095 48.248 1.732.176 1.444.345 

Anteil an allen 
AR-Beziehenden 
(nach Geschlecht) 

9,64% 5,93% 7,60% 3,04% 82,76% 91,03% 

Anteil an allen 
GR-Beziehenden 
(nach Geschlecht) 

55,91% 66,11% 44,09% 33,89% - - 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 
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Tabelle 9.5 Kennzahlen differenziert nach Geschlecht (Alte Bundesländer) 

 
GR-Beziehende 

GR-Berechtigte  
(ohne Zuschlag) 

Nicht grundrentenber. 
Altersrentenbeziehende 

 Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer 

Rentenbetrag 970,97 € 1.087,60 € 1.024,59 € 1.166,34 € 948,79 € 1.620,82 € 

Grundrentenzuschlag 
vor EK-Anrechnung 

117,42 € 97,85 € 90,58 € 68,53 € 0,00 € 0,00 € 

Grundrentenzuschlag 
nach EK-Anrechnung 

103,21 € 94,61 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Rentenbetrag einschl. 
Grundrentenzuschlag  

1.074,18 € 1.182,22 € 1.024,59 € 1.166,34 € 948,79 € 1.620,82 € 

Verhältnis von 
Grundrentenzuschlag 
zu Rente (einschl. 
Zuschlag) 

9,61% 8,00% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00% 

GR-Bewertungszeiten 416,93 473,83 434,66 479,99 - - 

Anteil mit weniger als 
35 Jahren an 
GR-Bewertungszeiten 

45,91% 15,50% 38,98% 15,78% - - 

Durchschn. EP pro 
Jahr an 
GR-Bewertungszeiten 

0,68 0,70 0,71 0,73 - - 

Summe der 
Entgeltpunkte 

26,00 30,02 27,35 31,97 24,06 44,14 

Anzahl 640.593 152.022 806.783 52.715 6.392.865 5.806.768 

Anteil an allen 
AR-Beziehenden 
(nach Geschlecht) 

8,17% 2,53% 10,29% 0,88% 81,54% 94,59% 

Anteil an allen 
GR-Beziehenden 
(nach Geschlecht) 

44,26% 25,75% 55,74% 74,25% - - 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 
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Tabelle 9.6 Potenzielle Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen differenziert nach 
Geschlecht 

 Frauen Männer 

Altersrentenbeziehende mit mind. 35 Jahren vollwertiger Beitragszeiten 

Anzahl 2.869.004 4.544.280 

Anteil 35,65% 69,18% 

Altersrentenbeziehende mit mind. 35 Jahren vollwertiger Beitragszeiten und durchschnittlich 
weniger als 0,8 Entgeltpunkten pro Jahr vollwertiger Beitragszeiten 

Anzahl 1.333.067 545.367 

Anteil (AR-Beziehenden mit 
mind. 35 Jahren 
vollwertiger Beitragszeiten) 

46,46% 12,00% 

Anteil (Gesamt) 16,57% 8,30% 

Anzahl (Gesamt) 8.046.612 6.569.093 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung:  Für diese Untersuchung werden nur Altersrentenbeziehende herangezogen, für die sowohl die vollwertigen 
Beitragszeiten als auch die Entgeltpunkte aus den vollwertigen Beitragszeiten im Datensatz angegeben sind, 
sodass sich eine geringere Grundgesamtheit der Altersrentenbeziehenden ergibt. 
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Tabelle 9.7 Potenzielle Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen differenziert nach 
Alterskohorten 

 1940 und früher 1941 bis 1950 1951 und später 

Altersrentenbeziehende mit mind. 35 Jahren vollwertiger Beitragszeiten 

Anzahl 1.293.415 2.422.003 3.697.866 

Anteil 41,12% 48,56% 57,05% 

Altersrentenbeziehende mit mind. 35 Jahren vollwertiger Beitragszeiten und durchschnittlich 
weniger als 0,8 Entgeltpunkten pro Jahr vollwertiger Beitragszeiten 

Anzahl 201.209 592.904 1.084.321 

Anteil (AR-Beziehenden mit 
mind. 35 Jahren 
vollwertiger Beitragszeiten) 

15,56% 24,48% 29,32% 

Anteil (Gesamt) 6,40% 11,89% 16,73% 

Anzahl (Gesamt) 3.145.831 4.987.512 6.482.362 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung:  Für diese Untersuchung werden nur Altersrentenbeziehende herangezogen, für die sowohl die vollwertigen 
Beitragszeiten als auch die Entgeltpunkte aus den vollwertigen Beitragszeiten im Datensatz angegeben sind, 
sodass sich eine geringere Grundgesamtheit der Altersrentenbeziehenden ergibt. 
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Tabelle 9.8 Potenzielle Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen differenziert nach 
Alterskohorten (Frauen) 

 1940 und früher 1941 bis 1950 1951 und später 

Altersrentenbeziehende mit mind. 35 Jahren vollwertiger Beitragszeiten 

Anzahl 375.615 877.682 1.615.707 

Anteil 20,32% 31,60% 47,23% 

Altersrentenbeziehende mit mind. 35 Jahren vollwertiger Beitragszeiten und durchschnittlich 
weniger als 0,8 Entgeltpunkten pro Jahr vollwertiger Beitragszeiten 

Anzahl 148.536 427.570 756.961 

Anteil (AR-Beziehenden mit 
mind. 35 Jahren 
vollwertiger Beitragszeiten) 

39,54% 48,72% 46,85% 

Anteil (Gesamt) 8,04% 15,40% 22,13% 

Anzahl (Gesamt) 1.848.144 2.777.276 3.421.192 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung:  Für diese Untersuchung werden nur Altersrentnerinnen herangezogen, für die sowohl die vollwertigen 
Beitragszeiten als auch die Entgeltpunkte aus den vollwertigen Beitragszeiten im Datensatz angegeben sind, 
sodass sich eine geringere Grundgesamtheit der Altersrentnerinnen ergibt. 
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Tabelle 9.9 Potenzielle Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen differenziert nach 
Alterskohorten (Männer) 

 1940 und früher 1941 bis 1950 1951 und später 

Altersrentenbeziehende mit mind. 35 Jahren vollwertiger Beitragszeiten 

Anzahl 917.800 1.544.321 2.082.159 

Anteil 70,73% 69,87% 68,02% 

Altersrentenbeziehende mit mind. 35 Jahren vollwertiger Beitragszeiten und durchschnittlich 
weniger als 0,8 Entgeltpunkten pro Jahr vollwertiger Beitragszeiten 

Anzahl 52.673 165.334 327.360 

Anteil (AR-Beziehenden mit 
mind. 35 Jahren 
vollwertiger Beitragszeiten) 

5,74% 10,71% 15,72% 

Anteil (Gesamt) 4,06% 7,48% 10,69% 

Anzahl (Gesamt) 1.297.687 2.210.236 3.061.170 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung:  Für diese Untersuchung werden nur Altersrentner herangezogen, für die sowohl die vollwertigen 
Beitragszeiten als auch die Entgeltpunkte aus den vollwertigen Beitragszeiten im Datensatz angegeben sind, 
sodass sich eine geringere Grundgesamtheit der Altersrentner ergibt. 
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Tabelle 9.10 Zusammensetzung der Grundrentenzeiten nach Geschlecht und Region 

 Frauen Männer 

 Neue 
Bundesländer 

Alte 
Bundesländer 

Neue 
Bundesländer 

Alte 
Bundesländer 

Erwerbstätigkeit 82,76% 72,70% 89,07% 88,73% 

Kindererziehung 9,27% 18,74% 0,05% 0,27% 

Geringfügige Beschäftigung 0,94% 1,83% 0,23% 0,26% 

Berufsausbildung  3,93% 3,52% 4,53% 3,00% 

Nicht erwerbsmäßige Pflege 1,31% 1,79% 0,32% 0,34% 

Krankheit oder Reha 1,43% 0,91% 2,04% 1,62% 

Wehr- oder Zivildienst 0,00% 0,00% 2,61% 2,32% 

Selbständigkeit 0,37% 0,50% 1,15% 3,46% 

Quelle: Vollerhebung der VVL 2022 (FDZ-RV, 2025b) 
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Tabelle 9.11 Zusammensetzung der Grundrentenzeiten bei Frauen nach Anzahl 
berücksichtigter Kinder (neue Bundesländer) 

 Keine 
Kinder 

1 Kind 2 Kinder 3 Kinder 
4 Kinder 

oder mehr 

Erwerbstätigkeit 337,51 408,46 395,84 343,94 256,45 

Kindererziehung 1,72 25,24 46,18 83,58 144,50 

Geringfügige Beschäftigung 2,46 2,81 2,90 3,80 3,27 

Berufsausbildung  12,98 16,41 15,64 16,22 15,91 

Nicht erwerbsmäßige Pflege 5,45 4,42 4,34 5,69 6,34 

Krankheit oder Reha 5,89 6,23 5,65 5,74 4,85 

Wehr- oder Zivildienst 0,01 0,00 0,00 0,00 0,00 

Selbständigkeit 3,10 1,67 1,41 1,64 1,36 

Summe 369,13 465,24 471,97 460,61 432,68 

Quelle: Vollerhebung der VVL 2022 (FDZ-RV, 2025b) 

Erläuterung: Der Anzahl der Zeiten der Kindererziehung ist positiv bei Frauen, bei denen keine Kindererziehungszeiten 
berücksichtigt wurden, da hierzu auch Pflichtbeiträge während der Mutterschaft zählen. 
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Tabelle 9.12 Zusammensetzung der Grundrentenzeiten bei Frauen nach Anzahl der 
berücksichtigten Kinder (alte Bundesländer) 

 Keine 
Kinder 

1 Kind 2 Kinder 3 Kinder 
4 Kinder 

oder mehr 

Erwerbstätigkeit 328,14 335,05 287,84 237,72 173,31 

Kindererziehung 2,02 61,60 108,03 148,27 199,06 

Geringfügige Beschäftigung 2,26 4,57 7,18 7,79 7,49 

Berufsausbildung  12,30 16,38 16,30 13,87 10,82 

Nicht-erwerbsmäßige Pflege 4,24 5,87 7,27 8,66 10,03 

Krankheit oder Reha 3,53 3,76 3,15 3,01 2,71 

Wehr- oder Zivildienst 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Selbständigkeit 3,40 1,62 1,20 1,21 1,13 

Summe 355,90 428,87 430,98 420,54 404,54 

Quelle: Vollerhebung der VVL 2022 (FDZ-RV, 2025b) 

Erläuterung: Der Anzahl der Zeiten der Kindererziehung ist positiv bei Frauen, bei denen keine Kindererziehungszeiten 
berücksichtigt wurden, da hierzu auch Pflichtbeiträge während der Mutterschaft zählen. 
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Tabelle 9.13 Effekte auf die Wahrscheinlichkeit, grundrentenberechtigt zu sein, im Vergleich 
zur jeweiligen Referenzkategorie 

  Neue BL Alte BL Frauen Männer Gesamt 

Frauen  0,1337 0,1337   0,1253 
  (0,0008) (0,0003)   (0,0003) 

Neues Bundesland    -0,0230 0,0441 0,0146 
    (0,0003) (0,0002) (0,0002) 

Familienstand       

nicht definiert  0,0196 0,0504 0,0846 -0,0280 0,0392 
  (0,0012) (0,0008) (0,0010) (0,0008) (0,0007) 

verheiratet  0,0066 0,0074 0,0234 -0,0144 0,0074 
  (0,0004) (0,0002) (0,0003) (0,0002) (0,0002) 

Kinderanzahl       

1 Kind  0,0203 0,0743 0,0979 0,0011 0,0707 
  (0,0010) (0,0003) (0,0004) (0,0009) (0,0003) 

2 Kinder  -0,0604 0,0563 0,0523 0,0424 0,0372 
  (0,0008) (0,0003) (0,0004) (0,0016) (0,0003) 

3 Kinder  -0,1063 0,0155 -0,0013 0,0464 -0,0024 
  (0,0008) (0,0003) (0,0004) (0,0027) (0,0003) 

4 Kinder oder mehr  -0,1424 -0,0303 -0,0615 0,0072 -0,0471 
  (0,0008) (0,0003) (0,0004) (0,0035) (0,0003) 

Alterskohorte       

1941 bis 1950  0,0189 0,0378 0,0551 0,0053 0,0338 
  (0,0004) (0,0002) (0,0003) (0,0002) (0,0002) 

1951 und später  0,1056 0,1152 0,1699 0,0379 0,1126 
  (0,0004) (0,0002) (0,0003) (0,0002) (0,0002) 

Beobachtungen  3.679.707 13.851.746 9.933.980 7.598.197 17.531.453 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Robuste Standardfehler werden in Klammern angegeben. Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, 
beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, beim Familienstand nicht 
verheiratete Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen ohne Kindererziehungszeiten und bei den 
Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als Grundgesamtheit dienen grundsätzlich alle 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland. Diese wird bei den einzelnen Regressionen 
eingeschränkt, indem nur Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern, 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, altersrentenbeziehende Frauen oder 
altersrentenbeziehende Männer untersucht werden. 
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Tabelle 9.14 Effekte auf die Wahrscheinlichkeit, zwischen 33 und unter 35 Jahre an 
Grundrentenzeiten akkumuliert zu haben, im Vergleich zur jeweiligen 
Referenzkategorie 

  Neue BL Alte BL Frauen Männer Gesamt 

Frauen  0,0378 0,0271   0,0281 
  (0,0050) (0,0031)   (0,0026) 

Neues Bundesland    -0,0754 -0,0735 -0,0745 
    (0,0023) (0,0038) (0,0020) 

Familienstand       

nicht definiert  0,1170 -0,0330 0,0322 -0,1395 0,0306 
  (0,0160) (0,0103) (0,0095) (0,0258) (0,0093) 

verheiratet  -0,0040 -0,0021 -0,0029 -0,0018 -0,0026 
  (0,0030) (0,0018) (0,0017) (0,0036) (0,0016) 

Kinderanzahl       

1 Kind  -0,0428 -0,0223 -0,0262 -0,0046 -0,0257 
  (0,0052) (0,0029) (0,0026) (0,0175) (0,0025) 

2 Kinder  -0,0525 -0,0434 -0,0451 -0,0259 -0,0437 
  (0,0054) (0,0027) (0,0026) (0,0185) (0,0024) 

3 Kinder  -0,0777 -0,0731 -0,0753 -0,0605 -0,0726 
  (0,0070) (0,0034) (0,0032) (0,0309) (0,0030) 

4 Kinder oder mehr  -0,0996 -0,0908 -0,0938 -0,1194 -0,0904 
  (0,0113) (0,0052) (0,0048) (0,0466) (0,0046) 

Alterskohorte       

1941 bis 1950  -0,0137 -0,0078 -0,0152 0,0341 -0,0095 
  (0,0044) (0,0025) (0,0023) (0,0065) (0,0022) 

1951 und später  0,0474 0,0389 0,0400 0,0567 0,0401 
  (0,0047) (0,0025) (0,0024) (0,0063) (0,0022) 

Beobachtungen  52.130 216.100 222.662 45.568 268.230 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Robuste Standardfehler werden in Klammern angegeben. Bei der Bestimmung werden Personen mit genau 
396 Monaten an Grundrentenzeiten aufgrund ihrer verzerrenden Wirkung ausgeschlossen. Als Basis dienen 
beim Geschlecht die Männer, beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten 
Bundesländern, beim Familienstand nicht verheiratete Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen ohne 
Kindererziehungszeiten und bei den Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als 
Grundgesamtheit dienen grundsätzlich alle Grundrentenberechtigten mit Wohnsitz in Deutschland und 
zwischen 396 und 444 Monaten an Grundrentenzeiten. Diese wird bei den einzelnen Regressionen 
eingeschränkt, indem nur Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern, 
Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, grundrentenberechtigte Frauen oder 
grundrentenberechtigte Männer untersucht werden. 
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Tabelle 9.15 Effekte auf die Wahrscheinlichkeit, mind. 35 Jahre an 
Grundrentenbewertungszeiten akkumuliert zu haben, im Vergleich zur jeweiligen 
Referenzkategorie 

  Neue BL Alte BL Frauen Männer Gesamt 

Frauen   -0,0438 -0,0513   -0,0330 
  (0,0025) (0,0017)   (0,0014) 

Neues Bundesland    0,2399 0,0864 0,2067 
    (0,0009) (0,0012) (0,0008) 

Familienstand       

nicht definiert  -0,1167 -0,3604 -0,2982 -0,0852 -0,2899 
  (0,0043) (0,0026) (0,0024) (0,0143) (0,0023) 

verheiratet  0,0056 -0,0002 -0,0101 0,0464 0,0012 
  (0,0012) (0,0008) (0,0079) (0,0013) (0,0007) 

Kinderanzahl       

1 Kind  -0,0789 -0,1785 -0,1653 -0,1758 -0,1590 
  (0,0021) (0,0012) (0,0010) (0,0093) (0,0010) 

2 Kinder  -0,0848 -0,2803 -0,2507 -0,0364 -0,2404 
  (0,0021) (0,0012) (0,0010) (0,0072) (0,0010) 

3 Kinder  -0,1188 -0,3212 -0,2943 0,0026 -0,2831 
  (0,0033) (0,0015) (0,0014) (0,0110) (0,0014) 

4 Kinder oder mehr  -0,1540 -0,3391 -0,3163 -0,0362 -0,3042 
  (0,0068) (0,0026) (0,0024) (0,0277) (0,0024) 

Alterskohorte       

1941 bis 1950  0,0080 -0,0331 -0,0061 0,0793 -0,0236 
  (0,0018) (0,0013) (0,0013) (0,0017) (0,0011) 

1951 und später  0,0088 0,0512 0,0740 0,0800 0,0420 
  (0,0017) (0,0012) (0,0012) (0,0014) (0,0010) 

Beobachtungen  503.186 1.652.113 1.808.215 347.084 2.155.299 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Robuste Standardfehler werden in Klammern angegeben. Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, 
beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, beim Familienstand nicht 
verheiratete Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen ohne Kindererziehungszeiten und bei den 
Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als Grundgesamtheit dienen grundsätzlich alle 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland. Diese wird bei den einzelnen Regressionen 
eingeschränkt, indem nur Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern, 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, altersrentenbeziehende Frauen oder 
altersrentenbeziehende Männer untersucht werden. 
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Tabelle 9.16 Effekte auf die Höhe der Differenz zwischen Höchstwert und durchschnittlichen 
Entgeltpunkte pro Jahr an Grundrentenbewertungszeiten im Vergleich zur 
jeweiligen Referenzkategorie 

  Neue BL Alte BL Frauen Männer Gesamt 

Frauen  0,0381 0,0197   0,0231 
  (0,0004) (0,0003)   (0,0002) 

Neues Bundesland    -0,0263 -0,0258 -0,0278 
    (0,0001) (0,0002) (0,0001) 

Familienstand       

nicht definiert  0,0350 0,0680 0,0681 -0,0220 0,0586 
  (0,0008) (0,0007) (0,0006) (0,0021) (0,0005) 

verheiratet  -0,0003 0,0030 0,0028 -0,0027 0,0022 
  (0,0002) (0,0001) (0,0001) (0,0003) (0,0001) 

Kinderanzahl       

1 Kind  -0,0137 -0,0024 -0,0040 0,0053 -0,0038 
  (0,0004) (0,0002) (0,0002) (0,0015) (0,0002) 

2 Kinder  -0,0200 -0,0050 -0,0084 -0,0117 -0,0070 
  (0,0004) (0,0002) (0,0002) (0,0012) (0,0002) 

3 Kinder  -0,0316 -0,0166 -0,0202 -0,0181 -0,0185 
  (0,0005) (0,0002) (0,0002) (0,0019) (0,0002) 

4 Kinder oder mehr  -0,0434 -0,0284 -0,0322 -0,0224 -0,0300 
  (0,0008) (0,0004) (0,0003) (0,0047) (0,0003) 

Alterskohorte       

1941 bis 1950  0,0188 0,0164 -0,0228 -0,0169 0,0166 
  (0,0002) (0,0002) (0,0001) (0,0005) (0,0001) 

1951 und später  0,0515 0,0459 -0,0581 -0,0142 0,0467 
  (0,0002) (0,0002) (0,0001) (0,0004) (0,0001) 

Konstante  0,0172 0,0507 0,0640 0,1003 0,0493 
  (0,0003) (0,0003) (0,0002) (0,0005) (0,0002) 

Beobachtungen  503.186 1.652.113 1.808.215 347.084 2.155.299 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Robuste Standardfehler werden in Klammern angegeben. Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, 
beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, beim Familienstand nicht 
verheiratete Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen ohne Kindererziehungszeiten und bei den 
Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als Grundgesamtheit dienen grundsätzlich alle 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland. Diese wird bei den einzelnen Regressionen 
eingeschränkt, indem nur Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern, 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, altersrentenbeziehende Frauen oder 
altersrentenbeziehende Männer untersucht werden. 
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Tabelle 9.17 Effekte auf Höhe der Grundrentenzuschläge vor Einkommensanrechnung im 
Vergleich zur jeweiligen Referenzkategorie 

  Neue BL Alte BL Frauen Männer Gesamt 

Frauen  40,70 18,06   23,05 
  (0,3864) (0,2521)   (0,2066) 

Neues Bundesland    -20,94 -23,53 -23,38 
    (0,1185) (0,2209) (0,1055) 

Familienstand       

nicht definiert  34,10 0,78 20,78 -44,30 11,11 
  (0,8562) (0,3886) (0,3874) (1,2995) (0,3806) 

verheiratet  -0,22 3,30 2,69 -1,21 2,44 
  (0,1893) (0,1303) (0,1196) (0,2625) (0,1096) 

Kinderanzahl       

1 Kind  -14,57 -0,26 -2,67 1,82 -2,49 
  (0,3740) (0,2140) (0,1914) (1,4410) (0,1875) 

2 Kinder  -21,68 -5,40 -9,43 -10,94 -7,87 
  (0,3875) (0,2044) (0,1867) (1,2620) (0,1826) 

3 Kinder  -34,94 -18,01 -22,46 -18,15 -20,65 
  (0,5031) (0,2411) (0,2227) (1,9252) (0,2188) 

4 Kinder oder mehr  -48,04 -31,03 -36,36 -27,74 -34,03 
  (0,8754) (0,3482) (0,3270) (3,8957) (0,3230) 

Alterskohorte       

1941 bis 1950  21,34 16,18 24,59 -22,01 17,18 
  (0,2415) (0,1886) (0,1483) (0,5058) (0,1540) 

1951 und später  55,92 46,31 61,25 -20,39 48,16 
  (0,2521) (0,1836) (0,1466) (0,4722) (0,1412) 

Konstante  20,42 55,74 65,75 109,55 52,28 
  (0,3159) (0,2660) (0,2067) (0,5026) (0,2176) 

Beobachtungen  503.186 1.652.113 1.808.269 347.084 2.155.299 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Robuste Standardfehler werden in Klammern angegeben. Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, 
beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, beim Familienstand nicht 
verheiratete Versicherte, bei der Kinderanzahl Personen ohne Kindererziehungszeiten und bei den 
Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als Grundgesamtheit dienen grundsätzlich alle 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in Deutschland. Diese wird bei den einzelnen Regressionen 
eingeschränkt, indem nur Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern, 
Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, altersrentenbeziehende Frauen oder 
altersrentenbeziehende Männer untersucht werden. 
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Tabelle 9.18 Kennzahlen differenziert nach Grundrentenzeiten 

 Grundrentenbeziehende Grundrentenberechtigte  
(ohne Zuschlag) 

Grundrentenzeiten  
(in Jahren) 

33 bis 35 35 bis 37 Mind. 35  33 bis 35 35 bis 37  Mind. 35  

Rentenbetrag 742,09 € 876,19 € 1.031,76 € 748,01 € 879,64 € 1.068,52 € 

Grundrentenzuschlag 
vor EK-Anrechnung 

69,27 € 91,34 € 107,70 € 56,21 € 68,26 € 84,02 € 

Grundrentenzuschlag 
nach EK-Anrechnung 

65,45 € 85,24 € 96,68 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Rentenbetrag einschl. 
Grundrentenzuschlag 

807,54 € 961,43 € 1.128,44 € 748,01 € 879,64 € 1.068,52 € 

Verhältnis von 
Grundrentenzuschlag 
zu Rente (einschl. 
Zuschlag) 

8,10% 8,87% 8,57% 0,00% 0,00% 0,00% 

GR-Bewertungszeiten 327,28 362,03 446,22 322,01 351,98 453,90 

Durchschn. EP pro 
Jahr an 
GR-Bewertungszeiten 

0,63 0,70 0,70 0,65 0,73 0,72 

Entgeltpunkte 20,37 23,96 27,88 20,04 23,53 28,54 

Anzahl 27.991 130.456 1.052.667 17.199 92.584 1.035.409 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Bei der Bestimmung werden Personen mit genau 396 Monaten an Grundrentenzeiten aufgrund ihrer 
verzerrenden Wirkung ausgeschlossen. Bei den Intervallen der Grundrentenzeiten ist jeweils die Obergrenze 
ausgeschlossen. 35 bis 37 Jahre bedeutet als 420 bis 443 Monate. 
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Tabelle 9.19 Effekte auf die Wahrscheinlichkeit, nach Einkommensanrechnung einen 
Grundrentenzuschlag zu erhalten, im Vergleich zur jeweiligen Referenzkategorie 
(nur Grundrentenberechtigte) 

  Neue BL Alte BL Frauen Männer Gesamt 

Frauen  0,0114 -0,2510   -0,1741 
  (0,0029) (0,0015)   (0,0013) 

Neues Bundesland    0,1296 -0,0529 0,0783 
    (0,0009) (0,0015) (0,0008) 

Partnereinkommen  -0,1502 -0,2800 -0,2616 -0,2420 -0,2539 
  (0,0014) (0,0007) (0,0007) (0,0015) (0,0006) 

Kinderanzahl       

1 Kind  -0,1120 -0,0886 -0,0930 -0,1509 -0,0866 
  (0,0028) (0,0013) (0,0012) (0,0095) (0,0012) 

2 Kinder  -0,0931 -0,0797 -0,0866 -0,0143 -0,0754 
  (0,0029) (0,0012) (0,0012) (0,0087) (0,0011) 

3 Kinder  -0,0836 -0,0241 -0,0388 0,0593 -0,0296 
  (0,0040) (0,0016) (0,0015) (0,0139) (0,0015) 

4 Kinder oder mehr  -0,0579 0,0305 0,0147 0,0853 0,0232 
  (0,0078) (0,0025) (0,0024) (0,0328) (0,0024) 

Alterskohorte       

1941 bis 1950  0,2974 0,1362 0,1923 0,0371 0,1698 
  (0,0022) (0,0012) (0,0011) (0,0028) (0,0010) 

1951 und später  0,3001 0,1652 0,2470 -0,0986 0,1915 
  (0,0021) (0,0011) (0,0010) (0,0026) (0,0010) 

Beobachtungen  503.180 1.652.078 1.808.179 347.079 2.155.258 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung:  Robuste Standardfehler werden in Klammern angegeben. Als Basis dienen beim Geschlecht die Männer, 
beim Wohnsitz Altersrentenbeziehende mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, beim Partnereinkommen 
Personen ohne Partnereinkommen, bei der Kinderanzahl Personen ohne Kindererziehungszeiten und bei 
den Alterskohorten Versicherte mit Geburtsjahr 1940 oder früher. Als Grundgesamtheit dienen 
grundsätzlich alle Grundrentenberechtigten mit Wohnsitz in Deutschland. Diese wird bei den einzelnen 
Regressionen eingeschränkt, indem nur Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern, 
Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den alten Bundesländern, grundrentenberechtigte Frauen oder 
grundrentenberechtigte Männer untersucht werden. 
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Tabelle 9.20 Vergleich des Familienstands bei Rentenzugang und des Partnereinkommens 

 Kein Partnereinkommen Partnereinkommen 

0 Jahre seit Rentenzugang 

Ledig 29,38% 2,02% 

Verheiratet 1,09% 67,51% 

10 Jahre seit Rentenzugang 

Ledig 28,42% 1,62% 

Verheiratet 17,22% 52,74% 

Mind. 20 Jahre seit Rentenzugang 

Ledig 22,70% 1,65% 

Verheiratet 32,69% 42,96% 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Ob Partnereinkommen vorliegt oder nicht, wird anhand des anrechenbaren eigenen Einkommens, des 
Einkommens eines Partners oder einer Partnerin und des Gesamthaushalteikommens bestimmt. Liegt für 
eine Person kein anrechenbares Einkommen aus einer der drei Quellen vor, wird die Person, falls sie bei 
Rentenzugang ledig war, als ohne Partnereinkommen festgelegt. War die Person bei Rentenzugang 
verheiratet, wird sie als Person mit Partnereinkommen eingestuft. Von dieser Bestimmung sind 
61.872 Grundrentenberechtigte betroffen, das sind 2,87 Prozent. Aufgrund von Rundungsfehlern ergibt sich 
zum Teil nicht 100 Prozent als Summe. 
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Tabelle 9.21 Einkommen nach Geschlecht und Partnereinkommen 

 Frauen Männer 

 
Kein 

Partner-EK 
Partner-EK Gesamt 

Kein 
Partner-EK 

Partner-EK Gesamt 

Alle Grundrentenberechtigten 

Einkommen 1.345 € 3.133 € 2.366 € 952 € 2.216 € 1.731 € 

Angerechnetes 
Einkommen 

33 € 66 € 52 € 10 € 27 € 20 € 

GR-Zuschlag 56 € 38 € 46 € 73 € 52 € 60 € 

Rentenbetrag 1.058 € 996 1.023 € 1.121 € 1.161 € 1.146 € 

Grundrentenberechtigte ohne Grundrentenzuschlag 

Einkommen 1.964 € 3.986 € 3.331 € 1.941 € 3.426 € 3.157 € 

Angerechnetes 
Einkommen 

66 € 95 € 86 € 58 € 63 € 62 € 

GR-Zuschlag 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Rentenbetrag 1.098 € 1.023 € 1.047 € 1.218 € 1.203 € 1.206 € 

Grundrentenbeziehende 

Einkommen 927 € 1.663 € 1.258 € 794 € 1.455 € 1.146 € 

Angerechnetes 
Einkommen 

10 € 17 € 13 € 2 € 4 € 3 € 

GR-Zuschlag 95 € 105 € 99 € 84 € 84 € 84 € 

Rentenbetrag 1.031 € 949 € 994 € 1.106 € 1.135 € 1.121 € 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Einkommen bezeichnet das gesamte anrechenbare jährliche Einkommen dividiert durch zwölf, also sowohl 
das Einkommen der versicherten Person als auch des Partners bzw. der Partnerin. Das angerechnete 
Einkommen ist der Betrag, der tatsächlich von den Grundrentenzuschlägen vor Einkommensanrechnung 
abgezogen wurde. Bei einer Person ohne anrechenbares Partnereinkommen kann es folglich maximal so 
hoch sein wie der Grundrentenzuschlag vor Einkommensanrechnung.  
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9.3 Zusätzliche Abbildungen 

Abbildung 9.1 Verteilung der Rentenbeträge bei Männern (nach Grundrentenzuschlag) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Grafik wird für die Grundrentenbeziehenden und Grundrentenberechtigten ohne 
Grundrentenzuschlag der jeweilige Anteil der Altersrentenbeziehenden angegeben, der einen Rentenbetrag 
innerhalb eines 50 Euro Intervalls – also beispielsweise einen Rentenbetrag zwischen 100 Euro und 150 Euro 
- erhält. Die Obergrenze des Intervalls ist hierbei eingeschlossen. Der in der Legende nicht erklärte 
dazwischenliegende Farbton zeigt, wenn sich die Dichteverteilungen überschneiden. 
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Abbildung 9.2 Zusammensetzung der Grundrentenzeiten bei Grundrentenbeziehenden und 
Grundrentenberechtigten ohne Grundrentenzuschlag 

 

Quelle: Vollerhebung der VVL 2022 (FDZ-RV, 2025b) 

Erläuterung: Die Grafik stellt für die Grundrentenbeziehenden und die Grundrentenberechtigten ohne 
Grundrentenzuschlag jeweils den durchschnittlichen Anteil der Grundrentenzeiten dar, der durch die 
grundrentenrelevanten Zeiten entsteht. 
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Abbildung 9.3 Verteilung der Grundrentenzeiten bei Frauen differenziert nach Anzahl 
berücksichtigter Kinder (Grundrentenberechtigte) 

 

Quelle: Vollerhebung der VVL 2022 (FDZ-RV, 2025b) 

Erläuterung: Die Grafik stellt für die unterschiedlichen Gruppen jeweils den durchschnittlichen Anteil der 
Grundrentenzeiten dar, der durch die grundrentenrelevanten Zeiten entsteht. Als berücksichtigte Kinder 
gelten hierbei Kinder, für die Kindererziehungszeiten angerechnet wurden. 
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Abbildung 9.4 Verteilung der Zeiten der Erwerbstätigkeit bei Frauen (neue Bundesländer) 

 

Quelle: Vollerhebung der VVL 2022 (FDZ-RV, 2025b) 

Erläuterung: Die Grafik stellt für Frauen mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern unterteilt nach der Anzahl an Kindern, 
für die Kindererziehungszeiten berücksichtigt wurden, die Verteilung der Monate an Erwerbstätigkeit 
anhand eines Boxplots dar. 
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Abbildung 9.5 Verteilung der Zeiten der Erwerbstätigkeit bei Frauen (alte Bundesländer) 

 

Quelle: Vollerhebung der VVL 2022 (FDZ-RV, 2025b) 

Erläuterung: Die Grafik stellt für Frauen mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern unterteilt nach der Anzahl an Kindern, 
für die Kindererziehungszeiten berücksichtigt wurden, die Verteilung der Monate an Erwerbstätigkeit 
anhand eines Boxplots dar. 
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Abbildung 9.6 Verteilung der Grundrentenzeiten der Grundrentenbeziehenden in Monaten 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Bei der Bestimmung werden Personen mit genau 396 Monaten an Grundrentenzeiten aufgrund ihrer 
verzerrenden Wirkung ausgeschlossen. 
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Abbildung 9.7 Durchschnittliche Grundrentenbewertungszeiten 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 
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Abbildung 9.8 Anteil ausgezahlter Grundrentenzuschläge in Abhängigkeit von der Dauer seit 
Rentenzugang bei Frauen (kein anrechenbares Partnereinkommen) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Abbildung werden jeweils die Anteile der grundrentenberechtigten Frauen ohne Partnereinkommen 
in Abhängigkeit der Jahre seit Rentenzugang angegeben, die keinen Grundrentenzuschlag, einen durch die 
Einkommensanrechnung verminderten Grundrentenzuschlag oder einen ungekürzten Grundrentenzuschlag 
erhalten. Die Jahre seit Rentenzugang geben dabei die Differenz zwischen dem Berichtsjahr (2023) und dem 
jeweiligen Rentenzugangsjahr an. Es werden nur Personen untersucht, die vor Bezug der Altersrente keine 
Erwerbminderungsrente erhalten haben. 
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Abbildung 9.9 Anteil ausgezahlter Grundrentenzuschläge in Abhängigkeit von der Dauer seit 
Rentenzugang bei Männern (kein anrechenbares Partnereinkommen) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Abbildung werden jeweils die Anteile der grundrentenberechtigten Männer ohne Partnereinkommen 
in Abhängigkeit der Jahre seit Rentenzugang angegeben, die keinen Grundrentenzuschlag, einen durch die 
Einkommensanrechnung verminderten Grundrentenzuschlag oder einen ungekürzten Grundrentenzuschlag 
erhalten. Die Jahre seit Rentenzugang geben dabei die Differenz zwischen dem Berichtsjahr (2023) und dem 
jeweiligen Rentenzugangsjahr an. Es werden nur Personen untersucht, die vor Bezug der Altersrente keine 
Erwerbminderungsrente erhalten haben. 
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Abbildung 9.10 Anteil ausgezahlter Grundrentenzuschläge in Abhängigkeit von der Dauer seit 
Rentenzugang für Grundrentenberechtigte mit anrechenbaren Einkommen (kein 
anrechenbares Partnereinkommen) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Abbildung werden jeweils die Anteile der Grundrentenberechtigten ohne Partnereinkommen in 
Abhängigkeit der Jahre seit Rentenzugang angegeben, die keinen Grundrentenzuschlag, einen durch die 
Einkommensanrechnung verminderten Grundrentenzuschlag oder einen ungekürzten Grundrentenzuschlag 
erhalten. Die Jahre seit Rentenzugang geben dabei die Differenz zwischen dem Berichtsjahr (2023) und dem 
jeweiligen Rentenzugangsjahr an. Es werden nur Personen untersucht, die vor Bezug der Altersrente keine 
Erwerbminderungsrente erhalten haben und für die ein anrechenbares Einkommen vorhanden ist. 
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Abbildung 9.11 Anteil ausgezahlter Grundrentenzuschläge in Abhängigkeit von der Dauer seit 
Rentenzugang bei Frauen (anrechenbares Partnereinkommen) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Abbildung werden jeweils die Anteile der grundrentenberechtigten Frauen mit Partnereinkommen in 
Abhängigkeit der Jahre seit Rentenzugang angegeben, die keinen Grundrentenzuschlag, einen durch die 
Einkommensanrechnung verminderten Grundrentenzuschlag oder einen ungekürzten Grundrentenzuschlag 
erhalten. Die Jahre seit Rentenzugang geben dabei die Differenz zwischen dem Berichtsjahr (2023) und dem 
jeweiligen Rentenzugangsjahr an. Es werden nur Personen untersucht, die vor Bezug der Altersrente keine 
Erwerbminderungsrente erhalten haben. 
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Abbildung 9.12 Anteil ausgezahlter Grundrentenzuschläge in Abhängigkeit von der Dauer seit 
Rentenzugang bei Männern (anrechenbares Partnereinkommen) 

 

Quelle: Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Abbildung werden jeweils die Anteile der grundrentenberechtigten Männer mit Partnereinkommen in 
Abhängigkeit der Jahre seit Rentenzugang angegeben, die keinen Grundrentenzuschlag, einen durch die 
Einkommensanrechnung verminderten Grundrentenzuschlag oder einen ungekürzten Grundrentenzuschlag 
erhalten. Die Jahre seit Rentenzugang geben dabei die Differenz zwischen dem Berichtsjahr (2023) und dem 
jeweiligen Rentenzugangsjahr an. Es werden nur Personen untersucht, die vor Bezug der Altersrente keine 
Erwerbminderungsrente erhalten haben. 
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Abbildung 9.13 Veränderung des Anteils der Grundrentenbeziehenden an den 
Grundrentenberechtigten durch Anhebung des Grundrentenfreibetrags 
differenziert nach Geschlecht 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Abbildung werden jeweils die Anteile der grundrentenbeziehenden Frauen an allen 
grundrentenberechtigten Frauen und die Anteile der grundrentenbeziehenden Männer an allen 
grundrentenberechtigten Männern in Abhängigkeit von der Erhöhung des Grundrentenfreibetrags 
dargestellt. Eine Anhebung um das 10,2-Fache des ARW stellt dabei eine Abschaffung der ersten 
Anrechnungsstufe dar. 
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Abbildung 9.14 Relative Veränderung der Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen durch 
Anhebung des Grundrentenfreibetrags differenziert nach Geschlecht 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Es werden jeweils für Frauen und Männer die Veränderungen der Gesamtausgaben aus 
Grundrentenzuschlägen durch eine Anhebung des Grundrentenfreibetrags relativ zu den Gesamtausgaben 
aus Grundrentenzuschlägen der jeweiligen Gruppe in der Ausgangssituation dargestellt. Eine Anhebung des 
Grundrentenfreibetrags um das 1-Fache des aktuellen Rentenwerts, führt somit dazu, dass die 
Gesamtausgaben für Frauen um 4,0 Prozent und für Männer um 1,5 Prozent steigen. Eine Anhebung um das 
10,2-Fache des aktuellen Rentenwerts stellt hierbei eine Abschaffung der ersten Anrechnungsstufe dar. 
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Abbildung 9.15 Relative Veränderung der Gesamtausgaben durch Anhebung des 
Grundrentenfreibetrags differenziert nach Wohnsitz 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Es werden jeweils für Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den neuen und alten Bundesländern die 
Veränderungen der Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen durch eine Anhebung des 
Grundrentenfreibetrags relativ zu den Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen der jeweiligen Gruppe 
in der Ausgangssituation dargestellt. Eine Anhebung des Grundrentenfreibetrags um das 1-Fache des 
aktuellen Rentenwerts, führt somit dazu, dass die Gesamtausgaben für Grundrentenberechtigte mit 
Wohnsitz in den neuen Bundesländern um 3,7 Prozent und für Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den 
alten Bundesländern um 3,4 Prozent steigen. Eine Anhebung um das 10,2-Fache des aktuellen Rentenwerts 
stellt hierbei eine Abschaffung der ersten Anrechnungsstufe dar. 
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Abbildung 9.16 Relative Veränderung der Gesamtausgaben durch Anhebung des 
Grundrentenfreibetrags differenziert nach Partnereinkommen 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Es werden jeweils für Grundrentenberechtigte ohne und mit Partnereinkommen die Veränderungen der 
Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen durch eine Anhebung des Grundrentenfreibetrags relativ zu 
den Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen der jeweiligen Gruppe in der Ausgangssituation 
dargestellt. Eine Anhebung des Grundrentenfreibetrags um das 1-Fache des aktuellen Rentenwerts, führt 
somit dazu, dass die Gesamtausgaben für Grundrentenberechtigte ohne Partnereinkommen um 3,2 Prozent 
und für Grundrentenberechtigte mit Partnereinkommen um 3,7 Prozent steigen. Eine Anhebung um das 
10,2-Fache des aktuellen Rentenwerts stellt hierbei eine Abschaffung der ersten Anrechnungsstufe dar. 
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Abbildung 9.17 Zusätzliche Gesamtkosten durch Anhebung des Grundrentenfreibetrags und der 
zweiten Anrechnungsgrenze 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Ausgangssituation des Mikrosimulationsmodells entstehen durch die ausgezahlten 
Grundrentenzuschläge jährlich Gesamtkosten von etwa 1,3 Mrd. Euro. Die Abszisse gibt an, um welches 
Vielfache des aktuellen Rentenwerts die Grundrentenfreibeträge angehoben werden. Eine Anhebung um das 
10,2-Fache des aktuellen Rentenwerts stellt hierbei eine Abschaffung der ersten Anrechnungsstufe dar. 
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Abbildung 9.18 Senkung der Gesamtausgaben durch Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Ausgangssituation des Mikrosimulationsmodell entstehen durch die ausgezahlten 
Grundrentenzuschläge jährlich Gesamtkosten von etwa 1,3 Mrd. Euro. Eine Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes auf 100 Prozent spiegelt eine Abschaffung der Stufenform der Einkommensanrechnung 
wider. 
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Abbildung 9.19 Veränderung des Anteils der Grundrentenbeziehenden an den 
Grundrentenberechtigten durch Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes 
differenziert nach Geschlecht 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: In der Abbildung werden jeweils die Anteile der grundrentenbeziehenden Frauen an allen 
grundrentenberechtigten Frauen und die Anteile der grundrentenbeziehenden Männer an allen 
grundrentenberechtigten Männern in Abhängigkeit von der Erhöhung des Grundrentenfreibetrags 
dargestellt. 
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Abbildung 9.20 Relative Veränderung der Gesamtausgaben durch Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes differenziert nach Geschlecht 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Es werden jeweils für Frauen und Männer die Veränderungen der Gesamtausgaben aus 
Grundrentenzuschlägen durch eine Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes relativ zu den 
Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen der jeweiligen Gruppe in der Ausgangssituation dargestellt. 
Eine Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes auf 70 Prozent führt somit dazu, dass die 
Gesamtausgaben für Frauen um 2,0 Prozent und für Männer um 0,5 Prozent sinken. 
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Abbildung 9.21 Relative Veränderung der Gesamtausgaben durch Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes differenziert nach Wohnsitz 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Es werden jeweils für Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den neuen und alten Bundesländern die 
Veränderungen der Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen durch eine Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes relativ zu den Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen der jeweiligen Gruppe in der 
Ausgangssituation dargestellt. Eine Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes auf 70 Prozent führt 
somit dazu, dass die Gesamtausgaben für Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den neuen 
Bundesländern um 1,5 Prozent und für Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den alten Bundesländern 
um 1,7 Prozent sinken. 
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Abbildung 9.22 Relative Veränderung der Gesamtausgaben durch Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes differenziert nach Partnereinkommen 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Es werden jeweils für Grundrentenberechtigte ohne und mit Partnereinkommen die Veränderungen der 
Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen durch eine Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes 
relativ zu den Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen der jeweiligen Gruppe in der Ausgangssituation 
dargestellt. Eine Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes auf 70 Prozent führt somit dazu, dass die 
Gesamtausgaben für Grundrentenberechtigte ohne Partnereinkommen um 1,5 Prozent und für 
Grundrentenberechtigte mit Partnereinkommen um 1,8 Prozent sinken. 
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Abbildung 9.23 Relative Veränderung der Gesamtausgaben durch kostenneutrale Anhebung des 
relativen Anrechnungssatzes und Grundrentenfreibetrags differenziert nach 
Geschlecht 

  

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Es werden jeweils für Frauen und Männer die Veränderungen der Gesamtausgaben aus 
Grundrentenzuschlägen durch eine kostenneutrale Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes und der 
Grundrentenfreibeträge relativ zu den Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen der jeweiligen Gruppe 
in der Ausgangssituation dargestellt. Eine kostenneutrale Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes auf 
70 Prozent führt somit dazu, dass die Gesamtausgaben für Frauen um 0,07 Prozent sinken und für Männer 
um 0,21 Prozent steigen. 
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Abbildung 9.24 Relative Veränderung der Gesamtausgaben durch kostenneutrale Anhebung des 
relativen Anrechnungssatzes und Grundrentenfreibetrags differenziert nach 
Wohnsitz 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Es werden jeweils für Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den neuen und alten Bundesländern die 
Veränderungen der Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen durch eine kostenneutrale Anhebung des 
reduzierten Anrechnungssatzes relativ und der Grundrentenfreibeträge zu den Gesamtausgaben aus 
Grundrentenzuschlägen der jeweiligen Gruppe in der Ausgangssituation dargestellt. Eine kostenneutrale 
Anhebung des reduzierten Anrechnungssatzes auf 70 Prozent führt somit dazu, dass die Gesamtausgaben 
für Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern um 0,35 Prozent steigt und für 
Grundrentenberechtigte mit Wohnsitz in den alten Bundesländern um 0,11 Prozent sinken. 
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Abbildung 9.25 Relative Veränderung der Gesamtausgaben durch kostenneutrale Anhebung des 
reduzierten Anrechnungssatzes und Grundrentenfreibetrags differenziert nach 
Partnereinkommen 

 

Quelle: Mikrosimulationsmodell und Vollerhebung des Rentenbestands 2023 (FDZ-RV, 2025a) 

Erläuterung: Es werden jeweils für Grundrentenberechtigte ohne und mit Partnereinkommen die Veränderungen der 
Gesamtausgaben aus Grundrentenzuschlägen durch eine kostenneutrale Anhebung des reduzierten 
Anrechnungssatzes und der Grundrentenfreibeträge relativ zu den Gesamtausgaben aus 
Grundrentenzuschlägen der jeweiligen Gruppe in der Ausgangssituation dargestellt. Eine Anhebung des 
reduzierten Anrechnungssatzes auf 70 Prozent führt somit dazu, dass die Gesamtausgaben für 
Grundrentenberechtigte ohne Partnereinkommen um 0,02 Prozent steigen und für Grundrentenberechtigte 
mit Partnereinkommen um 0,04 Prozent sinken. 
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